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1 Einleitung 

Der öffentliche Dienst – Deutschlands größter Arbeitgeber (vgl. Gourmelon, Seidel & 

Treier, 2014: 14). 

Angesiedelt in der Exekutive der Gewaltenteilung als ausführende Gewalt steht die 

öffentliche Verwaltung für die Umsetzung der geltenden Gesetze ein. Die nötige Ar-

beitskraft erlangt sie aus über 4 Millionen Mitarbeitern, die in Beamten- und Dienstver-

hältnissen mit den Anstalten, Stiftungen und Körperschaften des öffentlichen Rechts 

stehen. Auch die Mitarbeiter der Träger der Sozialversicherung (Krankenkassen, 

Deutsche Rentenversicherung, Berufsgenossenschaften etc.) sowie der Bundesbank 

gehören zu den Bediensteten im öffentlichen Sektor. 

Die Vielfalt der Beschäftigungsfelder im öffentlichen Dienst reicht dabei weit über reine 

Bürokräfte in den jeweiligen Verwaltungseinrichtungen hinaus – Amtsärzte, Polizisten, 

Gärtner, Juristen sowie Angestellte des Zolls gehören zum Arbeitsbereich des öffentli-

chen Sektors ebenso wie Verwaltungsfachangestellte, die als Sachbearbeiter in den 

verschiedenen Behörden agieren (vgl. Gourmelon, Seidel & Treier, 2014: 16f). 

1.1 Rechtliche Betrachtung 

Die Dienstverhältnisse im öffentlichen Dienst richten sich nach verschiedenen gesetzli-

chen Regelungen. Neben den Bestimmungen des Grundgesetzes und des allgemei-

nen Arbeitsrechtes aus dem Bereich des Zivilrechts gelten für die Angestellten die Ta-

rifverträge des öffentlichen Dienstes – einerseits der TV-L (Ost) für Arbeitsverhältnisse 

mit dem Freistaates Sachsen, andererseits der TVöD-VKA für den Bereich der Ge-

meinden und Landkreise. Diese ergänzen die allgemeinen Bestimmungen des Arbeits-

rechts und wandeln bestimmte Festlegungen ab. Hierbei gilt jedoch nach Urteil des 

Bundesarbeitsgerichtes vom 15. April 2015 sowie gemäß § 4 Abs. 3 TVG das soge-

nannte Günstigkeitsprinzip. Hierdurch wird die grundsätzliche Rangfolge der gesetzli-

chen Regelungen zum Arbeitsverhältnis gebrochen. Die Tarifverträge stehen in der 

generell geltenden Rangfolge unterhalb der sich aus der unmittelbaren Gesetzesan-

wendung der arbeitsrechtlichen Regelungen ergebenden Vorschriften. Da sie jedoch 

Regelungen enthalten, die für den einzelnen Arbeitnehmer eine Verbesserung der ge-

setzlichen Regelungen bedeuten, kann sich der Arbeitgeber – im vorliegenden Falle 

also die Behörden des Freistaates Sachsen sowie dessen Kommunen – nicht mehr auf 

das allgemeine Arbeitsrecht berufen, sondern ist bei Abschluss eines Arbeitsvertrages 

an die arbeitnehmerfreundlicheren tarifvertraglichen Bestimmungen gebunden. 
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Weitere, bisher ungenannte gesetzliche Regelungen, die dem Bereich des Arbeits-

rechts zuzuordnen sind, sind das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz, verschiedene 

Schutzgesetze sowie Gesetze mit Bezug auf bestimmte Personengruppen. 

Darüber hinaus entstehen im öffentlichen Dienst in unterschiedlichsten Bereichen auch 

Beamtenverhältnisse. Hierfür gelten die entsprechenden Spezialgesetze des Bundes 

sowie des Freistaates Sachsen. Neben dem Eintritt in das so genannte „öffentliche 

Dienst- und Treueverhältnis“ (§ 3 Abs. 1 BeamtStG) durch Ernennung si nd insbeson-

dere die Pensionierung anstelle eines Renteneintritts sowie das Lebenszeitprinzip die 

Hauptunterschiede zu einem traditionellen Arbeitsverhältnis in der freien Wirtschaft. 

Die Betrachtung der Rechtsverhältnisse und die stark verwaltungsorientierte, geset-

zesmäßige Ausführung der personellen Maßnahmen werden dabei als Personalverwal-

tung bezeichnet. Das Hauptziel bildet hierbei die Rechtmäßigkeit sämtlicher personal-

politischer Maßnahmen, also die Einhaltung der oben genannten entsprechend für den 

Einsatzbereich geltenden Gesetze. Hierbei wird der Mensch als reine Arbeitskraft ge-

sehen und eine statische Umwelt angenommen (vgl. Holtbrügge, 2018: 2). 
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Die folgende vergleichende Auflistung zeigt beispielhaft Unterschiede der verschiede-

nen Arbeitsverhältnisse auf: 

 Arbeitsrecht Tarifvertragsrecht Beamtenrecht 
Bezeichnung Arbeitsverhältnis Dienstverhältnis Beamtenverhältnis 

Begründung 
Abschluss eines Ar-

beitsvertrages 

(§ 611ff BGB) 

Abschluss eines Ar-

beitsvertrages 

Ernennung (§ 10 

SächsBG) 

Vergütung 
Mindestlohn laut  

MiLoG, Regelungen 

im Arbeitsvertrag 

Nach Entgeltordnung 

und Eingruppierung 

nach TVöD / TV-L 

Nach Besoldungs-

rechtlichen Grundsät-

zen (z.B. SächsBesG) 

Urlaubsanspruch 

20 Arbeitstage bzw. 

24 Werktage (BUrlG) 

30 Arbeitstage 

(§ 26 Abs. 1 TVöD-

VKA bzw. § 26 Abs. 1 

TV-L) 

30 Arbeitstage (§ 4 

Sächs-UrlMuEltVO) 

Kündigung 

Ordentliche Kündi-

gungsfrist: 4 Wochen 

zum 15. oder zum 

Ende eines Kalen-

dermonats (§ 622 

BGB) 

Abstufung der ordent-

lichen Kündigungs-

frist je nach Beschäf-

tigungszeit (§ 34 

TVöD-VKA bzw. § 34 

TV-L) 

Grundsatz = Lebens-

zeitprinzip! (§ 4 Abs. 1 

BeamtStG) 

Beendigung des Be-

amtenverhältnisses 

unter strengen Vor-

aussetzungen (§ 22 

BeamtStG, § 40 

SächsBG) 
Tabelle 1: Vergleichende Aufstellung der verschiedenen Möglichkeiten der Anstellung in ein Arbeitsverhältnis (vgl. 

Bergauer, Linnert & Wagner, 2017: 14, 71, 90, 123 ff) 

1.2 Wirtschaftliche Betrachtung 

Eine rein rechtliche Betrachtung ist insbesondere im Wandel der Zeit nicht mehr aus-

reichend für eine erfolgreiche Durchführung der Personalpolitik innerhalb der Behörden 

des öffentlichen Dienstes. 

Insbesondere die große Konkurrenzsituation im Personalbereich, aber auch weitere 

Faktoren wie die Personalkosten, die im öffentlichen Bereich einen der größten Auf-

wandsposten darstellen, oder der allgemeine Wertewandel der Arbeitnehmer sorgen 

dafür, dass die reine Personaladministration nicht mehr ausreicht, um die notwendige 

Personaldichte gewährleisten zu können. So fließen immer mehr betriebswirtschaftli-

che Elemente in das Personalwesen des öffentlichen Dienstes ein und beeinflussen so 

den Wandel von der Personalverwaltung hin zum Personalmanagement (vgl. Holtbrüg-

ge, 2018: 2). 
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Standen bei der rein formalen Betrachtung des Personalwesens die Rechtmäßigkeit 

und die Bürokratie im Vordergrund, so sind die Hauptziele des Personalmanagements 

vor allem die Wirtschaftlichkeit des Personaleinsatzes unter Berücksichtigung des öko-

nomischen Prinzips sowie die Zufriedenheit der Mitarbeiter, die zudem nicht mehr le-

diglich als Produktionsfaktor, sondern als Organisationsmitglied angesehen werden. 

Auch die in der Realität sehr dynamische Umwelt wird beim Personalmanagement mit 

einbezogen (vgl. Holtbrügge, 2018: 2). Weitere wirtschaftliche Ziele des Personalma-

nagements des öffentlichen Dienstes sind die Minimierung der Kosten, die Steigerung 

der menschlichen Arbeitsleistung sowie die optimale Nutzung der Fertigkeiten der Ar-

beitskräfte, um öffentlich-rechtliche Problemstellungen zu bearbeiten (vgl. Fischer, 

2011: 28). 

Hinzu kommt die Notwendigkeit der Optimierung von Arbeitsprozessen durch eine ab-

gestimmte Kombination der verschiedenen Produktionsfaktoren, insbesondere im Be-

reich der technologischen Modernisierung. Solche Maßnahmen sind jedoch oftmals mit 

hohen Investitionskosten verbunden und bedürfen daher der Abstimmung durch die 

legitimierten Stellen sowie der Festsetzung in der Finanzplanung öffentlich-rechtlicher 

Körperschaften, während diese Vorgänge in der Privatwirtschaft deutlich flexibler um-

setzbar sind. Im Ergebnis könnte jedoch durch den technischen Fortschritt die Arbeits-

leistung besser ausgeschöpft werden, sodass eine Reduzierung des Stellenbedarfs 

eine mögliche Konsequenz sein könnte (vgl. Fischer, 2011: 28). 
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2 Hauptteil 

Die Gesamtheit des Personalmanagements gliedert sich in eine Diversität verschiede-

ner Handlungsfelder, die sich durch die Chronologie der Arbeitskräfte vor Beginn, wäh-

rend und mit Beendigung des Arbeitsverhältnisses erstrecken. Die für die Ausbildungs-

offensive wesentlichen Komponenten sind insbesondere die Entwicklung einer Perso-

nalpolitik, die Personal(-bedarfs-)planung und die Personalbeschaffung. Durch die am 

27. Februar 2018 vom Kabinett beschlossene Ausbildungsoffensive sollen neue Fach-

kräfte als Mitarbeiter für die öffentliche Verwaltung im Hinblick auf die derzeitige und 

zukünftige Personalsituation des Freistaates Sachsen gewonnen werden (Sächsische 

Staatskanzlei, 2018a: 1). 

Für eine nachhaltige Arbeit der Querschnittseinheit, die im Bereich des öffentlichen 

Dienstes die Aufgaben der Personalabteilung wahrnimmt, sind zudem auch Hand-

lungsfelder wie die Personalführung und –entwicklung bis hin zur Planung von Perso-

nalfreisetzungen von großer Bedeutung (vgl. Wald, 1996: 22) 

2.1 Verschiedene theoretische Modelle des Personalmanagements 

Wie in der Einleitung beschrieben beeinflussen diverse verschiedene Gesichtspunkte 

die personelle Situation sowie die Handlungsfelder der öffentlichen Verwaltung. Somit 

ist auch der Bereich des Personalwesens unmittelbar von den verschiedenen gesell-

schaftlichen Entwicklungen betroffen. Dieser ständige Wandel muss in die Tätigkeiten 

des Personalmanagements einbezogen werden, um personalwirtschaftliche Instrumen-

te angemessen einsetzen zu können (vgl. Wald, 1996: 23). Begründet durch diesen so 

genannten Wertewandel (als Werte bezeichnet Wald die „in den Menschen selbst vor-

handenen und bei ihnen abfragbaren Vorstellungen über Wichtiges und Wünschbares“ 

(1996: 24)) und das veränderte Empfinden der Menschen haben sich im Lauf der Zeit 

viele unterschiedliche theoretische Ansätze des Personalmanagements ausgebildet. 

Beispiele für Werte, die in der modernen Gesellschaft von heute zunehmend an Be-

deutung gewinnen, sind insbesondere die Selbstverwirklichung, Emanzipation, Ab-

wechslung, Ungebundenheit oder auch Eigenständigkeit (Wald, 1996: 24 f). Eine Be-

sonderheit bei der Entwicklung personalwirtschaftlicher Theorien liegt in der großen 

Praxisbezogenheit, weshalb neue Handlungsfelder oftmals aus der praktischen An-

wendung in theoretische Modelle überführt wurden. Die wissenschaftliche Betrachtung 

der unterschiedlichen Modelle des Personalmanagements erfüllt somit eher eine desk-

riptive Funktion (vgl. Holtbrügge, 2018: 9). 
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2.1.1 Theorie der wissenschaftlichen Betriebsführung 

„Der historische Ausgangspunkt der wissenschaftlichen Beschäftigung mit personalpo-

litischen Fragestellungen bildet die Theorie der wissenschaftlichen Betriebsführung 

(scientific management) von Taylor“ (Holtbrügge, 2018: 9). Die Grundannahmen des 

Modells basieren vor allem auf dem Menschenbild des homo oeconomicus, dessen 

höchster Wert das Streben nach wirtschaftlichen Vorteilen im Sinne einer materiellen 

Vergütung darstellt. Um dieses Interesse der Mitarbeiter optimal für die unternehmeri-

sche Tätigkeit nutzbar zu machen, liegt das Hauptziel der wissenschaftlichen Betriebs-

führung im möglichst produktiven Einsatz der Arbeitskraft als Produktionsfaktor. Hierfür 

werden verschiedene Instrumente genutzt, sodass beiderseits positive Ergebnisse er-

zielt werden können (vgl. Holtbrügge, 2018: 9). 

Grundlage der Theorie der wissenschaftlichen Betriebsführung bildet die radikale Ar-

beitsteilung, die auf möglichst große Lern- und Erfahrungseffekte, also einem hohen 

Grad der Spezialisierung, abzielt. Demnach vergrößert sich die Produktivität der Ar-

beitskräfte, je spezialisierter die auszuführenden Tätigkeiten sind. Das Wachstum der 

Arbeitsproduktivität nimmt proportional zum Grad der Stellenspezialisierung zu, was 

auf die vereinfachte Erlangung einer Routine zurückzuführen ist. Hierbei spielt auch die 

Trennung von leitenden und ausführenden Stellen eine bedeutende Rolle, die vor al-

lem auf die Art der jeweiligen Tätigkeiten abstellt. Während die Ausührungsstellen vor 

allem körperliche Arbeit verrichten, liegt die Zuständigkeit der leitenden Stellen im Be-

reich der geistigen Arbeit. Dies steht vor allem auch mit dem Instrument der radikalen 

Arbeitsteilung in starkem Zusammenhang, da ohne diese Trennung der hohe Speziali-

sierungsgrad nicht durchsetzbar wäre (vgl. Holtbrügge, 2018: 9 f). Grundsätzlich gibt 

es auch in den Behörden des Freistaates Sachsen oftmals die in den jeweiligen Orga-

nigrammen erkennbare Trennung von leitenden Instanzen und ausführenden Stellen. 

Leitende Stellen sind vor allem die Behördenleiter, die üblicherweise Amtsbezeichnun-

gen wie Präsident, Minister oder (Ober-)Bürgermeister tragen, während die ausführen-

den Stellen in den jeweiligen Fachämtern bzw. –referaten angesiedelt sind. 

Ein weiteres Instrument, angesiedelt im Handlungsfeld der Personalentwicklung, ist die 

Optimierung des Arbeitsvollzuges. Hierbei sollen Durchlaufzeiten vermindert und unnö-

tige Tätigkeiten im Arbeitsalltag vermieden werden, um die Grundlage für die Planung 

der Tätigkeiten und folglich des Personalbedarfs sowie die Festlegung des Arbeitsent-

gelts zu bilden. Zudem sollen die Mitarbeiter in tätigkeitsspezifischen Bereichen geför-

dert werden, um deren Arbeitsleistung zu optimieren (Holtbrügge, 2018: 10). 

Das letzte Instrument der wissenschaftlichen Betriebsführung ist die leistungsorientier-

te Bezahlung der Mitarbeiter, um deren Streben nach finanziellen Vorteilen für die Ent-
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wicklung der Arbeitsmotivation zu nutzen, da quantitativ und qualitativ höherwertige 

Arbeitsleistungen in besserer Entlohnung des Mitarbeiters resultiert (vgl. Holtbrügge, 

2018: 10). Das Modell der leistungsspezifischen Bezahlung gibt es im Bereich der öf-

fentlichen Verwaltung in Form von jährlichen Leistungsgesprächen, bei denen die Jah-

resleistung des einzelnen Mitarbeiters erörtert und darauf bezogen ein bestimmter Pro-

zentsatz eines erhöhten Entgelts geleistet wird (§18 TVöD-VKA). Problematisch ist 

diese Art der Bezahlung jedoch vor allem im Bereich des Prinzipal-Agenten-Modells, 

bei dem verschiedene Informationsasymmetrien dafür sorgen, dass der Arbeitgeber 

oftmals die konkrete Arbeitsleistung des Arbeitnehmers nicht exakt kontrollieren kann. 

Durch die fehlende Möglichkeit der exakten Kontrolle der Arbeitsleistung einzelner Mi-

tarbeiter, beispielsweise wenn die Leitungsebene lediglich Bearbeitungszahlen kennt, 

kann die leistungsorientierte Bezahlung falsche Ansätze vermitteln und die Motivation 

der Mitarbeiter zur korrekten Ausführung der geforderten Tätigkeit vermindern. Doch 

auch weitere Handlungsfelder des Personalmanagements werden von den Informati-

onsasymmetrien beeinflusst werden (vgl. Holtbrügge, 2018: 34). 

Hidden characteristics (ver-

borgene Eigenschaften) 

Leitungsebene ist nicht in Kenntnis über bestimmte Ei-

genschaften der Mitarbeiter, wodurch sich vor allem in 

der Personalauswahl Probleme ergeben. 

Hidden actions (verborgene 

Handlungen) 

Leitungsebene kann die Arbeit der Mitarbeiter nicht ge-

nau kontrollieren, wodurch die leistungsorientierte Be-

zahlung große Probleme verursachen kann. Da nicht 

abschließend geklärt werden kann, woraus bestimmte 

Arbeitsleistungen resultieren, besteht die Gefahr der 

Ausnutzung des Systems im Rahmen eines so genann-

ten „moral hazard“. 

Hidden intentions (verbor-

gene Absichten) 

Leitungsebene kann opportunistisches Verhalten der 

Mitarbeiter nicht verhindern, es entsteht die Gefahr der 

Abhängigkeit der Leitung von einem Arbeitnehmer auf-

grund unumkehrbarer Investition, was insbesondere im 

Bereich arbeitsrechtlicher Nachverhandlungen Bedeu-

tung hat (im Bereich des öffentlichen Dienstes weniger 

problematisch, da hier die Eingruppierung und Entloh-

nung aufgrund der Tätigkeit erfolgt) 

Tabelle 2: Die drei Formen von Informationsasymmetrien im Prinzipal-Agenten-Modell (vgl. Holtbrügge, 2018: 34) 

Die vorliegenden Informationsasymmetrien lassen sich zwar teilweise beseitigen, diese 

Maßnahmen sind jedoch meist mit hohen Kosten verbunden, die die durch die Asym-
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metrien entstehenden Aufwendungen noch übersteigen. Zudem würden die Maßnah-

men zum Teil zu einer erhöhten Unzufriedenheit und folglich wieder zu einer Minde-

rung der Arbeitsmotivation führen – ein Beispiel für eine solche Maßnahme ist die voll-

ständige Überwachung der Arbeitskräfte in deren Arbeitsalltag (vgl. Holtbrügge, 2018: 

34 f). 

Insgesamt hat die Theorie der wissenschaftlichen Betriebsführung insbesondere im 

Bereich der Systematisierung der Arbeit eine große Bedeutung gewonnen, die vor al-

lem im Dienstleistungssektor aufgrund der Ermittlung von Bearbeitungszeiten durch 

Zeit- und Bewegungsstudien in hohem Maße diente. Eines der Hauptprobleme an die-

sem Ansatz liegt jedoch darin, dass die Arbeitskräfte lediglich als Produktionsfaktoren 

angesehen werden, deren höchstes Ziel in der Generierung von Entgelt liegt. Vor allem 

in Zeiten des gesellschaftlichen Wertewandels ist das Menschenbild des homo oeco-

nimocus jedoch nicht (mehr) zutreffend, da in der modernen Gesellschaft für eine Viel-

zahl von Arbeitnehmern auch weitere Faktoren die Arbeitsmotivation teilweise sogar 

stärker beeinflussen als die bloße finanzielle Vergütung. Hinzu kommt die Weiterent-

wicklung des Dienstleistungssektors und der Aufgabenstruktur des öffentlichen Be-

reichs, die eine strikte Trennung verschiedener Arbeitsbereiche oftmals stark erschwert 

oder gar unmöglich macht. Aus diesen Gründen wird die Theorie der wissenschaftli-

chen Betriebsführung heute kaum noch bzw. lediglich in ihren Grundzügen hinsichtlich 

der verschiedenen Optimierungsinstrumente angewandt (vgl. Holtbrügge, 2018: 11 f). 

2.1.2 Human Relations-Ansatz 

Auf der Theorie der wissenschaftlichen Betriebsführung basiert auch das Human Rela-

tions-Modell, das aufgrund zahlreicher Experimente hinsichtlich der positiven Wirkung 

der Arbeitsplatzgestaltung auf die Motivation der Arbeitskräfte entwickelt wurde. Im 

Rahmen dieser Experimente wurde eine Vielzahl von Veränderungen am Arbeitsplatz 

vorgenommen, um deren Wirkung auf die konkrete Arbeitsleistung zu untersuchen. Im 

Ergebnis erzielten jedoch nicht nur die Testgruppen bessere Ergebnisse, sondern auch 

die zur Kontrolle gebildeten Vergleichsgruppen, die weiterhin ohne die konkrete Ver-

besserung des Arbeitsplatzes die Tätigkeiten ausführten, was auf einen Zusammen-

hang zwischen der reinen Interaktion mit den Mitarbeitern und deren Arbeitsmotivation 

schließen ließ (vgl. Olfert, 2010: 31). Das Ergebnis der Versuche bestand letztlich in 

der Erweiterung des Modells von Taylor, dass die Arbeitsleistung nicht ausschließlich 

von objektiven Rahmenbedingungen, sondern auch von subjektiven Empfindungen der 

Mitarbeiter abhängig ist und durch deren Optimierung gesteigert werden kann. Deter-

minanten, die hierbei tragende Rollen spielten, sind vor allem soziale Beziehungen in 

Form von Gruppendynamik und informeller Kommunikation sowie soziale Bedingungen 
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in Form der Arbeitsplatzgestaltung und betrieblichen Einrichtungen (vgl. Holtbrügge, 

2018: 12f). „Die zentrale These des Human Relations-Ansatzes lautet demzufolge, 

dass die Verbesserung der sozialen Beziehungen […] und der sozialen Bedingungen 

[…] die Arbeitszufriedenheit der Mitarbeiter steigert und diese wiederum zu steigenden 

Arbeitsleistungen führt“ (Holtbrügge, 2018: 13). Weitere Thesen des Modells sind zu-

dem die Zufriedenheit als Leistungsursache, die Leistungsförderung durch Kommuni-

kation zwischen den verschiedenen hierarchischen Ebenen sowie die Trennung von 

formeller und informeller Führung (vgl. Fischer, 2011: 24). 

Dem Human Relations-Modell wird in der Praxis insbesondere große Bedeutung im 

Hinblick auf die Entwicklung der Humanisierung der Arbeit zugesprochen, die sowohl in 

der Privatwirtschaft als auch im öffentlichen Bereich umgesetzt wurde. Insbesondere 

die Einrichtung verschiedener Möglichkeiten der Arbeitszeitgestaltung spielt eine große 

Rolle im Bereich der Work-Life Balance. Ein weiteres Tätigkeitsfeld, das ebenfalls in 

verschiedenen Behörden des Freistaates Sachsen Anwendung findet, ist der Bereich 

des betrieblichen Gesundheitsmanagements, das ebenfalls die Gestaltung von Ar-

beitsplätzen und weitere soziale Bedingungen beeinflusst (vgl. Holtbrügge, 2018: 13). 

Aufgrund der starken Subjektivität der Mitarbeitermotivation ist der Human Relations-

Ansatz jedoch nur der Startpunkt für weitere verschiedene Modelle der Arbeitsplatzge-

staltung, die auf die Erhöhung der Mitarbeitermotivation abstellen. Beispiele für Ein-

flüsse, die bei diesem Ansatz bisher unbeachtet blieben sind situative Bedingungen 

wie beispielsweise der Arbeitsmarkt und diverse individuelle Faktoren, wie das Alter 

des einzelnen Arbeitnehmers als Einfluss auf die subjektiven Bedürfnisse. Kritik wurde 

insbesondere auch hinsichtlich des fehlenden Automatismus zwischen der Mitarbeiter-

zufriedenheit und der Arbeitsleistung geübt, da eine hohe Zufriedenheit keinen Garan-

ten für eine hohe Leistung darstellt. Aufgrund dieser Umstände entwickelten sich aus 

dem Human Relations-Ansatz im Wandel der Zeit verschiedene Motivationstheorien, 

die Anwendung im Personalmanagement finden, die die Beweggründe für menschli-

ches Verhalten erläutern sollen. Das Ziel besteht darin, konkrete Motive zur Erbringung 

einer bestimmten Leistung zu erkennen und im Rahmen des Personaleinsatzes anzu-

wenden (vgl. Fischer, 2011:24). 

2.1.3 Motivationstheoretische Ansätze 

Die zentrale Fragestellung hinsichtlich der Entwicklung motivationsfördernder Maß-

nahmen im Arbeitsbereich liegt darin, was genau unter Motivation als Begriff zu verste-

hen ist, da eine konkrete Definition nicht möglich ist. Es handelt sich hierbei um ein 

hypothetisches Konstrukt, das stark von den Werten und Empfindungen der Einzelper-

son abhängt. Auch die tatsächliche Steigerung von Motivation ist nur schwer belegbar, 
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da es sich nicht um eine messbare Größe handelt, sondern lediglich auf den Arbeitser-

gebnissen basierende Rückschlüsse zu konkreten Maßnahmen getroffen werden kön-

nen. Auch die Abteilungsübergreifende Anwendung von Maßnahmen zur Motivations-

förderung erschwert sich einerseits durch die große Diversifikation der Aufgabenstruk-

tur, andererseits durch die hohe Individualität der Reaktionen der Mitarbeiter (vgl. Holt-

brügge, 2018: 13). 

Die verschiedenen motivationstheoretischen Ansätze stellen dabei einerseits auf die 

Arbeitskräfte als Individuen, andererseits auch auf die motivationsfördernden Faktoren 

ab. Hinsichtlich der Mitarbeiter wurde so beispielsweise die XY-Theorie von Mcgregor 

entwickelt, bei der zwei Typen von Mitarbeitern unterschieden werden. Auf der einen 

Seite wird Typ X als Negativ betrachtet, welcher als von Natur aus träge gilt und 

grundsätzlich eine geringe intrinsische Arbeitsmotivation aufweist. Die angestrebten 

Ziele können in der Folge nur durch die Erzeugung von Druck und Sanktionierungs-

möglichkeiten erreicht werden, was einen autoritären Führungsstil erfordert. Gibt es 

keine Autorität, würde Typ X versuchen, Arbeit möglichst zu vermeiden. Dem gegenü-

ber steht Typ Y, dessen fehlende Motivation im Gegensatz zu Typ X nicht als Aus-

gangssituation, sondern als Folge schlechter Arbeitsbedingungen betrachtet wird. Im 

Umkehrschluss kann bei diesem Typ die Motivation mithilfe der Ausgestaltung der Tä-

tigkeit positiv beeinflusst werden. Die hier anzuwendenden Mittel der Personalführung 

liegen in einem Belohnungssystem für gut geleistete Arbeit und sind eher dem koope-

rativen Führungsstil zuzuordnen. Durch erfolgreiche Arbeit erlangt der Typ Y intrinsi-

sche Motivation zur Leistung optimaler Ergebnisse. Der aus dieser Theorie gezogene 

Rückschluss liegt in der Präferenz des kooperativen Führungsstils unter der Maßgabe, 

dass Mitarbeiter des Typs X an Typ Y herangeführt werden sollen (vgl. Olfert, 2010: 32 

f). 

Eine weitere Theorie im Bereich der Arbeitsmotivation ist die Heranziehung der Mas-

low’schen Bedürfnispyramide, die zwar für den Tätigkeitsbereich der Personalbeschaf-

fung nur geringe Bedeutung hat, aus diesem Ansatz jedoch Maßnahmen abgeleitet 

werden können, um eine Tätigkeit im öffentlichen Dienst für die Arbeitnehmer attrakti-

ver zu gestalten und eine hohe Bindung an den Arbeitsplatz zu erzielen. Im Allgemei-

nen ist der öffentliche Dienst als Arbeitgeber insbesondere von besonderen tarif- und 

beamtenrechtlichen Regelungen geprägt (siehe hierzu Punkt 1.1) und gilt als Arbeitge-

ber mit einer hohen Arbeitsplatzsicherheit. Das Bedürfnis nach Sicherheit steht in der 

Maslow’schen Bedürfnispyramide beinahe an der Basis – lediglich physiologischen 

Bedürfnissen als Grundbedürfnissen wird eine noch größere Wichtigkeit zugesprochen. 

Zwar wurde die Bedürfnispyramide ursprünglich nicht im Zusammenhang mit dem Tä-

tigkeitsfeld des Personalmanagements entwickelt, jedoch lässt sich die grundsätzliche 
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Annahme, Motivation entstehe durch das Streben nach der Erfüllung bestimmter Be-

dürfnisse, auch auf das Arbeitsleben der Menschen übertragen. Je mehr der in der 

Hierarchie benannten Bedürfnisse der Mensch in der jeweiligen Organisation erfüllen 

kann, desto attraktiver wird ebendiese als Arbeitgeber (vgl. Holtbrügge, 2018: 15). Die 

Wichtigkeit des Arbeitgeberimages bzw. der Attraktivität wird unter Punkt 2.3.1.4 näher 

erläutert. 

 

2.2 Personalplanung 

„Planung ist die gedankliche Vorwegnahme zukünftigen Geschehens“ (Wald, 1996: 

47). Sie gliedert sich einerseits in die Suche nach und Planung von Zielen einer Orga-

nisation, andererseits in die Entwicklung konkreter Maßnahmen, um ebendiese Ziel-

setzungen erreichen zu können. Der Bereich der Personalplanung hängt ebenfalls ab 

von der jeweiligen behördlichen Aufgabenstruktur und strahlt auf jegliche Vorgänge in 

der Behörde ab. Zudem mündet eine systematisch durchgeführte Personalplanung in 

einer Vielzahl von Vorteilen für die Organisation. Neben dem grundsätzlichen Aspekt 

der Sicherung der Leistungsfähigkeit des öffentlichen Dienstes können notwendige 

personelle Maßnahmen frühzeitig erkannt und eingeleitet werden (vgl. Wald, 1996: 48). 

Im Bereich der Personalplanung kann zwischen der Personalbestandsplanung, der 

Personalbedarfsplanung und der Personaleinsatzplanung unterschieden werden. Die-

Abbildung 1: Bedürfnispyramde nach Maslow (Holtbrügge, 2018: 15) 
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se drei Bestandteile beeinflussten die Durchführung der Ausbildungsoffensive maßgeb-

lich, da sie explizit die quantitative Ebene der Personalplanung betrachten. Die Perso-

nalbestandsplanung basiert auf der derzeitigen IST-Situation innerhalb der Organisati-

on und bildet die Grundlage für die Berechnung des in Zukunft benötigten Personals 

unter Heranziehung der zukünftigen Zu- und Abgänge (vgl. Fischer, 2011: 55). 𝑎𝑘𝑡𝑢𝑒𝑙𝑙𝑒𝑟 𝑃𝑒𝑟𝑠𝑜𝑛𝑎𝑙𝑏𝑒𝑠𝑡𝑎𝑛𝑑+ 𝑍𝑢𝑔ä𝑛𝑔𝑒− 𝐴𝑏𝑔ä𝑛𝑔𝑒= 𝑧𝑢𝑘ü𝑛𝑓𝑡𝑖𝑔𝑒𝑟 𝑃𝑒𝑟𝑠𝑜𝑛𝑎𝑙𝑏𝑒𝑠𝑡𝑎𝑛𝑑 

Die Planung des Personalbedarfs basiert auf dieser Berechnung und resultiert in einem 

von zwei (realistischen) Endergebnissen. Einerseits kann sich anhand des aktuellen 

Personalbestandes sowie der zukünftig zu erwartenden Personalbestandsveränderun-

gen eine Überdeckung ergeben, woraus ein so genannter Freisetzungsbedarf entste-

hen würde. In diesem Fall wäre die Konsequenz, dass Arbeitskräfte auf verschiedenen 

Wegen vermindert werden müssen, sodass ein effizientes und wirtschaftliches Handeln 

ermöglicht wird und Kapital, das in den Personalüberhang einfließt folglich für andere 

Investitionen verwendet werden kann. Andererseits kann selbstverständlich auch eine 

Unterdeckung des Personals das Ergebnis der Personalplanung sein, woraus sich ein 

Beschaffungsbedarf ergibt. Hierbei ist es mit dem aktuell gegebenen Personalbestand 

nicht möglich, die benötigten Tätigkeiten in optimaler Weise auszuführen und der Be-

darf an Personal steigt (vgl. Bühner, 2005: 55 f). In der folgenden Grafik werden der 

Prozess der Personalplanung und die Entstehung von Beschaffungs- und Freiset-

zungsbedarf nochmals verdeutlicht. 

Ergänzend zu dieser quantitativen Planung des Personalbedarfs spielen im Allgemei-

nen auch die Qualifikationen der potenziellen Bediensteten eine große Rolle im Rah-

Abbildung 2: Notwendigkeit der Planung von Personalbeschaffung und -freisetzung (Bühner, 2005: 55) 

Personalbestand 
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men des Personalmanagements. Eine große Anzahl an Mitarbeitern, die jedoch nicht 

über die zur Aufgabenerfüllung notwendigen Kernkompetenzen verfügen, ist weder 

wirtschaftlich noch effizient und würde ein Scheitern der Personalpolitik verursachen 

(vgl. Olfert, 2010: 55 f). 

Die konkrete Entwicklung von den einzuleitenden personellen Maßnahmen geschieht 

im Bereich der Personalbeschaffungsplanung, in der die internen oder externen Be-

schaffungsinstrumente von der jeweiligen Querschnittseinheit festgelegt werden. Bei 

einer mangelhaften Personalplanung entwickelt sich Planung jedoch schnell zu Impro-

visation, die sich insbesondere durch die äußerst kurzfristige Durchführung von perso-

nellen Maßnahmen auszeichnet. Je nach der vorliegenden Ausgangssituation ist Im-

provisation jedoch nicht zwingend negativ behaftet – beispielhaft kann hier die uner-

wartet hohen Einwanderungszahlen aufgrund der Flüchtlingswelle im Jahr 2015 be-

nannt werden, auf die verschiedene Behörden im Tätigkeitsfeld des Ausländerrechts 

innerhalb kürzester Zeit reagieren mussten, um die Fallbearbeitung zu sichern (vgl. 

Wald, 1996: 47). 

Für die Maßnahme der Ausbildungsoffensive wird als einer der Hauptgründe häufig die 

aktuelle Altersstruktur mit einer Vielzahl an Altersabgängen innerhalb der kommenden 

Jahre genannt (weitere Informationen unter Punkt 2.3.1.1). Dies ist ein Umstand, der 

hingegen sehr gut planbar und bei vorausschauender Personalarbeit konkret zu prog-

nostizieren ist. In diesem Zusammenhang kann abgeleitet werden, dass die Personal-

arbeit der vergangenen Jahre zu wenig zukunftsorientiert ausgerichtet war und die 

Maßnahme der Ausbildungsoffensive insbesondere unter Beachtung der zeitlichen 

Dimension letztlich eher einer Improvisations- als einer Planungsmaßnahme zuzuord-

nen ist. 

2.2.1 Betrachtung der Personalplanung aus haushalterischer Sicht 

Bezüglich der Personalplanung gibt es im Bereich des öffentlichen Rechts einige Be-

sonderheiten gegenüber der Planung eines wirtschaftlich agierenden Unternehmens. 

Besonders wichtig ist es hierbei, dass das höchste unternehmerische Ziel die Erwirt-

schaftung von Gewinnen darstellt, während die Gewinnerzielung im öffentlichen Sektor 

nur in Ausnahmefällen zulässig ist und stattdessen die Sicherstellung der Handlungs-

fähigkeit im Vordergrund steht (vgl. Wald, 1996: 39 f). 

Um ein gesetzmäßiges Handeln und Verwalten der öffentlichen Gelder gewährleisten 

zu können, müssen im öffentlichen Recht Haushaltsbeschlüsse geschehen. So kann 

das staatliche Vermögen rechtskonform verwaltet und genutzt werden, um die Aufga-

ben optimal zu erfüllen. Dies schützt insbesondere auch die Bürger, die als Steuerzah-
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ler und Nutzer von öffentlichen Einrichtungen einen großen Teil der Einnahmen öffent-

licher Gebietskörperschaften generieren, vor unverhältnismäßiger Nutzung ebendieser 

Gelder. Zudem soll durch die Finanzgesetzgebung vermieden werden, dass Körper-

schaften des öffentlichen Rechts auf die Finanzierung ihrer Aufgabenerledigung mittels 

Kreditaufnahmen angewiesen sind, da diese Finanzierungsart immer möglichst ver-

mieden werden soll, um Verschuldungen gering zu halten. 

Da die Personalkosten einen der größten Bestandteile der gesamten Aufwendungen 

im öffentlichen Bereich darstellen, sind selbstverständlich auch diese durch die legiti-

mierten Stellen zu prüfen und entsprechend zu genehmigen. Dies geschieht im so ge-

nannten Stellenplan, der gemäß § 14 Abs. 1 Nr. 3 SäHO (bzw. § 75 Abs. 2 in Verbin-

dung mit § 63 SächsGemO) einen Anhang zum durch das Haushaltsgesetz beschlos-

senen Haushaltsplan darstellt. Hier werden diejenigen Stellen aufgeführt, die für das 

entsprechende Haushaltsjahr konkret eingeplant werden und finanziell gestemmt wer-

den können. 

Im Folgenden zeigt eine Tabelle die Aufwendungen der Großen Kreisstadt Freiberg im 

Doppelhaushalt 2017/2018 auf, wodurch ersichtlich wird, dass lediglich die Kostenposi-

tion der Investitionsaufwendungen die Personalkosten noch übersteigt. Der vollständi-

ge Auszug aus dem Doppelhaushalt 2017/2018 der Stadt Freiberg ist in Anhang 1 ein-

zusehen. 

 2017 2018 

Personalaufwendungen 23.528.400 

(= 29,5%) 

24.481.300 

(= 28.9%) 

Transferaufwendungen und Abschreibun-

gen auf Sonderposten für geleistete Investi-

tionsförderungsmaßnahmen 

30.776.200 

(= 38,6%) 

34.242.800 

(= 40,4%) 

Ordentliche Aufwendungen (gesamt) 79.766.400 

(= 100%) 

84.701.700 

(= 100%) 

Tabelle 3: Aufwandspositionen der Stadt Freiberg im Doppelhaushalt 2017/2018 in EUR (Stadt Freiberg, Anhang 1) 

2.3 Personalbedarfsplanung 

Die korrekte Ermittlung des notwendigen Personalstandes ist die Grundlage der Per-

sonalbeschaffung. Im Hinblick auf die Entwicklungen des aktuellen Personalstocks 

unter Einbeziehung verschiedener Einflussfaktoren wird auf betriebswirtschaftlichen 

Grundlagen die benötigte Anzahl an Arbeitskräften ermittelt, auf deren Grundlage neue 

Mitarbeiter ausgebildet und eingesetzt werden können. Hierbei sind auf die Prognosen 
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zukünftiger Zu- und Abgänge im Personalbereich, jedoch auch im Bereich der zu be-

wältigenden Aufgabenvielfalt abzustellen. Zudem kann eine Einteilung in kurzfristigen 

und langfristigen Bedarf vorgenommen werden, da verschiedene Einflüsse auf die be-

nötigte Menge an Personal auch lediglich temporär bestehen (vgl. Holtbrügge, 2018: 

108). 

Diese Einflüsse auf den notwendigen Personalbestand der öffentlichen Verwaltung 

können sowohl intern, also in der Verwaltung bzw. im öffentlichen Handlungsapparat 

selbst, als auch extern entstehen. Die Einflussnahme auf externe Faktoren ist dabei 

nicht oder nur in sehr geringem Maße möglich, haben jedoch große Einflüsse auf die 

Aufgabenerledigung und die Personalplanung des öffentlichen Dienstes. Die internen 

Einflüsse hingegen liegen in der Hand der jeweiligen Gebietskörperschaft selbst und 

sind somit beeinflussbar (vgl. Bühner, 2005: 56). 

Zu den externen Einflüssen der Personalplanung gehören im Bereich des öffentlichen 

Rechts insbesondere die Regelungen des kollektiven Arbeitsrechts, also der Tarifver-

träge, sowie beamtenrechtliche Vorgaben. Wie unter Gliederungspunkt 1.1 dargelegt 

wurde, gibt es im Bereich des öffentlichen Dienstes als Arbeitgeber eine Diversität an 

abweichenden Regelungen für das Arbeitsverhältnis. Auf diese rechtlichen Grundlagen 

hat die Behörde selbst als Arbeitgeber keinerlei Einfluss, muss die enthaltenen Rege-

lungen jedoch entsprechend umsetzen. Ein weiterer externer Einfluss liegt in der Be-

völkerungsstruktur der jeweiligen Gebietskörperschaft. Einerseits beeinflussen die 

Einwohner unmittelbar die Tätigkeitsfelder einer Gemeinde, andererseits hängt auch 

die allgemeine Situation des Arbeitsmarktes von der Struktur der Bürger ab. Zudem 

hängt auch die Finanzierung indirekt von den Einwohnern der Gebietskörperschaft 

bzw. des Freistaates Sachsen ab, da durch ebendiese Steuereinnahmen erzielt wer-

den können, die dem öffentlichen Dienst zur Aufgabenerledigung und Personalbewirt-

schaftung zur Verfügung stehen. Auch die Anforderungen und Wünsche potenzieller 

Arbeitnehmer an deren Arbeitgeber spielt als externer Faktor eine große Rolle, die ins-

besondere in Zeiten des Wertewandels noch verstärkt wird. Hier werden Fragen der 

beruflichen Sicherheit und der Entlohnung, aber auch die Vereinbarkeit von Familie 

und Beruf oder das Image des Arbeitgebers berücksichtigt. Beispiele für die internen 

Einflussfaktoren im Bereich des öffentlichen Dienstes sind Leitbilder der entsprechen-

den Organisation, die Inhalte der auszuführenden Tätigkeiten (beispielsweise Notwen-

digkeit häufiger Einsätze außerhalb der Behörde, konkrete Bearbeitungszeiten, Öff-

nungszeiten der Behörde, Ausprägung des Bürgerkontaktes) oder auch die Zufrieden-

heit der Mitarbeiter (vgl. Bühner, 2005: 75ff; Gourmelon, Seidel & Treier, 2014: 54). 
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2.3.1 Bedarfserhöhende Faktoren 

Verschiedene Einflüsse bewirken eine Erhöhung des Personalbedarfs, dies sind insbe-

sondere die Veränderung der Aufgabenstruktur sowie Abgänge von Mitarbeitern aus 

dem Dienstverhältnis. Jedoch erhöhen auch weitere Gesichtspunkte den Personalbe-

darf. 

2.3.1.1 Demografische Entwicklung und Altersstruktur 

„Ab 2020, vor allem aber um 2030 – dann sind die Baby-Boomer mindestens 65 Jahre 

alt -, kommt es in Deutschland zu einem spürbaren Rückgang der Personen im Er-

werbsalter“ (Brandenburg & Domschke, 2007: 27). 

Diese Entwicklung der deutschen Bevölkerung als Gesamtheit schlägt sich auch auf 

den öffentlichen Dienst des Freistaates Sachsen nieder: innerhalb der kommenden 10 

Jahre wird die Hälfte der Beschäftigten altersbedingt aus dem Dienstverhältnis aus-

scheiden und in den Ruhestand eintreten. Insgesamt soll dabei die Zahl derjenigen 

Arbeitnehmer, die ihr Dienstverhältnis verlassen höher sein, als die Anzahl junger Ar-

beitnehmer, die dem Arbeitsmarkt neu zur Verfügung stehen (vgl. Sächsische Staats-

kanzlei, 2016: 10 f; Gourmelon, Seidel & treier, 2014: 19 f). Dieser Herausforderung 

blicken sowohl die Privatwirtschaft als auch der öffentliche Dienst gleichermaßen ent-

gegen, woraus sich als zusätzliche Herausforderung eine große Konkurrenz bezüglich 

der Auszubildenden ergibt (siehe hierzu Punkt 2.3.1.4). 

Der Wandel der Demografie und die damit verbundenen künftigen Personalabgänge 

sind zudem für die Arbeitgeber in keiner Weise beeinflussbar, woraus sich die Notwen-

digkeit ergibt, in anderen Bereichen aktiv zu handeln und den Veränderungen und 

Engpässen möglichst frühzeitig entgegenzuwirken. Insgesamt bleibt die Erkenntnis, 

dass durch den fehlenden Einfluss auf die Altersstruktur der Bediensteten einer Behör-

de möglichst frühzeitig Maßnahmen getroffen werden müssen, um die Handlungsfä-

higkeit der Organisation sicherzustellen (vgl. Gourmelon, Seidel & Treier, 2014: 19 f). 

Ein Teil dieser Maßnahmen ist die geplante Ausbildungsoffensive für die kommenden 

Jahre. Die große Anzahl an freiwerdenden Stellen durch den Eintritt von Arbeitneh-

mern in den Ruhestand bedarf der schnellstmöglichen Nachbesetzung durch die Be-

hörden des Freistaates Sachsen. Zudem sollen laut Handlungsempfehlung der Komis-

sion zur umfassenden Evaluation der Aufgaben, Personal- und Sachausstattung De-

mografiebrücken gebildet werden, um den Wissenstransfer sicherzustellen (vgl. Säch-

sische Staatskanzlei, 2016: 2 f). 
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Die folgenden grafischen Darstellungen stellen zum Einen die derzeitige Altersstruktur 

im öffentlichen Dienst des Freistaates Sachsen, zum Anderen die Entwicklung des 

durchschnittlichen Alters der Beschäftigten seit dem Jahr 2000 dar und verdeutlichen 

nochmals die Dringlichkeit des aktuellen Handlungsbedarfs, erhoben durch das Statis-

tische Landesamt: 

 
  

Abbildung 3: Altersaufbau der Beschäftigten im öffentlichen Dienst des Freistaates Sachsen am 30. Juni 2017 

nach Geschlecht und Art des Beschäftigungsverhältnisses (Statistisches Landesamt, 2017a: 11) 



18 

Das Durchschnittsalter der Beschäftigten im öffentlichen Dienst des Freistaates Sach-

sen betrug im Jahr 2017 laut Erhebungen des Statistischen Landesamtes 45,6 Jahre. 

Im Jahr 2000 lag das durchschnittliche Alter noch bei 42,6, es wird also deutlich, dass 

über einen Zeitraum von 17 Jahren das Durchschnittsalter der Mitarbeiter der Verwal-

tung um 3 Jahre angestiegen ist. Wie auch aus der obigen Grafik ersichtlich ist, bedeu-

tet dies, dass ein hoher Prozentsatz der Beschäftigten über diesem Durchschnittsalter, 

also im Bereich von 45 Jahren bis zum Eintritt in den Ruhestand mit Vollendung des 

67. Lebensjahres gemäß § 35 Abs. 1 Satz 2 SGB VI, angesiedelt sind. Dieser Zustand 

weicht jedoch stark vom Ideal einer möglichst ausgewogenen Altersstruktur ab, bei der 

keine Altersgruppe zu stark dominieren sollte. Angestrebt wird hierbei in Unternehmen 

meist ein so genannter „Drittelmix“ – also jeweils ein Drittel junger, mittlerer und älterer 

Jahrgänge. Durch eine derartige Verteilung der verschiedenen Altersgruppen könnten 

Probleme wie das jetzige vermieden werden, weil die Ruhestandseintritte der Arbeit-

nehmer sich somit ebenfalls gleichmäßiger auf die Kalenderjahre verteilen würden. So 

können auch Personalbeschaffungsmaßnahmen besser geplant und umgesetzt wer-

den, indem jährlich eine ähnliche Anzahl neuer Mitarbeiter gewonnen werden muss 

(vgl. Brandenburg & Domschke, 2007: 115). 

Die Herausforderungen, die mit dieser eher alterszentrierten Struktur einhergehen, sind 

bekannt. Der drohende Verlust der Arbeitnehmer mit deren Erreichen der Altersgren-

zen muss durch die Rekrutierung neuer Mitarbeiter innerhalb eines kurzen Zeitraums 
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Abbildung 4: Entwicklung des durchschnittlichen Alters der Beschäftigten im öffentlichen Dienst des Freistaates Sach-

sen (vgl. Statistisches Landesamt, 2017b: 13) 
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ausgeglichen werden, um weiterhin Handlungsfähig zu sein. Dies ist das Hauptziel der 

Ausbildungsoffensive (vgl. Brandenburg & Domschke, 2007: 117). 

Es ist in diesem Zusammenhang von großer Wichtigkeit, dass dieser Zustand nach 

erfolgreicher Beendigung der Ausbildungsoffensive nicht in Vergessenheit gerät, denn 

sollten durch die Vielzahl der im Wege der Ausbildungsoffensive gewonnenen Arbeits-

kräfte im öffentlichen Dienst die Einstellungszahlen wieder auf ein Minimum sinken, 

kann sich das Problem der alterszentrierten Altersstruktur im öffentlichen Dienst des 

Freistaates Sachsen immer wieder erneut ergeben, sobald die jeweilige Generation 

ebenfalls die Altersgrenze erreicht und somit wieder große Teile der Belegschaft in 

kurzen Zeiträumen aus den Dienstverhältnissen ausscheiden. Folglich ist es von gro-

ßer Wichtigkeit, die Altersstruktur nach erfolgreicher Beendigung der Ausbildungsof-

fensive genau zu beobachten und zu analysieren, um die erneute Notwendigkeit einer 

so drastischen Maßnahme vermeiden zu können (siehe hierzu Punkt 3.1). Ein großer 

Vorteil, den die Ausbildungsoffensive hier jedoch mit sich bringt liegt in der Auslegung 

auf 10 Jahre. Auf diesen Zeitraum verteilen sich somit auch die Altersgruppen der neu 

einzustellenden Mitarbeiter, was in Zukunft einen weniger pllötzlichen Abfall der Be-

schäftigtenzahlen des öffentlichen Dienstes zur Folge hat. Durch die Bedarfsdeckung 

in Höhe von 10.000 Mitarbeitern über einen Zeitraum von mehr als 10 Jahren kann von 

durchschnittlich etwa 1000 neuen Arbeitskräften pro Jahr gesprochen werden, die zum 

Teil unmittelbar nach der schullischen Ausbildung, zum Teil jedoch auch nach bereits 

erlangter Berufserfahrung in anderen Arbeitsbereichen, eingestellt werden. Der Eintritt 

in den Ruhestand bei ebendiesen Beschäftigten verteilt sich insbesondere durch die 

Einstellung von Personen mit einschlägiger Berufserfahrung als auch durch die jährlich 

geringere Summe neuer Mitarbeiter somit ebenfalls auf einen Zeitraum von mindestens 

10 Jahren, wodurch die nächste Wiederbeschaffungsperiode keine so große zeitliche 

Dringlichkeit erfordert wie die jetzige. 

2.3.1.2 Aufgabenzuwächse 

In der Vergangenheit hat insbesondere die Flüchtlingswelle im Jahr 2015 aufgezeigt, 

dass vor allem große Anstiege der Aufgaben der öffentlichen Verwaltung eine Heraus-

forderung für die Bediensteten darstellen. Zusätzlich anfallende Tätigkeiten müssen 

durch die bereits vorhandenen Bediensteten erledigt werden, um einen reibungslosen 

Ablauf der behördlichen Tätigkeiten zu gewährleisten. Übersteigen die zu bewältigen-

den Aufgaben jedoch den Personalbestand, entsteht ein neuer Bedarf. Hierbei ist auch 

die Entwicklung der Einwohner und Bürger der Gebietskörperschaften in vielerlei Hin-

sicht zu berücksichtigen. Einerseits ist hierdurch ein Anstieg der allgemeinen bürger-

bezogenen Tätigkeiten der öffentlichen Verwaltung zu verzeichnen (beispielsweise 
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Ausstellung von Personaldokumenten/Führungszeugnissen, Genehmigungen in ver-

schiedenen Bereichen des öffentlichen Rechts, Abfall- und Abwasserbeseitigung etc.), 

andererseits entstehen hierdurch auch Mehrbedarfe an speziellen Tätigkeiten, die sich 

nur auf bestimmte Personengruppen beziehen. So steigen beispielsweise die Bedarfe 

an öffentlich bereitgestellten Betreuungsplätzen und –kräften bei steigenden Kinder-

zahlen, ebenso wirken sich diese auf die städtischen Schulen und somit den Bedarf an 

Lehrkräften, Nachmittagsbetreuungskräften/Erziehern und Schulsachbearbeitern aus. 

Ein weiteres Feld, in dem der Bedarf an Arbeitskräften unmittelbar mit der Einwohner-

struktur in Verbindung steht, ist die Sozialverwaltung. So bedingt beispielsweise ein 

Anstieg der Arbeitslosenquote in einer Gebietskörperschaft einen Mehrbedarf an ge-

eigneten Arbeitskräften im Bereich der Agentur für Arbeit (vgl. Sächsische Staatskanz-

lei, 2016: 29 ff, 45). 

2.3.1.3 Flexibilisierung der Arbeitsformen und -zeiten 

Ein Problem bei der haushalterisch korrekten Form der reinen Stellenbetrachtung liegt 

in der fehlenden Kongruenz zwischen der Anzahl der Stellen und der Anzahl der Be-

diensteten. Dieser Umstand tritt vor allem bei der Arbeit in Teilzeit nach TzBfG ein, bei 

welcher ein Beschäftigter seine wöchentliche Arbeitszeit von 40 Stunden auf einen 

geringeren Stundensatz herabsetzt. Dies kann verschiedene Gründe haben – insbe-

sondere in der aktuellen Zeit des Wertewandels legen viele Beschäftigte größeren 

Wert auf eine ausgewogene Work-Life-Balance und messen der Freizeit einen höheren 

Stellenwert zu. Weiterhin sind Teilzeitmodelle insbesondere für Mütter eine Möglich-

keit, das familiäre und berufliche Leben zu kombinieren und so den Anschluss im Beruf 

nicht zu verlieren. Ein weiteres Modell im öffentlichen Dienst ist die Altersteilzeit, die 

älteren Bediensteten am dem 55. Lebensjahr einen gleitenden Übergang vom Beschäf-

tigungsverhältnis in den Ruhestand ermöglicht. Zudem gibt es die Sonderform des Job-

Sharing, welches in zwei Ausprägungen anwendbar ist: der zeitlichen Arbeitsteilung 

und der funktionalen Arbeitsteilung (vgl. Bühner, 2005: 187 ff). 

Wird ein solches Teilzeitmodell auf eine Planstelle angewandt, folgt hieraus jedoch 

möglicherweise ein Aufgabenüberhang, der von einem weiteren Mitarbeiter abgebaut 

werden muss. Somit resultiert aus der Verkürzung der Arbeitszeit eines Bediensteten 

eine zusätzliche Belastung, die entweder durch einen weiteren Mitarbeiter zusätzlich 

zum eigenen Arbeitspensum, oder durch die Einstellung einer weiteren lediglich in 

Teilzeit angestellten Arbeitskraft gedeckt werden muss. 

Besonders im Hinblick auf den hohen Bedarf an Arbeitskräften, der sowohl den Bereich 

des öffentlichen Dienstes als auch den unternehmerischen Bereich betrifft, sind die 

Attraktivität als Arbeitgeber und die Bindung qualifizierter Mitarbeiter wichtige Erfolgs-
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faktoren. Um im Wettbewerb um die Fachkräfte nicht den Anschluss zu verlieren, ob-

liegt es der öffentlichen Verwaltung, die Nutzung neuer Arbeitszeitmodelle wie die Teil-

zeit- oder Heimarbeit oder auch das Job-Sharing zu ermöglichen. Ohne diese Möglich-

keit der flexiblen Arbeitszeitgestaltung fehlt dem öffentlichen Dienst unter Umständen 

ein Kriterium der Arbeitgeberattraktivität (vgl. Doppler & Lauterberg, 2005: 41 f).  

2.3.1.4 Konkurrenzsituation in speziellen Fachbereichen 

Der aktuelle Mangel an qualifizierten Fachkräften betrifft nicht ausschließlich die öffent-

liche Verwaltung. Auch im Bereich der freien Wirtschaft kämpfen Unternehmen um die 

Gewinnung und langzeitige Sicherung von Arbeitskräften. Hierbei sind bestimmte Be-

reiche stärker von der sich ergebenden Konkurrenzsituation betroffen als andere. Ein 

besonders bedeutendes Beispiel in der aktuellen Entwicklung ist insbesondere der 

Bereich der Informationstechnologie, weil es bislang keine spezifische Ausbildung im 

IT-Bereich der öffentlichen Verwaltung gibt. Die Behörden des Freistaates Sachsen 

sind damit auf Absolventen der entsprechenden Studiengänge anderer Universitäten 

angewiesen. Hier ist es von großer Wichtigkeit, welches Bild der öffentliche Dienst als 

Arbeitgeber in der erwerbstätigen Bevölkerung innehat und aufgrund dieses Eindrucks 

als potenzieller Arbeitgeber attraktiv für die neuen Arbeitskräfte ist. Weitere Berufs-

gruppen, deren Gewinnung für die öffentliche Verwaltung besonders schwierig ist, sind 

Ärzte oder Ingenieure (vgl. Gourmelon, Seidel & Treier, 2014: 15). 

Dass die Erhöhung der Attraktivität des öffentlichen Dienstes als Arbeitgeber in Anbet-

racht der stark ausgeprägten Konkurrenzsituation gegenüber der freien Wirtschaft not-

wendig wird, wurde ebenso im Rahmen des Abschlussberichts der Kommission zur 

umfassenden Evaluation der Aufgaben, Personal- und Sachausstattung mit Hinblick 

auf die Ausbildungsoffensive diskutiert. Dabei soll die Personalentwicklung als Steue-

rungsinstrument eingesetzt werden und soziale Härten ausgeglichen werden. Durch 

aktuelle Umstrukturierungsmaßnahmen von Aufgaben erledigen immer weniger Mitar-

beiter immer größere Aufgabenpensen – dies soll durch zukünftige Umstrukturierungen 

geändert werden. Hinzu kommt die Beachtung des Wertewandels und der unterschied-

lichen Lebenssichten verschiedener Generationen, die bei der Personalplanung und    

–entwicklung einbezogen werden müssen. Ein Ansatz in der öffentlichen Verwaltung 

liegt in der Gleitzeitregelung, die in diversen Behörden bereits umgesetzt wird. Hierbei 

werden bestimmte Kernarbeitszeiten festgelegt, in denen der Arbeitgeber zwingend am 

Arbeitsplatz anwesend sein muss. Der Teil der Wochenarbeitsstunden, der diese 

Kernzeiten übersteigt, kann frei vom Mitarbeiter selbst verteilt werden, um Arbeits- und 

Privatleben optimal miteinander vereinen zu können. Weitere Zielsetzungen in diesem 

Bereich sind die Förderung der „mobilen Arbeit“ oder die Einführung von Langzeitkon-
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ten (Anlage 5a zum Abschlussbericht der Kommission zur umfassenden Evaluation der 

Aufgaben, Personal- und Sachausstattung). In der freien Wirtschaft hingegen steigt die 

Beliebtheit der Heimarbeit an, bei der die Beschäftigten den Arbeitsplatz nicht aufsu-

chen müssen und stattdessen die anfallenden Tätigkeiten im so genannten „Home-

Office“ erledigen. Auch diese Form bietet den Arbeitnehmern hohe Flexibilität und er-

höht die Vereinbarkeit von Familie und Beruf (vgl. Sächsische Staatskanzlei, 2016: 18 

f). 

2.3.2 Bedarfsmindernde Faktoren 

Trotz der Vielzahl an Umständen, die eine Erhöhung des Personalbedarfs zur Folge 

haben, gibt es auf der Gegenseite auch Faktoren und Einflüsse, die eine Minderung 

des Bedarfs verursachen. Diese sind im vorliegenden Falle jedoch deutlich geringer 

ausgeprägt als die bedarfserhöhenden Faktoren, wodurch sich insgesamt ein Bedarfs-

überhang ergibt und zwingend Einstellungen vorgenommen werden müssen. Im Falle 

einer Bedarfsunterdeckung wären Entlassungen und anderweitige Beendigungen der 

vorhandenen Arbeitsverhältnisse die Folge, um dem wirtschaftlichen Mitteleinsatz Sor-

ge tragen zu können. Stellen, die nicht zur Erfüllung der öffentlichen Aufgaben benötigt 

werden, entfielen dann folglich spätestens zur nächsten Periode der Haushaltsplanung. 

2.3.2.1 Verminderung der Aufgaben 

Die Aufgaben der öffentlichen Verwaltung sind, wie bereits mehrfach ausgeführt wurde, 

sehr vielseitig und umfassen diverse verschiedene Handlungsfelder. Im Wandel der 

Zeit können ebendiese Aufgaben sich jedoch mit der Gesellschaft wandeln, wodurch 

einerseits neue Handlungsfelder für die Behörden des Freistaates Sachsen an Rele-

vanz gewinnen können (siehe hierzu 2.3.1.2), wohingegen andere entfallen und keiner 

Bearbeitung mehr durch staatliche Stellen bedürfen. Eine weitere Möglichkeit der Ver-

ringerung der Aufgabendichte liegt in der Auslagerung von bestimmten Aufgaben an 

private Dritte, anstelle der Ansiedlung im Verwaltungsapparat selbst. 

Hierzu hat die Kommission zur umfassenden Evaluation der Aufgaben, Personal- und 

Sachausstattung verschiedene Erhebungen und Überlegungen durchgeführt, um eine 

möglichst genaue Prognose und Berechnung des Personalbedarfs gewährleisten zu 

können. Demnach gibt es derzeit jedoch nur sehr wenige Aufgabenbereiche, in denen 

mit Reduzierungen oder Wegfall gerechnet wird und die den Personalbedarf in Zu-

sammenhang mit der Ausbildungsoffensive verringern würden. Auch hinsichtlich weite-

rer Optimierungsmaßnahmen, beispielsweise der Bündelung gleichartiger Aufgaben in 

einer Organisationseinheit, wurde im Freistaat Sachsen bereits viel Potenzial ausge-

schöpft. Hinsichtlich der Privatisierungen, also der Inanspruchnahme privater Dienst-
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leister zur Erbringung der öffentlichen Aufgaben, gibt es zudem unterschiedliche Wir-

kungen, die bei der Entscheidung bezüglich einer Auslagerung der Aufgabe zu beach-

ten sind. Ein besonders bedeutender Punkt ist hierbei, dass private Dritte im Gegen-

satz zur öffentlichen Verwaltung selbst gewinnorientiert arbeiten und wirtschaften (vgl. 

Sächsische Staatskanzlei, 2016: 49 f, 52 f).  

2.3.2.2 Steigerung der Effizienz in der öffentlichen Verwaltung 

Ein weiteres Feld, durch das Mitarbeiter der Verwaltung des Freistaates Sachsen ent-

lastet und somit Bedarfe verringert werden können, ist der Bereich der Arbeitserleichte-

rung. Hierbei stehen aktuell vor allem Maßnahmen der Digitalisierung und Modernisie-

rung im Vordergrund, die insbesondere dazu dienen sollen, im Arbeitsalltag die Bear-

beitungszeiten zu verkürzen, wodurch im Zeitrahmen der jeweiligen kalendertäglichen 

Arbeitszeit eine höhere Anzahl an Sachverhalten abgearbeitet werden kann. Dies ist 

einerseits den durch die jeweiligen Anliegen betroffenen Bürgern dienlich, erleichtert 

andererseits jedoch vor allem den Bediensteten die Arbeit. Hinzu kommt, dass weniger 

einzelne Arbeitskräfte benötigt werden, je mehr Sachverhalte durch eine Person bear-

beitet werden können (vgl. Holtbrügge, 2018: 187 ff). 

Eines der wichtigsten Handlungsfelder im Bereich der Arbeitserleichterung und der 

Digitalisierung liegt in der elektronischen Vorgangsbearbeitung und Aktenführung nach 

§ 12 SächsEGovG. Der Transfer von Papierakten in die elektronische Form erleichtert 

die Bearbeitung insbesondere durch Funktionen wie die Durchsuchung nach Schlag-

wörtern. Zudem ist die Einbeziehung weiterer Behörden durch den erleichterten Ver-

sand von Daten an ebendiese deutlich vereinfacht gegenüber der postalischen Ver-

sendung von Papierakten. Bei der Einführung elektronischer Vorgangsbearbeitung und 

Aktenführung ist jedoch die Einbeziehung der Möglichkeit von Havariefällen zwingend 

mit einzubeziehen, um eine Handlungsfähigkeit des Verwaltungsapparates auch bei 

fehlendem Strom oder Netzwerkfehlern sicherzustellen. Diesen Herausforderungen 

wird sich aktuell jedoch bereits gestellt, da gemäß § 6 EGovG die Behörden des Bun-

des ab dem Jahr 2020 einer Soll-Regelung bezüglich der Nutzung elektronischer Ak-

tenführung unterliegen. 

Auch im Hinblick auf diese Modernisierungsmaßnahmen im Bereich der öffentlichen 

Verwaltung wird es also in den Behörden des Freistaates Sachsen zu einer Vielzahl 

von Veränderungen kommen, die durch die Schnelllebigkeit im Bereich der Informati-

nos- und Telekommunikationstechnologie bedingt sind. Durch den Einsatz moderner 

Kommunikationstechnologie bietet sich die Möglichkeit, Arbeitskräfte aus bestimmten, 

technologisierbaren Bereichen freizusetzen und an anderen Stellen, die menschlichen 

Kontakt innerhalb der Behörde erfordern, einzusetzen – dies wäre im Hinblick auf den 
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hohen Personalbedarf in der aktuellen Situation des Freistaates Sachsen sehr hilfreich. 

Hinzu kommt eine starke Verkleinerung der physischen Archive in den Organisationen, 

da durch die Einführung der elektronischen Aktenführung Papierakten in diversen Ar-

beitsbereichen ganz oder teilweise entfallen könnten. Hinzu kommt die Eröffnung 

neuer Möglichkeiten der zwischenbehördlichen Kommunikation, beispielsweise auf 

dem Wege von Videokonferenzen, die im Vergleich zum bisherigen Hauptkommunika-

tionskanal über E-Mail Kontakt deutlich schneller durchgeführt werden kann und Miss-

verständnisse durch die Möglichkeit der unmittelbaren Nachfrage ausgeräumt werden. 

Der Nachteil an dieser Kommunikationsform ist jedoch die starke Abhängigkeit von der 

Qualität der Netzwerkverbindung und das Erfordernis der Anwesenheit beider bzw. 

aller Tielnehmenden (vgl. Doppler & Lauterberg, 2005: 22 f). 

Ein Beispiel für eine Kommunalverwaltung, die auf dem Weg der Modernisierung be-

reits die Möglichkeit anbietet, Antragsformulare in ihrem sachlichen Zuständigkeitsbe-

reich auf der Webseite der Stadtverwaltung auszufüllen und direkt an die Behörde zu 

übersenden, ist die Stadt Zwickau. In Anbetracht der alltäglichen Verwaltungsarbeit 

bringt die Einrichtung dieser Online-Formulare diverse Vorteile mit sich. Hinsichtlich der 

Verwaltungsarbeit entfallen Wartezeiten bei den jeweiligen Mitarbeitern, sodass insge-

samt mehr Sachverhalte bearbeitet werden können. Hinzu kommt der Aspekt der 

Wahlmöglichkeit der Bürger, ob sie den direkten Behördenkontakt und die Beratung 

durch die Sachbearbeiter bevorzugen, oder aus Gründen der Zeitersparnis oder des 

Komforts die Online-Variante nutzen möchten. Es steigt somit auch die Bürgerpartizi-

pation und damit die Gesamtzufriedenheit. 

2.3.3 Verfahren zur Berechnung des Personalbedarfs 

Zur konkreten Berechnung des tatsächlichen Personalbedarfs gibt es in der Betriebs-

wirtschaft eine Vielzahl verschiedener Ansätze, die auch für die Bedarfsplanung in der 

öffentlichen Verwaltungspraxis die Grundlage bilden. Diese können in summarische 

und analytische Verfahren gegliedert werden (vgl. Holtbrügge, 2018: 108). 

Die summarischen Methoden beruhen auf der Heranziehung von konzeptionellen 

Schlüsselzahlen, die insbesondere für personenbezogene Dienstleistungen vorgege-

ben werden, bei denen bestimmte Betreuungs- und Leistungsintensitäten erforderlich 

sind. Eine der Berechnungsmethoden, die insbesondere im Hinblick auf die hierarchi-

schen Organisationsstrukturen des öffentlichen Dienstes nutzbar wäre, ist die Lei-

tungsspannenmethode. Diese basiert auf der Annahme, dass eine Führungskraft eine 

bestimmte Maximalanzahl von ihr unterstehenden Beschäftigten optimal leiten kann. 

So kann einerseits bestimmt werden, welcher Zusatzbedarf an ausführenden Stellen 
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auch einen Mehrbedarf an Führungsstellen zur Folge hat, andererseits aber auch die 

optimale Anzahl der Mitarbeiter nach vorheriger Festlegung der Zahl an Führungskräf-

ten bestimmt werden (vgl. Holtbrügge, 2018: 108 f). In folgendem Rechenbeispiel soll 

die Leitungsspannenmethode verdeutlicht werden: 

Die Abbildung zeigt die hierarchische Struktur einer Behörde in ihrer maximalen Aus-

lastung bei der Annahme einer Leitungsspanne von 4 Mitarbeitern pro Führungskraft. 

Sollten durch verschiedene bedarfserhöhende Faktoren auf die Behörde einwirken 

(siehe hierzu Punkt 2.3.1), bedarf es zusätzlich zu den ausführenden Stellen auch der 

Einstellung einer zusätzlichen Führungsebene, wenn Überbelastungen vermieden 

werden sollen. Da in der fiktiven Darstellung auch die Behördenleitung bereits mit 4 ihr 

unterstehenden Stellen im Hinblick auf die maximale Leitungsspanne ausgelastet ist, 

wäre die Folge die Schaffung einer zusätzlichen Hierarchieebene. Der Wegfall von 

Ausführungsstellen hingegen würde zu einer Entlastung der verschiedenen Führungs-

ebenen führen. Unter der Anwendung von hierarchieübergreifenden Arbeitsmethoden 

stellt sich die Anwendung der Leitungsspannenmethode jedoch in Frage, da die Effi-

zienz des Personaleinsatzes im Zuge neuer Organisationsformen weniger von der Lei-

tungsintensität abhängt. 

Eine weitere Methode, die den summarischen Verfahren zuzuordnen ist, stellt die Ana-

logieschlussmethode dar. Bei dieser Methode werden Analogien zu anderen, ver-

gleichbaren Organisationen gebildet und hieraus Rückschlüsse auf den eigenen Per-

sonalbedarf gezogen (vgl. Holtbrügge, 2018: 110). Aufgrund der sehr ähnlichen Aufga-

ben- und Organisationsstruktur in den verschiedenen Behörden des öffentlichen Diens-

tes, insbesondere im Kommunalbereich, ist diese Methode unter Berücksichtigung der 

jeweiligen Klientenzahl (Einwohner der Gemeinde) grundsätzlich für die Personalbe-

darfsplanung im öffentlichen Dienst besser anwendbar als dies in der Privatwirtschaft 

der Fall ist. 

Abbildung 5: Anwendung der Leitungsspannenmethode 
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Als Instrument, das auf bestimmte Leistungsgrößen abstellt, können zudem die statisti-

schen Berechnungsmethoden genannt werden. Hierfür müssen vorerst geeignete Indi-

katoren gefunden werden, die den Personalbedarf valide darstellen. Für die öffentliche 

Verwaltung kann hierbei insbesondere auf die Anzahl bearbeiteter Fälle, Anträge oder 

die Anzahl der Bürgerkontakte abgestellt werden. Probleme bei dieser Methode kön-

nen jedoch in der geringen Möglichkeit der Beobachtung einzelner Arbeitsvorgänge 

sein, aus denen sich Informationsasymmetrien seitens des Arbeitgebers ergeben (sie-

he hierzu Punkt 2.1.1). Verschiedene Faktoren sorgen für eine erschwerte Operationa-

lisierung der Tätigkeiten, zudem besteht nicht zwangsläufig immer eine Proportionalität 

zwischen Leistungseinheit und Personalbedarf (vgl. Holtbrügge, 2018: 109 f). 

Die Lösung für diese Problemstellung bilden Aufgaben- und Zeitstudien, die den analy-

tischen Methoden zuzuordnen sind. 

Nach einer Analyse der regelmäßig in einer Organisationseinheit anfallenden Tätigkei-

ten und der Gruppierung gleichartiger Prozesse wird bei dieser Methodik der durch-

schnittliche Zeitbedarf für die Bearbeitung gemessen. Hierbei ist darauf zu achten, 

dass die Messergebnisse von unterschiedlichen Faktoren abhängig sind, die teilweise 

nicht berücksichtigt werden können. Beispiele hierfür sind Lerneffekte, Leistungs-

schwankungen oder Unterschiede in der Qualität der Arbeitsergebnisses. Im dritten 

und letzten Schritt erfolgt die Erhebung der Häufigkeit der jeweiligen Tätigkeit innerhalb 

einer festgelegten Periode anhand von Akten, Mitschriften oder Beobachtung. Ein wei-

teres Instrument, bei dem zudem die Mitarbeiter direkt mit in die Erhebungsarbeit ein-

bezogen werden, ist die Nutzung der Selbstaufzeichnung der Beschäftigten. Für die 

zusätzliche Einbeziehung unregelmäßig anfallender Tätigkeiten muss zudem ein Auf-

schlag festgelegt werden, der nicht oder nur unter großem Aufwand erfassbare Tätig-

keiten hinsichtlich ihrer Bearbeitungszeit und Eintrittshäufigkeit abschätzt (vgl. Holt-

brügge, 2018: 110 f). 

In der Gesamtheit der Anwendung von summarischen und analytischen Methoden er-

gibt sich als Kombination die sogenannte Rosenkranz-Formel (vgl. Holtbrügge, 2018: 

111 f). 

𝑃𝐵 = ∑ 𝑥 (𝑚௜ ∗ 𝑡௜)௡௜ୀ௟ 𝑇 ∗ 𝑓ே௏ + 𝑡௩𝑇 ∗ 𝑓ே௏𝑓 ௏ 

 
 



27 

PB = Personalbedarf mi = durchschnittlicher Anfall der Aufgabe der Kategorie i pro Monat ti = Zeitbedarf laut Zeitaufnahme für die Aufgabe der Kategorie i (Netto-Soll-Bearbeitungszeit laut Zeitaufnahme) T = tarifliche bzw. arbeitsvertraglich festgelegte (Brutto-)Arbeitszeit eines Mitarbeiters im Monat tv = Zeit für die Erledigung von Aufgaben ohne Zeitaufnahme fNV = Notwendiger Verteilzeitfaktor fTV = tatsächlicher Verteilzeitfaktor 
Die Darstellung der verschiedenen Methoden der Personalbedarfsermittlung verdeut-

licht die Schwierigkeit bei der exakten Ermittlung des Bedarfs anhand objektiver Krite-

rien. Die verschiedenen Verfahren bringen Risiken mit sich, deren Folge eine Fehlkal-

kulation sein kann. Das Hauptproblem bei der Anwendung summarischer Verfahren 

liegt insbesondere im Vergangenheitsbezug, da diese auf Kennzahlen und Erfah-

rungswerten der bisherigen Tätigkeit beruhen. Der Vorteil hingegen liegt in der Ein-

fachheit ihrer Anwendung. Die komplexeren analytischen Verfahren hingegen sind mit 

deutlich höherem Aufwand verbunden, können im Gegenzug aber genauere Aussa-

gen, insbesondere hinsichtlich der zukünftigen Organisationsentwicklung treffen. Zu-

dem sind die analytischen Methoden vor allem in Berufsfeldern sinnvoll, in denen die 

Arbeitsroutine stark ausgeprägt ist. Je größer der auf Schätzungen basierende Zu-

schlagsfaktor für nicht regelmäßig anfallende Tätigkeiten ist, desto ungenauer wird das 

Ergebnis (vgl. Holtbrügge, 2018: 113 f). 

2.3.4 Personalbedarf im Rahmen der Ausbildungsoffensive 

Konkrete Aussagen zur Berechnungsmethode des Personalbedarfs im Hinblick auf die 

Ausbildungsoffensive konnten im Rahmen der Themenbearbeitung nicht ausgearbeitet 

werden, da hierzu keine Informationen vorliegen. Im bekanntgegebenen Gesamter-

gebnis wurde bis zum Jahr 2030 ein Ausbildungsbedarf von insgesamt 11.406 Perso-

nen ermittelt. Hierbei ausgenommen wurden die Bereiche des Polizeivollzugsdienstes, 

der Hochschulen und der Lehrer. Etwa die Hälfte dieses Gesamtbedarfs kann der Frei-

staat Sachsen laut Auskunft der Sächsischen Staatskanzlei im Rahmen einer Kleinen 

Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen über dessen staatseigene Ausbildungs-

einrichtungen decken, woraus sich ein jährlicher Ausbildungsbedarf von 550 Anwärtern 
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ergibt (vgl. Sächsische Staatskanzlei, 2018a: 3). Diese 550 Ausbildungsplätze teilen 

sich wie folgt auf die staatseigenen Einrichtungen auf: 

- Ausbildungszentrum Bobritzsch: 354 

davon entfallen 103 Anwärter / Auszubildende auf den Allgemeinen Verwal-

tungsdienst (SMI), 96 auf den Steuerverwaltungsdienst (SMF), 91 auf den Jus-

tizdienst (SMJus) und 64 auf den Justizvollzugsdienst (SMJus) 

- Hochschule für öffentliche Verwaltung und Rechtspflege (FH), Fortbildungs-

zentrum Meißen: 178 

davon entfallen 42 Anwärter / Auszubildende auf den Fachbereich Allgemei-ne 

Verwaltung (SMI), 36 auf die Rechtspflege (SMJus), 85 auf die Steuer-

verwaltung (SMF), 12 auf die Staatsfinanzverwaltung (SMF), 3 auf die Sozi-

alverwaltung und Sozialversicherung (SMS) 

- Landesfeuerwehr- und Katastrophenschutzschule Sachsen (SMI): 1 

- Staatsbetrieb Sachsenforst (SMUL): 17 

Vergleicht man diese Zahlen mit der Anzahl der Ausbildungen des Vorjahres 2018 wird 

der starke Anstieg des Bedarfs nochmals verdeutlicht. Die Steigerung von 221 Ausbil-

dungsplätzen im Jahr 2018 auf nun jährlich 550 bedeutet eine Erhöhung um ca. 150% 

(vgl. Sächsische Staatskanzlei, 2018c: 3). Der Vorteil der Ausbildung über staatseige-

ne Einrichtungen liegt insbesondere in der unmittelbaren Möglichkeit der Einwirkung 

des Freistaates Sachsen auf die Ausbildungsverhältnisse und die Entwicklung des 

Fachkräfteangebotes. Zudem erleichtert die Zugehörigkeit der Ausbildungsstätten zum 

Freistaat die Ausstattung mit finanziellen Mitteln, um notwendige Investitionen zur Rea-

lisierung der Ausbildungsoffensive tätigen zu können (siehe hierzu Punkt 2.4.3) (vgl. 

Sächsische Staatskanzlei, 2018a: 2). 

Darüber hinaus besteht noch einmal ein Bedarf von fast 6.000 Arbeitskräften in unter-

schiedlichsten Arbeitsbereichen, die außerhalb ebendieser Einrichtungen, beispiels-

weise durch die Rekrutierung vom Arbeitsmarkt nach Berufsausbildung im Sinne des 

BBiG oder durch die Anwerbung von Arbeitskräften aus anderen Bundesländern, aus-

gebildet werden (vgl. Sächsische Staatskanzlei, 2018c: 4). 

Dieser Bedarf, der nicht über die staatseigenen Einrichtungen gedeckt werden kann, 

wird in der folgenden Grafik veranschaulicht: 
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Hinzu kommt zudem ebenfalls ein erhöhter Personalbedarf in den sächsischen Kom-

munen, die in die oben genannte Auflistung nicht einfließen – denn auch auf kommu-

naler Ebene existieren die verschiedenen personellen Herausforderungen, die es zu 

bewältigen gilt. Dies kann anhand der folgenden Beispiele verschiedener Städte des 

Freistaates Sachsen gekennzeichnet werden: 

Die Große Kreisstadt Freiberg erhöhte ihre Mitarbeiteranzahl von 489,889 VZÄ im Jahr 

2017 auf 494,089 VZÄ im Jahr 2018, wie aus dem entsprechenden Doppelhaushalt der 

Stadt hervorgeht (Stellenplan der Stadt Freiberg, vgl. Anhang 2) Die Landeshauptstadt 

des Freistaates Sachsen, Dresden, wächst ebenfalls innerhalb von vier Jahren erheb-

lich – von 13.081,63 VZÄ im Jahr 2017 auf 13.730,29 VZÄ im Planjahr 2020 (Stellen-

plan der Stadt Dresden, vgl. Anhang 3). Auch die Ausbildungszahlen der Stadt Leipzig 

stiegen innerhalb der vergangenen Jahre bereits stark an. Mit 139 Auszubildenden bei 

der Stadtverwaltung Leipzig ist hier ein Anstieg von 25 Stellen zu verzeichnen. (Stadt 

Leipzig, 2018: 5). Von einer Abweichung von diesem Aufwärtstrend ist nicht auszuge-

hen.  

Es wird ersichtlich, dass es sowohl im Landes- als auch im kommunalen Bereich gro-

ßen Ausbildungsbedarf gibt, der in den kommenden Jahren bewältigt werden muss. 

Einerseits tragen die Belastung dabei die Gemeinden bzw. der Freistaat Sachsen, an-

Abbildung 6: Prognose des Ausbildungs- und Einstellungsbedarfs nach Ausbildungsberufen und Qualifikation bis 2030, 

(Sächsische Staatskanzlei, 2018c: 4) 
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dererseits wirken sich diese Umstände ebenfalls auf die entsprechenden Einrichtungen 

aus (siehe hierzu Punkt 2.4.3). 

2.4 Umsetzung der Ausbildungsoffensive 

Durch die tatsächliche Umsetzung der Ausbildungsoffensive ab dem Einstellungsjahr 

2019 werden voraussichtlich große Veränderungen innerhalb der Personalkörper und 

ebenso hinsichtlich der Arbeit der öffentlichen Verwaltungen stattfinden. Für die derzei-

tigen Mitarbeiter der Behörden gehen ergibt sich aus all diesen Veränderungen ein 

großer Anpassungsbedarf – einerseits an den demografischen Wandel und Generatio-

nenwechsel innerhalb des Verwaltungsapparates, andererseits auch an mögliche neue 

Handlungsstrategien, die mit den neuen Arbeitskräften einhergehen, beispielsweise 

Digitalisierungs- und Modernisierungsmaßnahmen (siehe hierzu Punkt 2.3.2.2). 

Zudem wirkt sich die Durchführung der Ausbildungsoffensive in den kommenden Jah-

ren unmittelbar auf die jeweiligen Ausbildungseinrichtungen aus. Die staatseigenen 

Einrichtungen sind die Hochschule für öffentliche Verwaltung und Rechtspflege (FH) in 

Meißen, das Ausbildungszentrum Bobritzsch, die Landesfeuerwehr- und Katastro-

phenschutzschule sowie der Staatsbetrieb Sachsenforst. Auch die Ausbildungseinrich-

tungen für den kommunalen Bereich sind von den geplanten Maßnahmen und Erhö-

hungen der Auszubildendenzahlen direkt betroffen. Für diese Einrichtungen wirkt sich 

die Ausbildungsoffensive auf logistische und organisatorische Fragestellungen hinsich-

tlich deren sachlicher und personeller Ausstattung aus. 

2.4.1 Grundsätze bei der Einführung von Reformen in der öffentlichen Verwal-
tung 

„Der öffentliche Dienst besteht aus einem für Monopolorganisationen typischen Ge-

flecht von starren, über Jahrzehnte hinweg entwickelten Regeln Arbeitsprozessen, 

Gewohnheiten und Selbstverständlichkeiten, das unter relativ stabilen Umweltbedin-

gungen aufgebaut worden ist“ (Schäfer, 2011: 25). 

Die Behörden des Freistaates Sachsen unterliegen heute jedoch diversen verschiede-

nen Rahmenbedingungen, die Veränderungen hervorrufen. Der bedeutendste Teil liegt 

hierbei im Bereich der politischen und rechtlichen Vorgaben, da derartige Veränderun-

gen unmittelbar auf die Arbeit der öffentlichen Verwaltung als Exekutivorgan zur ord-

nungsgemäßen Durchsetzung und Überwachung der Gesetze einwirken. Diese und 

weitere Umweltbedingungen, die sich in der modernen Gesellschaft stetig ändern, er-

fordern Reformprozesse im Bereich der bislang eher starren Verwaltungsarbeit in den 

Behörden. Verschiedene Rahmenbedingungen, wie die Forschung und Entwicklung im 

Bereich der Informationstechnologie, die Multikulturalität oder auch die Knappheit ver-
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schiedener Ressourcen, treiben den Wandel noch weiter voran (vgl. Doppler & Lauter-

berg, 2005: 21 ff). Bislang war der Druck zur Veränderung im öffentlichen Bereich ge-

ringer ausgeprägt als in der Privatwirtschaft. Insbesondere aufgrund der starken Kon-

kurrenzsituation bezüglich neuer Arbeitskräfte gewinnt der Reformbedarf derzeit jedoch 

auch für die Behörden des Freistaates Sachsen mehr an Bedeutung. Der fließende 

Übergang von der alten hin zur neuen Welt fordert eine Parallelität der jeweiligen 

Handlungsmuster, was in der öffentlichen Verwaltung insbesondere durch das starke 

Auseinanderfallen der derzeitigen Generation der Mitarbeiter von den neu einzustel-

lenden Fachkräften im Rahmen der Ausbildungsoffensive an Wichtigkeit gewinnt. Wäh-

rend die bisherige Generation von Mitarbeitern an die bisherigen Strukturen und Abläu-

fe gewöhnt ist, wächst die neue Mitarbeitergeneration in einer Umwelt auf, die von ho-

her Technologisierung, Modernisierung und Komplexität geprägt ist. Vor allem im Be-

reich der Arbeitserleichterung durch die Nutzung von Informationstechnologien oder 

der Nutzung des Internets, beispielsweise von Social-Media-Plattformen, für die Ver-

waltungsarbeit können zahlreiche Konflikte zwischen alteingesessenen und jüngeren 

Mitarbeitern entstehen. Während die neuen Auszubildenden und Studierenden derarti-

ge Einrichtungen als Vorteil empfinden, sehen die bisherigen Mitarbeiter oftmals keinen 

Handlungsbedarf, da sie während ihrer gesamten Tätigkeit bislang auf die Technologi-

sierung verzichten konnten. Zudem bedeutet die Einrichtung neuer Technologien und 

die Einführung und Nutzung elektronischer Vorgänge einen zusätzlichen Einarbei-

tungsbedarf für die ältere Generation, wodurch die Arbeitsmotivation sinken kann. Es 

bedarf verschiedenen Maßnahmen, die auf die Durchführung von Veränderungprozes-

sen hinwirken, sodass sich positive Wirkungen für die gesamte Organisation ergeben, 

denn „ohne eine substanzielle Änderung dieser Gewohnheitsmuster, die die Führung 

und Zusammenarbeit einer Verwaltungsorganisation definieren, wächst das Risiko, 

dass der Öffentliche Dienst seine Aufgaben nicht mehr bewältigen können wird“ (Schä-

fer, 2011: 25). 

Im Hinblick auf die Vermeidung von Protesten und der Demotivation der alteingeses-

senen Mitarbeiter ist es daher seitens der Leitungsebene von großer Wichtigkeit, einen 

hohen Grad der Kommunikation und Partizipation anzustreben, denn „den Grund für 

die mangelnde Veränderungslust sehen viele Verwaltungsspitzen und mit ihnen auch 

viele Berater in fehlender Beteiligungund einer unzureichenden Identifikation der Be-

schäftigten mit den Reformzielen“ (Schäfer, 2011: 19). Von besonders großer Wichtig-

keit ist es, dass die Beschäftigten den Bedarf der Veränderung erkennen und für sich 

selbst verinnerlichen. Ein kooperativer Führungsstil unter Einbeziehung der Arbeitskräf-

te soll auch zur Kooperation der Mitarbeiter und folglich zu einer erfolgreichen Durch-

führung der Reformierung führen. Die Arbeitnehmer werden in diesem Zusammenhang 
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nicht als bloßes Mittel zur Umsetzung angesehen, sondern bilden das Zentrum des 

Change Managements, das planvoll auf die Organisationskultur, die Stategien (z.B. 

Leitbilder), die Prozesse und Strukturen sowie die Verhaltensweisen der Menschen 

einwirkt. Der Prozess des Change Managements wird dabei nach Auffassung Kurt Le-

wins in drei Phasen eingeteilt (vgl. Von Neumann-Cosel, 2006: 39). 

1. Unfreezing – „Auftauen“ des bisherigen Zustandes (Weichenstellung für den 

Veränderungsprozess, Erzielung von Motivation) 

2. Moving – Einführung neuer Verhaltensweisen (Einwirkung und Nutzung von 

Energien, hohes Stress- und Konfliktpotenzial) 

3. Freezing – Verankerung des Wandels in der Organisationskultur (Stabilisie-

rungsprozess, Gewöhnung und Akzeptanz der neuen Umstände) 

Das Change Management kombiniert systematische, zielgerichtete Arbeit mit der Erar-

beitung von kreativen und praktikablen Lösungsansätzen. Hierbei sind 5 wesentliche 

Faktoren von besonders großer Bedeutung für ein erfolgreiches und dynamisches Ma-

nagement des Wandels (vgl. Doppler & Lauterberg, 2005: 61 ff): 

1. Kreative Unruhe 

Hinsichtlich der sich verändernden Umweltbedingungen ist ein Umdenken not-

wendig. Sie dürfen in der grundsätzlich eher stabilen Struktur der öffentlichen 

Verwaltung nicht als Störung oder Risiko empfunden werden, sondern als Mög-

lichkeiten der Verbesserung. Ein verwaltungsspezifisches „Hindernis“ für diesen 

Faktor könnte die hohe Regelungsdichte bei der behördlichen Arbeit darstellen 

(z.B. Verordnungen, Dienstanweisungen, etc.). 

Abbildung 7: 3-Phasen-Modell des Wandels (vgl. Von Neumann-Cosel, 2006: 39) 
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2. Konfliktfähigkeit 

Die Veränderung gewohnter Strukturen und Arbeitsabläufe ist ohne das Auftre-

ten von Konflikten kaum realisierbar. Der entscheidende Faktor ist hier die 

Konstruktivität, mit der über die geplanten Änderungen sachlich diskutiert und 

dadurch die optimale Lösung für die Beteiligten ermittelt wird. 

3. Zusammengehörigkeitsgefühl 

Die Führungsebene sollte im Bereich des Change Managements von der Füh-

rung zur Begleitung der Mitarbeiter übergehen, sodass den von der Verände-

rung unmittelbar Betroffenen ein Gefühl der Zugehörigkeit vermittelt wird. Die 

Partizipation der Mitarbeiter und eventuell sogar der Bürger sorgt für eine höhe-

re Akzeptanz, da durch die direkte Einbeziehung Sorgen bezüglich der Verän-

derung ausgeräumt und gemeinsame Lösungen erarbeitet werden können. 

4. Sinnvermittlung 

Dieser Schlüsselfaktor zielt einerseits auf die allgemeine Organisationskultur ab, 

also das Leitbild der Institution, andererseits zudem auf den konkreten Sinn und 

die positiven Wirkungen durch eine spezifische Veränderung, die herbeigeführt 

werden soll. Das verinnerlichte Verständnis der Beschäftigten, wofür ihre Tätig-

keit dient erhöht deren Bereitschaft, zusätzliche Belastungen oder die Gewöh-

nung an neue Strukturen anzunehmen. 

5. Kommunikation 

„Man kann gar nicht zu viel kommunizieren“ (Doppler & Lauterberg, 2005: 34). 

Ein hohes Maß an Kommunikation, insbesondere zwischen den verschiedenen 

hierarchischen Ebenen, ist eines der wichtigsten Mittel bei der Einführung von 

Veränderungen. In diesem Zusammenhang sollte vor allem auch die informelle 

Kommunikation direkt gefördert werden. 

2.4.2 Die Personalbeschaffung als Handlungsfeld 

Nach der Erhebung der notwendigen Anzahl an neuen Mitarbeitern ist der nächste 

Schritt deren Beschaffung für den Einsatz im öffentlichen Dienst. Die Personalbeschaf-

fung kann vierdimensional betrachtet werden, um verschiedene Anforderungen zu er-

füllen. Die konkrete Anzahl der zu besetzenden Stellen wird im Bereich der quantitati-

ven Dimension betrachtet. Die qualitative Dimension stellt auf die Anforderungen an 

den Mitarbeiter ab, der eine bestimmte Stelle besetzen soll. Des Weiteren werden im 

Rahmen der Zeitdimension Aspekte wie der Startpunkt und die Dauer der Stellenbe-

setzung in die Personalbeschaffung einbezogen, beispielsweise bei notwendigen Be-
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fristungen von Stellen aufgrund von Vertretungsnotwendigkeiten oder einen nur tempo-

rär anfallenden Anstieg des Arbeitspensums. Die letzte Dimension ist die räumliche 

Dimension, die vor allem den Einsatzort betrachtet, da für die Besetzung einer Stelle 

der entsprechende Arbeitsplatz geschaffen und ausgestattet werden muss (vgl. Wald, 

1996: 71). 

Für die tatsächliche Rekrutierung neuer Mitarbeiter gibt es eine Vielzahl verschiedener 

Möglichkeiten, die sich in die interne und externe Personalbeschaffung gliedern. Unter 

der internen Personalbeschaffung versteht man die Besetzung freier Stellen mit Mitar-

beitern, die bereits innerhalb der Organisation tätig sind und somit lediglich die konkre-

te Stelle wechseln. Dies geschieht in der öffentlichen Verwaltung insbesondere auf 

dem Wege interner Ausschreibungen. Der Vorteil an dieser Form der Personalbeschaf-

fung ist die Schnelligkeit und die Einfachheit der Umsetzung. Die Mitarbeiter sind der 

Leitungsebene bereits mit ihren jeweiligen Qualifikationen und Kompetenzen bekannt 

und ein Auswahlverfahren kann somit auf den Minimalaufwand beschränkt werden. 

Jedoch bringt die interne Personalbeschaffung auch den entscheidenden Nachteil mit 

sich, dass es sich somit lediglich um eine Verschiebung der zu besetzenden Stelle 

handelt. Es ist somit grundsätzlich eher als Methode anwendbar, um kurzfristige Eng-

pässe schnell zu beseitigen, jedoch nicht als langfristige Methode der Personalgewin-

nung zu verstehen. Hier greift die Form der externen Personalbeschaffung, bei der 

eine öffentliche Ausschreibung der zu besetzenden Stelle erfolgt, die für jedermann 

einsehbar ist. Diese Form der Personalbeschaffung wird auch im Zuge der Ausbil-

dungsoffensive angewandt, da die Belegung eines Studiengangs bzw. einer Ausbil-

dungsstelle jedem mit der entsprechenden Eignung offensteht und nicht explizit Perso-

nen anspricht, die bereits eine Tätigkeit im Bereich des öffentlichen Dienstes ausfüh-

ren. Besonders wichtig ist hierbei, dass die gewonnenen Mitarbeiter tatsächlich eine 

Erhöhung des Personalbestandes zur Folge haben, da nicht nur eine Verschiebung 

stattfindet. Diese Art der Personalbeschaffung ist jedoch mit großem Aufwand verbun-

den, da meist verschiedene Verfahrensschritte durchgeführt werden müssen, um die 

idealen Bewerber aus dem gesamten Pool zu erkennen (vgl. Wald, 1996: 73 ff; Fi-

scher, 2011: 105 ff). 

Intern Extern 

- Innerbehördliche Stellenaus-

schreibung 

- Versetzung 

- Weiterbildung 

- Öffentliche Stellenausschreibung 

(einerseits für Stellen im Allge-

meinen, andererseits für Ausbil-

dungs- oder Studienplätze) 

- Kommunikation durch Besichtit-
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- (kurzfristig:) Anordnung von 

Mehrarbeit/Überstunden 

- Wiedereinstieg von Langzeiter-

krankten, Mitarbeitern in Eltern-

zeit, Sabbatjahr, etc. 

gungen, Messen, Veranstaltungen 

in Schulen etc. 

- Vermittlung von Stellen durch die 

Agentur für Arbeit oder private 

Vermittler 

- Personal-Leasing (im öffentlichen 

Dienst eher nicht üblich) 

Tabelle 4: Möglichkeiten der Personalbeschaffung (vgl. Wald, 1996: 73) 

2.4.3 Die Hochschule für öffentliche Verwaltung und Rechtspflege (FH) in Mei-
ßen als Akteur der Ausbildungsoffensive 

Mit dem erhöhten Personalbedarf geht auch ein Bedarf an entsprechenden Ausbil-

dungsplätzen einher. Dieser Bedarf wird teilweise durch die staatseigenen Ausbil-

dungseinrichtungen abgedeckt, zu denen auch die Hochschule für öffentliche Verwal-

tung und Rechtspflege (FH) in Meißen gehört. Es wurde unter Punkt 2.3.4 bereits aus-

führlich geschildert, dass der durch die entsprechenden Stellen des Freistaates Sach-

sens erhobene jährliche Bedarf ab dem Jahr 2019 2,5-mal so hoch ist wie in den Vor-

jahren. Eine solche Erhöhung muss durch die verschiedenen Einrichtungen gestemmt 

werden, um auch für diese deutlich erhöhte Zahl an Studierenden eine qualitativ hoch-

wertige Ausbildung gewährleisten zu können, sodass die benötigten Qualifikationen für 

die Arbeit in der öffentlichen Verwaltung vermittelt werden können. Diese Qualifikatio-

nen teilen sich in Fach-, Methoden- und Sozialkompetenz auf. Auch der sächsische 

Ministerpräsident Michael Kretzschmer betont bei der Eröffnungsveranstaltung des 

Studienjahres 2018/2019 im September vergangenen Jahres, dass die Ausbildungs-

qualität an der Hochschule Meißen nicht unter den steigenden Studierendenzahlen der 

kommenden Jahre leiden darf (vgl. Hochschule Meißen, 2018: 19 f). 

Zur konkreten Informationsgewinnung bezüglich der geplanten Umsetzungsmaßnah-

men der Ausbildungsoffensive an der Hochschule Meißen wurde der Kanzler der Ein-

richtung, Herr Frank Degenkolbe, um Auskünfte gebeten, die in den folgenden Ausfüh-

rungen unmittelbar zur Ausarbeitung genutzt wurden. Konkret handelt es sich hierbei 

um den „Beitrag der HSF Meißen zum Feinkonzept“ bezüglich des Kabinettsbeschlus-

ses der Sächsischen Staatsregierung zur Stärkung der Ausbildungsangebote und Si-

cherung des Nachwuchses im öffentlichen Dienst des Freistaates Sachsen (Kab-

Beschl.-AO). Das entsprechende Dokument wurde als Quelle für die Ausführungen 

dieses Kapitels herangezogen und ist im Verwaltungsbereich der Hochschule Meißen 

einzusehen. 
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Im Allgemeinen wird der Freistaat Sachsen die Hochschule „personell, sachlich und 

räumlich so ausstatten, dass die Zahl der Studierenden erheblich gesteigert werden 

kann“, wie in der Ausgabe „HSF im Blick“ von Dezember 2018 ausgeführt wird. Wie 

diese personelle, sachliche und räumliche Ausstattung genau aussieht und kalkuliert 

wird, wurde bereits im Vorfeld des Kabinettbeschlusses von der Hochschule selbst 

ausgearbeitet und trug unmittelbar zum Beschluss bei, um die hohe Belastung stem-

men zu können und frühzeitig auf die Erhöhung der Studierendenzahlen zu reagieren. 

a) Erhöhung der Studierendenzahlen 

Bereits vor dem tatsächlichen Beginn der Ausbildungsoffensive laut Kabinettsbe-

schluss waren in den vergangenen Jahren in der Hochschuleinrichtung Steigerungen 

der Studierendenzahlen zu verzeichnen. Waren im Jahr 2015 noch insgesamt 165 

Studierende in einem studentischen Ausbildungsverhältnis stieg diese Anzahl bereits 

zum Jahr 2018 nahezu auf das Doppelte (302). Dieser Anstieg vergrößert sich in den 

kommenden Planjahren nochmals um über 100 weitere Studienplätze, die in den ver-

schiedenen Fachbereichen der Hochschule Meißen (HSF) angeboten werden sollen, 

um die Sicherung des personellen Nachwuchses im öffentlichen Dienst des Freistaates 

Sachsen nachhaltig zu garantieren. Hinsichtlich der Ausstattung der Hochschuleinrich-

tung und der Ausgestaltung des Studienbetriebs ist die bloße Betrachtung der Studie-

rendenzahlen pro Studienjahr nicht ausreichend, da die verschiedenen Einstellungs-

jahrgänge parallel in der Einrichtung unterrichtet werden. Bei einer gewöhnlichen Aus-

bildungszeit von 3 Studienjahren ergeben sich also die Anstiege der konkreten Zahlen 

der pro Studienjahr anwesenden Präsenzstudenten von 512 im Studienjahr 2017/2018 

auf 934 im Studienjahr 2021/2022. Da hier auf die Präsenzzeiten abgestellt wird, bilden 

diese Studentenzahlen die Grundlage für die benötigte räumliche, sachliche und per-

sonelle Ausstattung der Hochschule Meißen, um einen reibungslosen Studienbetrieb 

auszuführen.  

b) Erhöhung des Personalbedarfs an der Hochschule Meißen 

Die fachtheoretische Lehre von 19 Studiengruppen in den fünf Fachbereichen (Allge-

meine Verwaltung, Steuer- und Staatsfinanzverwaltung, Rechtspflege, Sozialverwal-

tung, Masterstudiengang Public Governance) ab dem Jahr 2019 muss sichergestellt 

werden, wobei 70% der Lehrveranstaltungen von hauptamtlichen Fachhochschulleh-

rern abgehalten werden sollen. Hieraus ergibt sich für die Hochschule Meißen ein zu-

sätzlicher Einstellungsbedarf an Lehrkräften in Höhe von 37 Stellen zusätzlich zu den 

derzeit gebotenen 41 Dozentenstellen. Hinsichtlich der Lehrbeauftragten ist also circa 

eine Verdopplung des Bestandes zu verzeichnen. Zusätzlich bedeutet die Erhöhung 

der Studierendenzahlen auch einen erhöhten Verwaltungsaufwand hinsichtlich der 



37 

Planung der Lehrveranstaltungen, der Abstimmung mit den Einstellungsbehörden, der 

Durchführung von Prüfungen oder der Planung der berufspraktischen Semester, wo-

raus sich auch im Verwaltungsbereich eine Erhöhung des Bedarfs an Arbeitskräften 

ergibt. Konkret wird in diesem Bereich nochmals von 11 zusätzlich zu besetzenden 

Stellen gesprochen. 

In der Gesamtheit ergibt sich laut Stellenplan der Hochschule Meißen für die Haus-

haltsjahre 2021/2022 ein Mehrbedarf von 52 Stellen. 

c) Ausstattung der Hochschule Meißen 

Aus dem starken Anstieg der Studierendenzahlen in den letzten sowie den kommen-

den Jahren im Hinblick auf die Ausbildungsoffensive und in Anbetracht des damit ein-

hergehenden erhöhten Bedarfs an Verwaltungs- und Lehrpersonal ergeben sich unmit-

telbar auch verschiedene Investitionsbedarfe, die zur Umsetzung der Ausbildungsof-

fensive und zur Sicherung der qualitativ hochwertigen Lehre an der Hochschule Mei-

ßen erfüllt werden müssen. Hier spielen sowohl Räumlichkeiten wie Büros, Lehrsäle 

und die Wohnunterbringung von Studierenden, als auch die konkrete Ausstattung 

ebendieser Räume eine tragende Rolle bezüglich der haushalterischen Planung. Laut 

Ausführungen des Feinkonzeptes der Hochschule Meißen sind bereits im Studienjahr 

2017/2018 die vorhandenen Räumlichkeiten der Hochschule Meißen mit den Seminar-

gruppen ausgeschöpft gewesen, was einen dringenden Handlungsbedarf hinsichtlich 

des starken Anstieges der Studierenden zur Folge hat. Für den Doppelhaushalt 

2019/2020 ergeben sich beispielsweise Mehrbedarfe von 15 Lehrsälen (ausgelegt für 

Seminargruppen von 25 Studierenden), 4 IT-Lehrsälen (ausgelegt für Seminarhalb-

gruppen von 16 Studierenden), 24 Dozentenbüros, 7 Verwaltungsbüros und 110 

Wohnplätze für die Studierenden. Es ist hierbei besonders zu betonen, dass eine sol-

che Vergrößerung der Räumlichkeiten der Hochschule Meißen ohne die Durchführung 

baulicher Maßnahmen nicht umsetzbar ist. Die konkrete Planung der Investitionsmaß-

nahmen obliegt jedoch dem Staatsbetrieb Sächsisches Immobilien- und Baumanage-

ment (SIB). Der konkrete finanzielle Bedarf bei der Ausstattung der neu zu schaffenden 

Räumlichkeiten beläuft sich auf eine Summe von ca. 1,3 Millionen Euro im Haushalts-

jahr 2019/2020, wobei die größten Bestandteile den IT-Lehrsälen aufgrund der not-

wendigen technischen Austattung sowie den Wohnplätzen für Studierende, beispiels-

weise im hochschuleigenen Studentenwohnheim, aufgrund des hohen Bedarfs zuzu-

rechnen sind. 

Eine vollkommene Neuerung auf dem Campusgelände der Hochschule Meißen stellt 

die Errichtung eines Audimax dar, in dem zukünftig im Hinblick auf die stark ansteigen-

den Studierendenzahlen Großvorlesungen für bis zu 200 Studierende im teilnehmer-



38 

stärksten Studiengang, dem Bachelorstudiengang Allgemeine Verwaltung, gehalten 

werden sollen. Insbesondere ist die Planung der Bereitstellung des Audimax auch in 

Anbetracht der Durchführung von Modulprüfungen notwendig, da die Verdopplung der 

Studierenden zur Folge hat, dass diese nicht weiterhin in der Mehrzweckhalle der 

Hochschule Meißen umgesetzt werden können. Hier können im Vergleich nur 145 Ar-

beitsplätze eingerichtet werden, bei denen ein reibungsloser Ablauf für die Studieren-

den und die Beaufsichtigung der Modulprüfungen gewährleistet werden können. Aus 

der Schaffung des Audimax ergibt sich zudem der Vorteil, dass die Bestuhlung der 

Mehrzweckhalle entfällt und diese Einrichtung folglich auch während der Prüfungszeit-

räume wieder für andere Veranstaltungen genutzt werden kann. Insgesamt kann das 

Audimax in vielerlei Hinsicht sowohl von den Studierenden der Hochschule als auch 

von Teilnehmern von angebotenen Fortbildungen genutzt werden, sofern die konkrete 

Ausgestaltung der Räumlichkeit in entsprechender Art und Weise geschieht. Dies geht 

mit hohen Anfangsinvestitionen einher, resultiert aber vor allem aufgrund der Steige-

rung der Ausbildungszahlen in positiven Ergebnissen für die Hochschule einerseits und 

die Studierenden andererseits. 

Auch diejenigen Einrichtungen, die nicht direkt die Studierenden betreffen, werden von 

der Erhöhung der Studierendenzahlen bezüglich der Ausbildungsoffensive beeinflusst. 

So müssen beispielsweise auch für den Mehrbedarf an Mitarbeitern der Hochschule 

Meißen, also insbesondere Lehr- und Verwaltungskräfte, zusätzliche Räumlichkeiten 

benötigt. Der Großteil der Büros für Lehrkräfte des Aus- und Fortbildungszentrums soll 

hierbei in einer Doppelbelegung ausgestaltet werden. Zum Teil sind jedoch auch be-

sondere Anforderungen an bestimmte Räumlichkeiten zu beachten, die mit dem Be-

trieb der Hochschuleinrichtung einhergehen, sodass Umstände wie ein hoher Publi-

kumsverkehr, die Verwahrung von Akten verschiedener Art oder die Durchführung ver-

traulicher Besprechungen nach wie vor reibungslos ablaufen können. 

d) Ausstattung der Wohnplätze für Studierende 

Laut den Erfahrungswerten der Hochschule Meißen mit den bisherigen Studiengängen 

beläuft sich der Bedarf eines Wohnplatzes auf einen Anteil von 70-75 Prozent aller 

Studierenden. Bereits im Studienjahr 2018/2019 ergibt sich mit dieser Berechnungs-

grundlage bei 544 Präsenzstudenten ein Bedarf von 392 Plätzen. Dieser ist bei einem 

aktuellen Bestand von 448 Wohnplätzen, von denen bereits jetzt Teile dieser Wohn-

plätze über die Anmietung von Wohnungen im Einzugsgebiet der Stadt Meißen reali-

siert werden, noch gedeckt, wird aber in den kommenden Jahren aufgrund der starken 

Erhöhung der Gesamtzahl der Studierenden nicht mehr ausreichen, um eine Quote 

von 70-75 Prozent aller Studierenden unterbringen zu können. Auch hier ergibt sich 
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also ein Handlungsbedarf hinsichtlich der Räumlichkeiten und deren Ausstattung. Sei-

tens der Hochschule Meißen selbst sollen die aufkommenden Mehrbedarfe in Höhe 

von 150 allgemeinen Wohnplätzen über die weitere Anmietung von Wohnungen reali-

siert werden, sodass zusätzliche Bedarfe wie die Einrichtung von Gemeinschaftskü-

chen und –sanitäranlagen entfällt. 

e) Zentrale Einrichtungen der Hochschule Meißen 

Mit der Erhöhung der Studierendenzahlen geht neben den bereits genannten Mehrbe-

darfen zusätzlich auch die Notwendigkeit des Ausbaus von Gemeinschaftsräumen, 

Außenanlagen, der Mehrzweckhalle zur Durchführung von Modulprüfungen oder auch 

der hochschuleigenen Bibliothek einher. 

2.5 Die Ausbildungsoffensive als Generallösung? 

Die erfolgreiche Durchführung der Ausbildungsoffensive ist aktuell von großer Wichtig-

keit für die öffentliche Verwaltung des Freistaates Sachsen. Die Handlungsfähigkeit 

muss durch die Gewinnung von Arbeitskräften gesichert werden, um die öffentlichen 

Aufgaben vor dem Hintergrund der künftigen Personalabgänge weiterhin effizient und 

wirtschaftlich erledigen zu können. Es ist jedoch zu beachten, dass die Ausbildungsof-

fensive vorerst eine Momentlösung ist, da auch die neue Generation der Mitarbeiter in 

einigen Jahren das Dienstverhältnis bei Erreichen der Altersgrenze wieder verlassen 

wird. Werden diesbezüglich keine präventiven Maßnahmen getroffen, ergibt sich das 

Problem der starken Altersabgänge in einem wiederkehrenden Zyklus, dem man mit 

verschiedenen weiterführenden Maßnahmen jedoch entgegenwirken kann. 

2.5.1 Altersstrukturanalysen 

Als Hauptproblem der aktuellen Personalsituation im öffentlichen Dienst gilt insbeson-

dere das hohe Durchschnittsalter der Angestellten, das innerhalb kürzester Zeit eine 

hohe Zahl an Altersabgängen zur Folge hat. Der Vorteil liegt hierbei in der Bekanntheit 

des durchschnittlichen Alters der Bediensteten auf Seiten des Arbeitgebers, deren 

Analyse und Planung mit einfachen Mitteln ständig erfolgen kann. Durch die korrekte 

Führung von Personalakten ist es den Querschnittseinheiten der entsprechenden Or-

ganisationen möglich, bereits frühzeitig die aktuell vorliegende Altersstruktur zu analy-

sieren und voraussichtliche Altersabgänge zu planen. Ebendiese Planung hätte eine so 

gravierende Maßnahme wie die Ausbildungsoffensive bei längerfristiger Planung mög-

licherweise bereits vermeiden können, indem in den Vorjahren die Ausbildungszahlen 

geringfügig erhöht werden und neue Arbeitskräfte bereits eingearbeitet und auf Stellen 

eingesetzt werden können, deren Abgänge unmittelbar bevorstehen. Ein weiterer Vor-

teil an dieser Methodik ist zudem der erleichterte Wissenstransfer von noch bestehen-



40 

den älteren Generationen hin zu den neu eingestellten, jüngeren Arbeitskräften. Hier-

bei ist es lediglich problematisch, dass Planstellen in der entsprechenden Haushalts-

planung zu begründen sind, da die Personalkosten der Kalkulierung bedürfen. Zudem 

muss die Finanzplanung öffentlicher Körperschaften von legitimierten Organen be-

schlossen werden. Es bleibt fraglich, ob eine solche Planung einer parallel verlaufen-

den Ausbildung bereits im Vorfeld des tatsächlichen Ausscheidens eines Mitarbeiters 

in dieser Art und Weise durch die entsprechenden Instanzen als notwendige Aufwen-

dung im Haushalt empfunden und bestätigt werden würde (vgl. Brandenburg & 

Domschke, 2007: 115 ff). 

2.5.2 Beobachtung der Bevölkerungsentwicklung und Ableitung möglicher 
neuer Aufgabenfelder 

Neben der Altersstruktur der Beschäftigten wurde auch die Aufgabenstruktur des öf-

fentlichen Dienstes als einer der Gründe für die Notwendigkeit der Ausbildungsoffensi-

ve und personelle Engpässe benannt. Es ergibt sich demnach also auch eine große 

Wichtigkeit der Beobachtung allgemeinen Bevölkerungsentwicklung, da die Bürger die 

Hauptadressaten des Verwaltungshandelns darstellen. Eine Vielzahl der behördlichen 

Aufgaben stehen in unmittelbarem Zusammenhang mit Größen wie der Einwohnerzahl, 

der Geburtenrate oder Arbeitslosenquoten (siehe hierzu Punkt 2.3.1.2). Hinzu kommen 

politisch motivierte Aufgabezuwächse, wie die Flüchtlingssituation im Jahr 2015, die 

große Kapazitäten der verschiedenen Behörden in Sachsen forderte. Auch wenn diese 

Veränderungen der Aufgabenstruktur nicht immer vollständig vorhersehbar sind, ist es 

dennoch wichtig, die zukünftigen Entwicklungen möglichst genau zu planen, um auf-

kommende Engpässe frühzeitig erkennen und beseitigen zu können. Zu dieser Umfel-

danalyse gehört natürlich auch die Beobachtung des Arbeitsmarktes und der erwerbs-

fähigen Personen (vgl. Brandenburg & Domschke, 2007:122) 

2.5.3 Arbeitgebermarke „Freistaat Sachsen“ 

Aufgrund der wachsenden Bedeutung der Personalwirtschaft aufgrund der demografi-

schen und gesellschaftlichen Bedingungen wurden über die Ausbildungsoffensive hi-

naus weitere, ressortübergreifende Maßnahmen beschlossen. Konkret wird eine Ar-

beitsgruppe zur Arbeitgebermarke „Freistaat Sachsen“ gebildet, die mit personalwirt-

schaftlichen Angeboten und den Arbeitsbedingungen des öffentlichen Dienstes wirbt, 

um im Wettbewerb mit privatwirtschaftlichen Unternehmen bestehen zu können. Im 

Rahmen dieser Maßnahme sollen unter anderem Internetauftritte und verschiedenarti-

ge Portale als Marketingmaßnahmen für den Freistaat Sachsen als Arbeitgeber entwi-

ckelt werden, in denen auch bereits etablierte Kampagnen zur Gewinnung von Arbeits-
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kräften eingebunden werden sollen (beispielsweise „Lehrer werden in Sachsen“, „Job 

mit J“ oder „Ihre Zukunft in der Steuerverwaltung Sachsen“). Mit der Entwicklung soll 

im Rahmen eines öffentlichen Ausschreibungsverfahrens eine professionelle Agentur 

beauftragt werden (vgl. Sächsische Staatskanzlei, 2018b). 

Zudem sollen durch die intensive Zusammenarbeit des Staatsministeriums des Innern 

mit den Einstellungsbehörden des Freistaates Sachsen als Praxispartner für die Aus-

bildungen die Grundbedingungen einer Ausbildung bzw. eines Studiums im Bereich 

des öffentlichen Dienstes weiter verbessert werden. Die Staatskanzlei als federführen-

de Behörde im Hinblick auf die Ausbildungsoffensive benennt in diesem Arbeitsbereich 

die folgenden Maßnahmen im Rahmen der Beantwortung einer Kleinen Anfrage durch 

die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (vgl. Sächsische Staatskanzlei, 2018a: 5): 

- Überarbeitung der Struktur des gemeinsamen Auswahlverfahrens für die Lauf-

bahngruppen 1.2 und 2.1 in Abstimmung mit dem Kommunalen Bereich 

- Überarbeitung der für die Laufbahnausbildung des Allgemeinen Verwaltungs-

dienstes maßgeblichen Ausbildungs- und Prüfungsordnungen 

- Abstimmung der ausbildungsrelevanten Geschäftsprozesse zwischen den 

Staatsministerien, der Landesdirektion Sachsen, der Hochschule Meißen und 

dem Ausbildungszentrum Bobritzsch 

- Abstimmung der Maßnahmen für die staatliche Ausbildungsoffensive mit dem 

kommunalen Bereich und Berücksichtigung des dortigen Ausbildungsbedarfs 

- Überarbeitung der Verwaltungsvorschrift für die Anerkennung der Laufbahnbe-

fähigung in der Fachrichtung Allgemeine Verwaltung 

- Unterstützung des kommunalen Bereichs bei der Ausbildung von eigenem Per-

sonal an der Hochschule Meißen durch eine Entlastung bei den Ausbildungs-

gebühren und eine Förderung nach dem SächsFAG für die Bezüge der Studen-

ten 

Auch im Bereich des Polizeivollzugsdienstes, der grundsätzlich nicht Teil des Kabi-

nettsbeschlusses der Ausbildungsoffensive ist, werden nach Angabe der Sächsischen 

Staatskanzlei im Rahmen der Kleinen Anfrage die Ausbildungszahlen von 500 im Jahr 

2016 auf 700 in den Jahren 2008 bis 2020 angehoben, sodass auch in diesem Bereich 

der Tätigkeit des öffentlichen Dienstes zur Gewährleistung der Sicherheit und Ordnung 

einerseits Alterabgänge ausgeglichen und bereits bestehende Mehrbedarfe gedeckt 

werden können. 

Zudem wurde zur Vergrößerung des potenziellen Bewerberpools und folglich der Er-

leichterung der Personalgewinnung die Altergrenze für die Einstellung als Beamter auf 
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Widerruf im Ausbildungsverhältnis von 34 auf 39 Jahre angehoben. Festgelegt ist dies 

in der Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums der Justiz über die Ausbildung 

und Prüfung der Beamten der zweiten Einstiegsebene der Laufbahngruppe 1 der Fach-

richtung Justiz mit dem fachlichen Schwerpunkt Justizvollzugsdienst (SächsAPO-

Justiz-JVD). Zudem wurde die Möglichkeit geschaffen, vorhandene berufspraktische 

Erfahrung im Rahmen der Ausbildung anzuerkennen (vgl. Sächsische Staatskanzlei, 

2018a: 5). 
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3 Ergebnisse – Beurteillung der Ausbildungsoffensive als In-
strument der nachhaltigen Personalbeschaffung 

Im Ergebnis der personalwirtschaftlichen Analyse der Ausbildungsoffensive als Mittel 

zur personellen Sicherung des öffentlichen Dienstes des Freistaates Sachsen kann 

festgestellt werden, dass die Bereiche der Personalbedarfsplanung und Personalbe-

schaffung einer Diversität verschiedener Einflussfaktoren unterliegen und im Hinblick 

auf den gesellschaftlichen Wandel und die stetig wandelbare Umwelt der Verwaltung 

so ausgerichtet werden sollten, dass auf auftretende Impulse möglichst frühzeitig rea-

giert werden und der Personalkörper der Behörden entsprechend angepasst werden 

kann. Zudem ist auch eine ständige Beobachtung und Analyse bzw. Prognose der be-

hördeninternen Personalsituation notwendig, um die Entstehung von Engpässen zu 

vermeiden und die rechtzeitige Einleitung von Beschaffungsmaßnahmen zu ermögli-

chen. Die Ausbildungsoffensive stellt in diesem Konstrukt vor allem ein Instrument der 

Personalbeschaffung dar, mit dem auf die gegebenen Umstände – insbesondere auf 

zukünftige Personalabgänge aufgrund der Altersstruktur der Beschäftigten im öffentli-

chen Dienst – reagiert werden soll. Die Personalplanung als reaktiver Prozess bringt 

jedoch aufgrund der Tendenz zur Kurzfristigkeit Probleme mit sich, die bei einer län-

gerfristigen Planung und der Einleitung von Maßnahmen bereits in den vergangenen 

Jahren vermieden werden könnten. 

Hinzu kommt, dass ein großer Teil der im Wege der Ausbildungsoffensive gewonnenen 

Arbeitskräfte zumeist derjenigen Generation zuzuordnen ist, die die schulische Ausbil-

dung beendet hat und gerade in das berufliche Leben startet. Es ist demnach fraglich, 

ob die Ausbildungsoffensive die Problematik der personellen Engpässe in der öffentli-

chen Verwaltung des Freistaates Sachsen nachhaltig lösen kann oder lediglich eine 

Vertagung der Problematik um die erwerbsfähigen Lebensjahre ebendieser neuen Ar-

beitskräfte verschoben wird. Bei einer mangelnden Beobachtung der Personalsituation 

könnte es dazu kommen, dass die Behörden des Freistaates Sachen im Zeitverlauf 

periodisch immer wieder vor dem Problem der Alterszentrierung des Personalkörpers 

stehen und nur kurzfristige Maßnahmen zur Überbrückung der Engpässe erarbeitet 

werden. Es ist daher unabdingbar, dass auch nach Abschluss der Ausbildungsoffensi-

ve und Besetzung derjenigen Stellen, die durch Altersabgänge freiwerden, weiterhin 

Maßnahmen getroffen werden, um die gewonnen Mitarbeiter einerseits nachhaltig ein-

zusetzen und andererseits deren künftige Abgänge langfristig zu beobachten, um rech-

tzeitig die erneute Personalbeschaffung einleiten zu können. 

Laut Auskunft der Sächsischen Staatskanzlei ist für das Jahr 2021 eine Evaluierung 

der Ausbildungsoffensive geplant, die auch erneute Analysen zur aufgaben-, struktur- 



44 

und prozessorientierten Anpassung der Arbeit des öffentlichen Dienstes des Freistaa-

tes Sachsen wieder berücksichtigen soll. Im Rahmen dieser Evaluierung können 

nochmals Bedarfsanpassungen vorgenommen werden, um eventuelle Kalkulationsfeh-

ler ausgleichen zu können. Dieser Vorgang sollte im Zeitraum der Durchführung der 

Ausbildungsoffensive als personelle Maßnahme bis zum Jahr 2030 noch mehrfach 

wiedehrolt werden, um auf sich verändernde Umweltbedingungen hinsichtlich der Ge-

sellschaft und der öffentlichen Aufgabenstruktur frühzeitig reagieren und den Ausbil-

dungsbedarf entsprechend neu festzusetzen. 
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Kernsätze/Wesentliche Erkenntnisse der Bachelorarbeit 

1. Die Ausbildungsoffensive ist ein geeignetes Mittel zur Personalgewinnung in einem 

kurzen Zeitraum, und bildet den Startpunkt für weiterführende Personalsicherungs-

maßnahmen. 

2. Bei einer ausreichenden Beobachtung der personellen Situation in Verbindung mit 

der Entwicklung der öffentlichen Aufgabenstruktur unter Zuhilfenahme der ver-

schiedenen personalwirtschaftlichen Instrumente kann das Wiederauftreten solcher 

Engpässe zukünftig vermieden werden. 

3. In der modernen Gesellschaft gewinnt der Wandel von der Personalverwaltung 

zum Personalmanagement immer weiter an Bedeutung. Dabei ist insbesondere auf 

den gesellschaftlichen Wertewandel und die Erhöhung des Flexibilitätsbedürfnisses 

der Mitarbeiter abzustellen. 
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: Ergebnishaushalt der Stadt Freiberg, Doppelhaushalt 2017/2018

  

: Ergebnishaushalt der Stadt Freiberg, Doppelhaushalt 2017/2018 



Stadt Freiberg
Stadtverwaltung Freiberg

AnsatzErgebnis Planung
2015 2016 2017 2018 2019 2020

Ansatz PlanungAnsatz
2021

Planung

Ergebnishaushalt  2017 / 2018
Ertrags- und Aufwandsarten

1 2 3 4 5 6 7

+   sonstige ordentliche Aufwendungen
=   ordentliche Aufwendungen (Nr. 11 bis 17)
=   ordentliches Ergebnis (Nr. 10 ./. Nr. 18)
     veranschlagte Abdeckung von Fehlbeträgen des 
     ordentlichen Ergebnisses aus Vorjahren
=   veranschlagtes ordentliches Ergebnis 
     (Nr. 19 + Nr. 20)
     realisierbare außerordentliche Erträge
     realisierbare außerordentliche Aufwendungen
=   Sonderergebnis (Nr. 22 ./. Nr. 23 )
     veranschlagte Abdeckung von Fehlbeträgen des 
     Sonderergebnisses aus Vorjahren
=   veranschlagtes Sonderergebnis (Nr. 24 + Nr. 25)
=   veranschlagtes Gesamtergebnis als Überschuss 
     oder Fehlbetrag (Nr. 21 + Nr. 26)
     Ergebnisabdeckung
     Entnahmen aus der Rücklage aus Überschüssen des 
     ordentlichen Ergebnisses gemäß § 24 Abs. 1      
     SächsKomHVO-Doppik
     Entnahme aus der Rücklagen aus Überschüssen des 
     Sonderergebnisses gemäß § 25 Abs. 2 
     und § 24 Abs. 3 SächsKomHVO-Doppik
     Vortrag eines Haushaltsfehlbetrages auf das 
     ordentliche Ergebnis der Folgejahre gemäß 
     § 24 Abs. 4 bis 6 SächsKomHVO-Doppik
     Entnahme aus der Rücklage aus Überschüssen des
     Sonderergebnisses gem. § 25 Abs. 5 SächsKomHVO-
     Doppik
     Vortrag eines Fehlbetrages des Sonderergebnisses
     auf das Sonderergebnis der Folgejahre gemäß 
     § 25 Abs. 5 SächsKomHVO-Doppik
     Minderung des Basiskapitals gemäß § 25 Abs.4 
     und 5 SächsKomHVO-Doppik

 2.118.312,02
 59.921.453,34
 9.224.789,84

 0,00

 9.224.789,84

 4.401.839,47
 293.616,18

 4.108.223,29
 0,00

 4.108.223,29
 13.333.013,13

 0,00

 0,00

 0,00

 0,00

 0,00

 0,00

17
18
19
20

21

22
23
24
25

26
27

28

29

30

31

32

33

 15.180.500
 88.150.700
 2.872.800
 6.471.400

-3.598.600

 4.194.100
 4.175.300

 18.800
 0

 18.800
-3.579.800

 0

 0

 0

 0

 0

 3.579.800

 2.711.300
 79.766.400
 1.778.900

 0

 1.778.900

 11.668.800
 11.887.100

-218.300
 0

-218.300
 1.560.600

 0

 0

 0

 0

 0

 218.300

 2.938.700
 84.701.700
-3.779.700

 0

-3.779.700

 6.025.000
 6.010.000

 15.000
 0

 15.000
-3.764.700

 0

 0

 0

 0

 0

 5.884.800

 2.729.000
 86.115.200
-3.868.500

 0

-3.868.500

 10.025.000
 10.010.000

 15.000
 0

 15.000
-3.853.500

 0

 0

 0

 0

 0

 5.750.500

 2.385.800
 83.465.100
-3.092.600

 0

-3.092.600

 6.837.600
 6.682.000

 155.600
 0

 155.600
-2.937.000

 0

 0

 0

 0

 0

 5.430.300

 2.413.900
 84.298.800
-2.126.000

 0

-2.126.000

 5.025.000
 5.010.000

 15.000
 0

 15.000
-2.111.000

 0

 0

 0

 0

 0

 5.072.600

    in EUR
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Stadt Freiberg
Stadtverwaltung Freiberg

AnsatzErgebnis Planung
2015 2016 2017 2018 2019 2020

Ansatz PlanungAnsatz
2021

Planung

Ergebnishaushalt  2017 / 2018
Ertrags- und Aufwandsarten

1 2 3 4 5 6 7

Erläuterungen zur Zeile 20 sowie den Zeilen 28 bis 33:
Die Ergebnisse 2013 bis 2015 basieren auf den vorläufigen Jahresabschlüssen zzgl. 
der noch nicht gebuchten Abschreibungen und Auflösungen Sonderposten gemäß 
Plan.
Ab 2018 wird der Saldo aus Abschreibungen auf das zum 31.12.2017 festgestellte (Alt-)
Anlagevermögen und Zuschreibungen sowie Erträgen und Aufwendungen aus den 
diesen Vermögensgegenständen zuzuordnenden passiven Sonderposten mit dem 
Basiskapital verrechnet. Der entstehende Überschuss wird der Rücklage aus 
Überschüssen des ordentlichen Ergebnisses zugeführt.
Die Ergebnisabdeckung ist im Punkt 3.6 des Vorberichtes ersichtlich.

    in EUR
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Anhang 2: Stellenplan der Stadt Freiberg, Doppelhaushalt 20

 

XII 

: Stellenplan der Stadt Freiberg, Doppelhaushalt 2017/2018

  

17/2018 



Stellen- 
Nr. 

Bezeichnung Amt VZÄ 
 

Bemerkungen KW-
Vermerk 

zum 
266402.18 Gärtner/in STB 1,000 Stelleninhaber/in ist zum 31.12.2015 

ausgeschieden, keine Neubesetzung 
01.01.2016 

266402.19 Gärtner/in STB 1,000 Stelleninhaber/in ist zum 31.12.2015 
ausgeschieden, keine Neubesetzung 

01.01.2016 

223300.07 SB Liegenschaften SHL 0,375 Stelleninhaber/in ist zum 31.08.2016 
ausgeschieden, keine Neubesetzung 

31.08.2016 

110700.07 SB Lohn VHA 0,750 Stelleninhaber/in ist zum 30.06.2016 
ausgeschieden, keine Neubesetzung 

30.06.2016 

266402.21 Gärtner/in STB 1,000 Stelleninhaber/in scheidet zum 
31.12.2016 aus, keine Neubesetzung  

31.12.2016 

   5,250   

 
 
Dem gegenüber steht ein begründeter Aufbau im Jahr 2017 von 19,481 VZÄ. Davon entfallen allein 11,406 VZÄ auf das pädagogische Personal in 
den Kindertageseinrichtungen sowie 1,0 VZÄ auf eine neu geschaffene Stelle im Amt für Bildung, Jugend und Soziales zur Verbesserung des Qua-
litätsmanagements in den Kindertageseinrichtungen. Aufgaben und Umfang der letztgenannten Stelle werden im Rahmen des im Jahr 2017 zu 
überarbeitenden Personalentwicklungskonzeptes überprüft. 
 
Die wesentlichen Veränderungen im Stellenplan 2017 gegenüber 2016 werden nachfolgend näher erläutert: 
 
 
Amt für Betriebswirtschaft, Recht und Stadtrat 
Die Stelle Sekretär/in war bisher mit 1,000 VZÄ besetzt. Durch den hausinternen Wechsel des Stelleninhabers wurde der Umfang der Stelle über-
prüft. Es werden 0,375 VZÄ eingespart. Mithin erfolgt eine Verringerung auf 0,625 VZÄ. 
 
Amt des Oberbürgermeisters - Verwaltungsführung 
Mit dem Wegfall der Stelle eines Beigeordneten im Jahr 2015 kamen zahlreiche Aufgaben im Amt des Oberbürgermeisters hinzu, die vom Umfang 
her nicht durch die beiden im Sekretariatsbereich besetzten Stellen abgedeckt werden können. Auf Grund der Elternzeit einer Mitarbeiterin war eine 
Stelle „Sekretärin“ (Entgeltgruppe 6 TVöD VKA) im Amt des Oberbürgermeisters unbesetzt. Wegen der neuen Aufgabenverteilung musste diese 
Stelle neu bewertet werden. Sie wurde der Entgeltgruppe 9 TVöD VKA zugeordnet. 
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Hauptamt - Produkt Verwaltungsführung 
Die Neukonzeption des Stadt- und Bergbaumuseums sowie der Touristinformation sollen zügig vorangetrieben werden. Darüber hinaus steht im 
Jahr 2018 das Jubiläum „850 Jahre Silberfund“ an, wofür Vorbereitungen getroffen werden müssen. Daher wurde vorübergehend eine entspre-
chende Stelle mit einem Umfang von 1,000 VZÄ geschaffen. Diese soll spätestens zum 31.01.2022 wieder entfallen, da die Stelleninhaberin zu die-
sem Zeitpunkt die Leitung der Bibliothek übernehmen soll. Diese Stelle wird dann auf Grund des Renteneintritts der derzeitigen Stelleninhaberin 
frei. 
 
Hauptamt 
a)  Produkt Personalangelegenheiten 
Die Stelle Sachgebietsleiter Personalwesen wurde erstmals als Beamtenstelle bewertet und der Besoldungsgruppe A 12 Sächsisches Besoldungs-
gesetz zugeordnet. 
 
b)  Produkt Standesamt 
Wegen der anhaltend hohen Geburtenrate und der Zunahme an Einwohnern besteht im Standesamt momentan ein erhöhter Personalbedarf. Im 
Mai 2016 wurde ein neuer Personalrat gewählt. Die bis dahin freigestellte Mitarbeiterin steht seit Juni 2016 wieder für andere Aufgaben in der Ver-
waltung zur Verfügung. Bereits während der Wahrnehmung der Aufgaben der Personalratsvorsitzenden war diese auf Grund der einschlägigen 
Ausbildung anteilig im Standesamt tätig. Es erfolgt eine Erhöhung um 0,810 VZÄ. Die Stelle einer anderen Mitarbeiterin des Standesamtes im Um-
fang von 0,800 VZÄ entfällt mit deren Renteneintritt spätestens zum 31.01.2020. Damit ist die Erhöhung ausgeglichen. 
 
c)  Produkt Archiv 
Um die Erschließung und Bestandserhaltung nach dem sächsischen Archivgesetz auch weiterhin im erforderlichen Umfang sicherstellen zu können, 
ist die Erhöhung um 0,500 VZÄ erforderlich. Darüber hinaus ist die Digitalisierung der Findmittel eine wichtige neue Aufgabe um den Nutzern zeit-
gemäß digitale Recherchemöglichkeiten anbieten zu können. 
 
Personalrat – Produkt Personalvertretungen 
Die nach dem Sächsischen Personalvertretungsgesetz freigestellte Mitarbeiterin nimmt einen höheren Arbeitszeitumfang in Anspruch als bisher, so 
dass für dieses Produkt eine Erhöhung um 0,190 VZÄ – auf insgesamt 1,000 VZÄ – erfolgen muss.  
 
Kämmerei – Produkt Finanzverwaltung 
Mit dem Haushaltsbescheid für das Haushaltsjahr 2016 wies die untere Rechtsaufsichtsbehörde darauf hin, dass die Aufstellung der Jahresab-
schlüsse 2012 bis 2015 seitens der Stadt Freiberg forciert werden muss. Nur so seien der Stadtrat, die Prüfbehörden und die Bürger in der Lage, 
die Haushaltslage der Stadt realistisch einzuschätzen. Mit der Haushaltsplanung 2017 werde erwartet, dass entsprechende Ergebnisse seitens der 
Stadt vorgelegt werden können. Rechtsaufsichtliche Schritte behielt sich die untere Rechtsaufsichtsbehörde vor. Um dem nachzukommen, soll vo-
rübergehend (für maximal fünf Jahre) eine zusätzliche Stelle im Sachgebiet Geschäftsbuchhaltung geschaffen werden. Die tatsächliche Besetzung 
dieser Stelle ist zunächst bis zum 31.12.2018 vorgesehen. 
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Amt für Bildung, Jugend und Soziales  
a)  Produkte Grundschulen, Oberschulen, Gymnasium Geschwister Scholl 
Im Schuljahr 2015/16 waren drei Sekretariate in Grundschulen und zwei Sekretariate in Oberschulen nur tageweise besetzt, da eine Sekretärin zwei 
Sekretariate in örtlich getrennten Schulen betreute. Künftig soll an jeder Schule an allen Wochentagen die Besetzung des Schulsekretariats zumin-
dest stundenweise gewährleistet sein, um insbesondere vor und bei Unterrichtsbeginn die Erreichbarkeit und eine bessere Arbeitsorganisation zu 
erreichen. Dies ist auch mit Blick auf die steigenden Schülerzahlen erforderlich. 
Die Bemessung der bereitgestellten Sekretariatsstunden richtet sich nach dem „Konstanzer Modell“. Nach diesem werden abhängig von dem Schul-
typ und der Schülerzahl ein Sockel an Stunden und zusätzliche Stunden für besondere Aufgaben (z. B. Vorhandensein eines Hortes, Integration an 
der Schule, Vorhandensein von LRS-Klassen/ LRS = Lese-Rechtschreib-Schwäche) bereitgestellt. Mit den im Stellenplan 2016 vorhandenen Stel-
len konnte dies mit Beginn des Schuljahres 2016/17 für zwei Schulsekretariate (eine Grund- und eine Oberschule), die bis dahin nur tageweise be-
setzt waren, bereits umgesetzt werden. Im Stellenplan 2017 führt die neue Stundenbemessung zu einer Erhöhung von insgesamt 0,525 VZÄ. 

 
b)  Produkt – Tageseinrichtungen für Kinder 
Gegenüber dem Vorjahr ist für das Haushaltsjahr 2017 ein Stellenaufbau von 11,406 VZÄ geplant. Die Notwendigkeit dieser zusätzlichen Stellen 
ergibt sich durch die Änderung des gesetzlichen Betreuungsschlüssels ab 01.09.2017 im Altersbereich Krippe. Ab diesem Zeitpunkt ist pädagogi-
sches Personal im Verhältnis 1 : 5,5 bereitzustellen. 
Weiterhin zeigt sich, dass im Bereich Kindertagesstätten zahlreiche Ausfalltage durch z. B. Urlaub, Krankheit oder Kur kompensiert werden müs-
sen. Deshalb sollen ab 2017 zwei flexible Stellen mit je 0,750 VZÄ besetzt werden, um in den Einrichtungen für diese Ausfalltage unmittelbar per-
sonellen Ersatz bereitstellen zu können. 
Darüber hinaus wurde auf Grund der steigenden Schülerzahlen in den Grundschulen die Betreuungskapazität im Hort Körner von 210 auf 310 
Plätze und im Hort Pestalozzi von 81 auf 120 Plätze angehoben. In den städtischen Horten werden ab dem Schuljahr 2016/17 insgesamt 111 
Hortkinder mehr (davon 45 Kinder im Hort Körner, 15 Kinder im Hort Pestalozzi und 46 Kinder im Hort Günzel) betreut als im Vorjahr. 
Um die Qualität der Kinderbetreuung in den städtischen Einrichtungen noch weiter zu verbessern und zwischen den Einrichtungen eine Vergleich-
barkeit herzustellen wird außerdem eine zusätzliche Stelle Sachbearbeiter/in „Qualitätsmanagement“ im Umfang von 1,000 VZÄ in den Stellenplan 
aufgenommen. Aufgaben und Umfang dieser Stelle werden im Rahmen des im Jahr 2017 zu überarbeitenden Personalentwicklungskonzeptes 
überprüft. 
 
Amt Kultur-Stadt-Marketing – Produkt Konzert- und Tagungshalle Nikolaikirche 
Bis zum 31.12.2015 wurde die Nikolaikirche über die Gesellschaft für Strukturentwicklung und Qualifizierung Freiberg mbH (GSQ) im Rahmen 
einer durch das Jobcenter geförderten AGH-Maßnahme (Arbeitsgelegenheit mit Mehraufwandsentschädigung) betreut. Da diese Förderung entfal-
len ist, war eine Weiterführung durch die GSQ nicht möglich. Um die Öffnung der Nikolaikirche sowie deren Nutzung als Veranstaltungsraum auf-
rechterhalten zu können, war die Einstellung von Personal im Umfang von 0,750 VZÄ  erforderlich. Diese wurden auf zwei Stellen je 0,375 VZÄ 
aufgeteilt und bis zum 31.12.2018 befristet. Die Personalkosten werden im Rahmen des Bundesprogramms „Soziale Teilhabe am Arbeitsmarkt“ 
gefördert, welches bis zum 31.12.2018 läuft. Danach muss neu entschieden werden. 
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Stadtentwicklungsamt 
Mit Blick auf die Entwicklung der Einwohnerzahl entgegen dem noch vor einigen Jahren prognostizierten Bevölkerungsrückgang stehen aktuell 
umfangreiche Aufgaben der Stadtentwicklung (z. B. Änderung des Flächennutzungsplanes und Neuaufstellung von mehreren Bebauungsplänen, 
Aktualisierung des INSEK (Integriertes Stadtentwicklungskonzept) Freiberg 2030) an. Dies ist mit  dem vorhandenen Personal in der erforderlichen 
Zeit nicht zu bewältigen. Daher wird vorübergehend – bis zum Renteneintritt einer Mitarbeiterin spätestens zum 30.06.2021 – eine Stelle mit 1,000 
VZÄ geschaffen. 
 
Bauaufsichtsamt 
Mit der Ausweisung neuer Bauflächen wird die Zahl an Bauanträgen perspektivisch ansteigen. Auf Grund wiederholter und langanhaltender krank-
heitsbedingter Ausfälle war bereits in der Vergangenheit eine fristgerechte Antragsbearbeitung im Bauaufsichtsamt zeitweise kaum mehr möglich. 
Aus diesen Gründen wurde bereits mit Blick auf das altersbedingte Ausscheiden der Amtsleiterin vorübergehend bis zum 30.09.2022 eine zusätzli-
che Stelle Sachbearbeiter „Bauverfahren“ im Umfang von 0,950 VZÄ geschaffen. Hierfür wurde eine vorhandene Stelle im Umfang von 0,500 VZÄ 
genutzt, so dass ein Aufbau von 0,450 VZÄ erfolgt. 
 
Hochbau- und Liegenschaftsamt 
Da die Investitionen im Hochbaubereich in den vergangenen Jahren zurückgegangen sind, wurde eine Stelle im Umfang von 1,000 VZÄ mit dem 
Renteneintritt eines Mitarbeiters ab Mitte 2015 im Hochbau- und Liegenschaftsamt auf 0,500 VZÄ herabgesetzt. Diese 0,500 VZÄ sollten nach der 
bisherigen Planung zum 31.12.2017 entfallen. Zwischenzeitlich ist die Investitionstätigkeit der Stadt Freiberg im Bereich Hochbau – insbesondere 
im Rahmen von Fördermittelprojekten – jedoch wieder deutlich gestiegen (geplante Projekte sind z. B. Neubau Kita Kurt-Handwerk-Straße, Neubau 
Grundschule „G. Agricola“, Sanierung und Erweiterung Oberschule „Pabst von Ohain“, Sanierung und Umbau „Herderhaus“ zum Archiv, Neubau 
Mehrzweckhalle Hainichener Straße). Daher wird die Stelle vorübergehend, zunächst bis zum 31.12.2018, um 0,400 VZÄ auf 0,900 VZÄ erhöht. 
 
Rechnungsprüfungsamt 
Eine Mitarbeiterin, deren Arbeitsverhältnis mit dem Betriebsübergang der Stadtmarketing Freiberg GmbH auf die Stadt Freiberg übergegangen ist, 
ist im August 2016 nach über vier Jahren aus ihrer Elternzeit zurückgekehrt. Sie wird künftig die Inanspruchnahme der Zuwendungen an die freien 
Träger von Kindertageseinrichtungen umfassend prüfen. Dies wurde im Rahmen einer überörtlichen Prüfung durch das Staatliche Rechnungsprü-
fungsamt Zwickau gefordert. Die Stelle umfasst 0,625 VZÄ. Die Zuordnung erfolgt ab 01.01.2017 zum Rechnungsprüfungsamt. 
 
Auszubildende - Produkt Personalangelegenheiten: 
Ab September 2017 sollen weitere Ausbildungs- und Studienplätze (siehe Teil D des Stellenplans) geschaffen werden. Vorgesehen ist es, drei Aus-
bildungsplätze für Verwaltungsfachangestellte, einen Ausbildungsplatz Fachangestellter für Medien- und Informationsdienste (Fachrichtung Biblio-
thek), zwei duale Ausbildungsplätze im pädagogischen Bereich sowie einen Studienplatz für den gehobenen nichttechnischen Verwaltungsdienst 
bereitzustellen. Darüber hinaus soll für den Eigenbetrieb FAB eine Fachkraft für Abwassertechnik ausgebildet werden.  
 
Die im Haushaltsjahr 2017 auslernenden Verwaltungsfachangestellten sollen – wie schon bisher –  gemäß § 16a TVöD vorerst befristet für ein Jahr 
eingestellt werden. Für die Auszubildenden stehen zum Teil entsprechende Stellen zur Verfügung. Vorsorglich wurde im Bereich Personalwesen 
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eine Stelle in Höhe von 0,750 VZÄ eingerichtet. Die Besetzung dieser Stelle erfolgt aber nur dann, wenn keine adäquate Stelle in der Verwaltung 
zur Verfügung steht. Auch die drei auslernenden Auszubildenden im pädagogischen Bereich sollen übernommen werden. Entsprechende Stellen 
stehen zur Verfügung. 
 
Eigenbetrieb FAB: 
Im Eigenbetrieb FAB wird im Wirtschaftsplan für das Jahr 2017 eine Stelle im Umfang von 1,000 VZÄ gestrichen, die vorübergehend für die Weiter-
beschäftigung eines ausgelernten Auszubildenden geschaffen wurde. Auf Grund des Renteneintritts eines Mitarbeiters kann die zusätzliche Stelle 
wieder gestrichen werden. 
 
Eigenbetrieb GFM: 
Im Wirtschaftsplan 2017 des GFM wurden 35,200 VZÄ eingestellt, was einen Aufbau von 0,100 VZÄ bedeutet. 
Die Stelle des Eigenbetriebsleiters wurde erstmals extern bewertet und der Entgeltgruppe 14 TVöD VKA zugeordnet. 
 
3. Das Haushaltsjahr 2018 
 
Allgemeines 
Der Stellenplan für das Jahr 2018 weist einschließlich der Eigenbetriebe FAB und GFM 494,089 VZÄ aus. Davon entfallen 434,264 VZÄ auf den 
Kernhaushalt, 24,625 VZÄ auf den Eigenbetrieb FAB und 35,200 VZÄ auf den Eigenbetrieb GFM. Im Vergleich zum Stellenplan 2017 bedeutet dies 
einen Stellenaufbau um 4,200 VZÄ. 
 
Betrachtet man nur den Kernhaushalt2, so werden im Haushaltsjahr 2017 auf Grund des Ausscheidens oder Umsetzens von Stelleninhabern und 
der Streichung unbesetzter Stellen 1,000 VZÄ entfallen. Diese wirken sich erst im Stellenplan 2018 aus. 
 

Stellen- 
Nr. 

Bezeichnung Amt VZÄ 
 

Bemerkungen KW-
Vermerk 

zum 

Zu streichende Stellen in 2017 

172000.04 SB  VKM 1,000 Stelleninhaber/in scheidet zum 
28.02.2017 aus, keine Neubeset-
zung 

28.02.2017 

   1,000   

 
Dem gegenüber steht ein begründeter Aufbau im Jahr 2018 von 5,200 VZÄ im Bereich des pädagogischen Personals in den Kindertageseinrichtun-
gen. 

2 Kernhaushalt = im Stellenplan brutto geführten Ämter und Einrichtungen der Produktbereiche 11 bis 57 gemäß § 59 Ziffer 27 SächsKomHVO-Doppik 
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Amt für Bildung, Jugend und Soziales – Produkt Tageseinrichtungen für Kinder 
Im Haushaltsjahr 2018 ist ein weiterer Stellenaufbau um 5,200 VZÄ vorgesehen. Diese zusätzlichen Stellen sind erforderlich, um dem weiteren 
Schritt bei der Verbesserung des Betreuungsschlüssels im Bereich Kinderkrippe auf ein Verhältnis von 1 : 5,0 zu entsprechen. 
Berücksichtigung fand auch, dass die Grundschule Agricola ab dem Schuljahr 2018/2019 als 1,5zügige Grundschule dann über 130 Schüler auf-
nehmen kann und sich damit auch die Zahl der im Hort zu betreuenden Kinder erhöhen wird. 
 
Auszubildende - Produkt Personalangelegenheiten: 
Auch im Jahr 2018 sollen wieder Ausbildungs- und Studienplätze (siehe Teil D des Stellenplans) geschaffen werden. Zur Nachwuchsgewinnung ist 
vorgesehen, zwei Ausbildungsplätze für Verwaltungsfachangestellte sowie einen dualen Ausbildungsplatz im pädagogischen Bereich bereitzustel-
len. 
 
Stellenplanentwicklung und Übersicht der KW-Vermerke: 
Die Stellenplanentwicklung betrachtet den Zeitraum von 2018 bis 2022 und wird jährlich fortgeschrieben. Die in den Stellenplänen 2017 und 2018 
ausgewiesenen KW-Vermerke werden durch den tatsächlichen Wegfall der entsprechenden Stellen allerdings erst im Stellenplan 2018 bzw. 2019 
sichtbar. In Anbetracht der laufenden Haushaltskonsolidierung werden die Stellen auch in den künftigen Jahren unter Berücksichtigung der vor-
handenen Gegebenheiten weiterhin auf ein Minimum reduziert. 
 

Stellen- 
Nr. 

Bezeichnung Amt VZÄ 
 

Bemerkungen KW-
Vermerk 

zum 

Zu streichende Stellen in 2018 

223000.01 Amtsleiter/in SHL 1,000 Stelleninhaber/in scheidet zum 
31.01.2018 aus, keine Neubeset-
zung vorgesehen 

31.01.2018 

266200.02 Sekretär/in STB 1,000 Durch die Zusammenführung von 
Ämtern entfällt diese Stelle. 

31.12.2018 

223100.03 SB Sanierung/Neubau SHL 0,900 Stelleninhaber/in scheidet zum 
31.12.2018 aus, keine Neubeset-
zung vorgesehen. 

31.12.2018 

172100.06 
172100.07 

MA Nikolaikirche VKM 0,750 Für die Betreuung der Nikolaikirche 
werden befristet bis zum 
31.12.2018 (Dauer des Förderpro-
gramms) zwei Stellen á 0,375 VZÄ 
geschaffen. Hierüber wird im Jahr 
2018 neu zu entscheiden sein. 

31.12.2018 

   3,650   
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Stellen- 
Nr. 

Bezeichnung Amt VZÄ 
 

Bemerkungen KW-
Vermerk 

zum 

Zu streichende Stellen in 2020 

110400.04 SB Urkundenstelle VHA 0,800 Stelleninhaber/in scheidet zum 
31.01.2020 aus, keine Neubeset-
zung vorgesehen 

31.01.2020 

110800.08 Bote(in) VHA 1,000 Stelleninhaber/in scheidet zum 
31.10.2020 aus, keine Neubeset-
zung vorgesehen 

31.10.2020 

110300.04 SB Einwohnerwesen VHA 1,000 Stelleninhaber/in scheidet zum 
31.12.2020 aus, keine Neubeset-
zung vorgesehen 

31.12.2020 

   2,800   

      

Zu streichende Stellen in 2021 

120200.07 SB Anlagenbuchhaltung VKÄ 0,950 Die Stelle wird befristet geschaffen, 
um Rückstände in der Anlage-
buchhaltung aufzuarbeiten. 

01.01.2021 

120300.05 SB Zahlungsverkehr VKÄ 0,850 Stelleninhaber/in scheidet zum 
30.06.2021 aus, keine Neubeset-
zung vorgesehen 

30.06.2021 

261100.03 SB Bebauungsplanung SEA 1,000 Eine zusätzliche Stelle wird zum 
01.01.2017 geschaffen, so dass 
vorliegende Stelle mit dem Renten-
eintritt des/der Stelleninhaber/s/in 
entfällt. 

01.07.2021 

000000.02 Asylkoordinator/in  1,000 Die Stelle wird zunächst befristet 
bis zum 31.12.2021 geschaffen. 

31.12.2021 

120200.08 SB Geschäftsbuchhal-
tung 

VKÄ 1,000 Die Stelle wird zum 01.01.2017 für 
fünf Jahre befristet geschaffen, um 
die Jahresabschlüsse 2015–2017 
zu erarbeiten. 

31.12.2021 

   4,800   
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Stellen- 
Nr. 

Bezeichnung Amt VZÄ 
 

Bemerkungen KW-
Vermerk 

zum 
Zu streichende Stellen in 2022 
110000.07 SB Sonderaufgaben VHA 1,000 Die Stelle wird befristet für die Mu-

seumskonzeption und das Jubiläum 
„850 Jahre Silberfund“ geschaffen. 

31.01.2022 

263100.06 SB Bauaufsicht SBA 0,950 Die Stelle wird befristet bis zum 
30.09.2022 geschaffen. 

30.09.2022 

   1,950   

Insgesamt an zu streichenden Stellen bis 2022 

   13,200   

 
 
Legende: 
 
EB = Eigenbetrieb 
EG = Entgeltgruppe 
FAB = Freiberger Abwasserbeseitigung 
GFM = Gebäude- und Flächenmanagement 
KW = künftig wegfallend 
KU = künftig umwandelnd  
SB = Sachbearbeiter 
SEA = Stadtentwicklungsamt 
SGL = Sachgebietsleiter 
SHL = Hochbau- und Liegenschaftsamt 
STB = Tiefbauamt 
VBJ = Amt für Bildung, Jugend und Soziales 
VHA = Hauptamt 
VKÄ = Kämmerei 
VKM = Amt Kultur-Stadt-Marketing 
VZÄ = Vollzeitäquivalent 
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Anhang 3: Stellenpläne der Stadt Dresden, Doppelhaushalte 2017/2018 und 
2019/2020 

 

 

XXI 

: Stellenpläne der Stadt Dresden, Doppelhaushalte 2017/2018 und 

  

: Stellenpläne der Stadt Dresden, Doppelhaushalte 2017/2018 und 



Inhaltsübersicht Stellenplan 2017/2018  

der Landeshauptstadt Dresden 
 

 

 

Gemäß § 5 der Verordnung des Staatsministeriums des Innern über die 

kommunale Haushaltswirtschaft nach den Regeln der Doppik (Sächsische 
Kommunalhaushaltsverordnung-Doppik – SächsKomHVO-Doppik) vom 

10. Dezember 2013. 

 

 

Teil A Beamte 

Teil A I Gemeindeverwaltung ohne Sondervermögen mit Sonderrechnung 

Teil A II Sondervermögen mit Sonderrechnung 

 Eigenbetrieb Kindertageseinrichtungen Dresden 

 Eigenbetrieb IT-Dienstleistungen Dresden 

Teil B Tariflich Beschäftigte 

Teil B I Gemeindeverwaltung ohne Sondervermögen mit Sonderrechnung 

Teil B II Sondervermögen mit Sonderrechnung 

 Eigenbetrieb Städtisches Klinikum Dresden 

 Eigenbetrieb Friedhofs- und Bestattungswesen Dresden 

 Eigenbetrieb Sportstätten Dresden 

 Eigenbetrieb Kindertageseinrichtungen Dresden 

 Eigenbetrieb IT- Dienstleistungen Dresden 

 Eigenbetrieb Stadtentwässerung der Landeshauptstadt Dresden 

Teil A+B Beschäftigte insgesamt 

 

 

 

 

 
 

 

 
 

 

 

 

 

 

Teil C Aufteilung der Stellen nach der Gliederung des Haushaltsplanes 

- nach Organisationseinheiten - 

 Stellenübersicht für das Haushaltsjahr 2017 

 Stellenübersicht für das Haushaltsjahr 2018 

 Aufteilung der Stellen nach der Gliederung des Haushaltsplanes 

-  nach Produktbereichen - 

 Stellenübersicht für das Haushaltsjahr 2017 

 Stellenübersicht für das Haushaltsjahr 2018 

Teil D Ehrenbeamte, Beschäftigte in Probe- oder Ausbildungszeit 

 Beamte zur Anstellung/auf Probe 

 Nachwuchskräfte und informatorisch Beschäftigte 

 Beschäftigte in Altersteilzeit 

Anzahl der Teilzeitstellen 2017 
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Stellenplan 2017/2018

Teil A Beamte
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Teil A I: Beamte
Gemeindeverwaltung ohne Sondervermögen mit Sonderrechnung

nachrichtlich

mit Zulage Leerstellen

Zahl der

Stellen

2016

Zahl der tatsächl. 

besetzten Stellen 

am 30.06.2016

davon Kernver-

waltung (bezogen 

auf Spalte 3)

1 2 3 3a 4 5 6 7 8 9

I. Gemeindeverwaltung - ohne Sondervermögen mit Sonderrechnung -

Bürgermeister B 10 1,00 1,00 1,00 1,00 1,00

B 8 1,00 1,00 0,00 1,00 1,00

B 7 1,00 1,00 4,00 3,00 1,00

B 6 5,00 5,00 3,00 3,00 5,00

Höherer Dienst B   2 4,00 4,00 4,00 4,00 3,00

A 16 12,50 12,50 3,00 14,50 12,45 11,50

A 15 23,90 24,00 20,00 21,85 21,90

A 14 58,02 59,00 55,00 49,94 55,02

A 13 26,25 25,25 33,00 23,11 22,25

Gehobener Dienst A 13 24,00 24,00 17,50 21,30 22,00

A 12 57,00 57,25 55,00 51,31 46,00 3 Stellen JD

A 11 134,50 134,50 131,50 122,05 88,50 6 Stellen JD

A 10 72,82 72,82 68,75 63,85 60,00 4 Stellen JD

A  9 25,38 25,50 20,00 19,85 25,38

Mittlerer Dienst A  9 210,00 210,00 34,00 206,00 201,30 36,00 1 Stelle JD

A  8 328,35 328,60 318,72 305,58 83,35 1 Stelle JD

A 7 143,00 143,00 141,00 124,72 28,00

A 6 18,88 17,88 13,00 13,00 15,88

Insgesamt: 1146,60 1146,30 37,00 1105,97 1042,31 526,78 15 Stellen JD

Stellenplan für das Haushaltsjahr 2017/2018

gemäß Anlage 22 zu § 5 SächsKomHVO-Doppik

         Zahl der Stellen nach zeitgenauer Auszählung

Laufbahngruppe 

Besol-

dungs-

gruppe

Vermerke, Erläuterungen 
insgesamt 

2017

insgesamt 

2018

darunter
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Teil A II: Beamte
Sondervermögen mit Sonderrechnungen

nachrichtlich

mit Zulage Leerstellen

Zahl der

Stellen

2016

Zahl der tatsächl. 

besetzten Stellen 

am 30.06.2016

davon Kernver-

waltung (bezogen 

auf Spalte 3)

1 2 3 3a 4 5 6 7 8 9

II. Sondervermögen mit Sonderrechnungen (Eigenbetrieb Kindertageseinrichtungen Dresden)

Höherer Dienst A 14 1,00 1,00 1,00 0,90

A 13 1,00 1,00 0,00 1,00

Gehobener Dienst A 12 0,00 0,00 1,00 1,00

A 11 0,00 0,00 1,00 0,00

A 10 1,00 1,00 1,00 1,00

Mittlerer Dienst A  8 1,00 1,00 1,00 1,00

Insgesamt: 4,00 4,00 5,00 4,90

II. Sondervermögen mit Sonderrechnungen (Eigenbetrieb IT-Dienstleistungen Dresden)

Gehobener Dienst A 12 1,00 1,00 1,00 1,00

A 11 1,00 1,00 1,00 1,00

Insgesamt: 2,00 2,00 2,00 2,00

Stellenplan für das Haushaltsjahr 2017/2018

gemäß Anlage 22 zu § 5 SächsKomHVO-Doppik

Vermerke, Erläuterungen 
Laufbahngruppe 

Besol-

dungs-

gruppe

         Zahl der Stellen nach zeitgenauer Auszählung

darunter

insgesamt 

2017

insgesamt 

2018
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Stellenplan 2017/2018

Teil B Tariflich Beschäftigte
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Teil B I: Tariflich Beschäftigte

Gemeindeverwaltung ohne Sondervermögen mit Sonderrechnung

nachrichtlich

mit Zulage Leerstellen

Zahl der

Stellen

2016

Zahl der tatsächl. 

besetzten Stellen 

am 30.06.2016

davon Kernver-

waltung (bezogen 

auf Spalte 3)

1 2 3 3a 4 5 6 7 8 9

I. Gemeindeverwaltung - ohne Sondervermögen mit Sonderrechnung -

AT 12,00 12,00 11,00 12,00 12,00

15 51,15 51,15 46,00 40,85 51,15 1xkw 2018

14 41,67 42,00 39,00 36,42 41,67

13 176,62 175,98 151,98 153,95 175,98 4 Stellen JD / 4xkw 2018

12 169,74 170,66 167,81 161,01 169,74 1,5xkw 2018

11 328,98 327,27 303,23 293,52 328,98 15 Stellen JD

10 414,80 415,86 395,81 369,41 414,30 57 Stellen JD

9 890,76 899,40 721,54 700,21 890,76 85 Stellen JD / 4,25xkw 2018

8 885,04 885,02 807,44 788,89 885,04 71,75 Stellen JD / 1xkw 2018

7 49,00 49,00 56,00 48,62 49,00

7a 20,42 20,42 13,42 17,25 20,42  6xkw 2018

6 464,29 462,90 434,52 410,55 464,29 1 Stellen JD / 3,25xkw 2018

5 859,91 858,29 810,64 793,52 859,72 18 Stellen JD / 7xkw 2018

4 247,96 247,96 262,78 245,19 247,96

3 201,10 198,55 220,65 173,77 201,10 8,25 Stellen JD / 6,75xkw 2018

2Ü 10,42 10,42 10,42 9,54 10,42

2 16,68 16,68 16,42 15,21 16,68

1 0,38 0,38 1,00 1,00 0,38 0,38xkw 2018

GAGE 393,55 392,55 386,75 364,50 393,55

Insgesamt: 5234,47 5236,49 4856,41 4635,41 5233,14 260 Stellen JD / 35,13xkw 2018

Stellenplan für das Haushaltsjahr 2017/2018

gemäß Anlage 22 zu § 5 SächsKomHVO-Doppik

Vermerke, Erläuterungen Entgelt-

gruppe

         Zahl der Stellen nach zeitgenauer Auszählung

insgesamt 

2018

darunter

insgesamt 

2017
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Teil B I: Tariflich Beschäftigte

Gemeindeverwaltung ohne Sondervermögen mit Sonderrechnung

nachrichtlich

mit Zulage Leerstellen

Zahl der

Stellen

2016

Zahl der tatsächl. 

besetzten Stellen 

am 30.06.2016

davon Kernver-

waltung (bezogen 

auf Spalte 3)

1 2 3 3a 4 5 6 7 8 9

I. Gemeindeverwaltung - ohne Sondervermögen mit Sonderrechnung -

S 18 1,00 1,00 1,00 1,00 1,00

S 17 17,68 17,88 13,88 15,52 17,68

S 16 1,00 1,00 0,00 0,00 1,00

S 15 7,00 7,00 5,00 5,88 7,00

S 14 123,44 123,06 121,06 105,01 123,44 3xkw 2018

S 12 117,51 117,76 102,89 110,94 117,51

S 11b 75,71 75,92 0,00 0,65 75,71

S 11 0,00 0,00 72,95 66,81 0,00

S 9 5,00 5,00 19,25 0,00 5,00

S 8b 14,88 14,88 0,00 17,48 14,88

S 8a 21,35 21,35 0,00 0,00 21,35

S 6 0,00 0,00 19,35 19,52 0,00

S 4 5,40 5,40 6,40 7,55 5,40

Insgesamt: 389,97 390,25 361,78 350,36 389,97 3xkw 2018

Stellenplan für das Haushaltsjahr 2017/2018

gemäß Anlage 22 zu § 5 SächsKomHVO-Doppik

Vermerke, Erläuterungen 
insgesamt 

2017

darunter

insgesamt 

2018

Entgelt-

gruppe

         Zahl der Stellen nach zeitgenauer Auszählung
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Teil B II: Tariflich Beschäftigte

Sondervermögen mit Sonderrechnung

nachrichtlich

mit Zulage Leerstellen

Zahl der

Stellen

2016

Zahl der tatsächl. 

besetzten Stellen 

am 30.06.2016

davon Kernver-

waltung (bezogen 

auf Spalte 3)

1 2 3 3a 4 5 6 7 8 9

II. Sondervermögen mit Sonderrechnungen (Eigenbetrieb Städtisches Klinikum Dresden - Krankenhaus Friedrichstadt)

AT 17,00 17,00 11,00 16,00

A IV 26,00 26,00 26,00 26,00

A III 64,00 64,00 52,00 64,00

A II 73,00 73,00 81,00 73,00

A I 151,00 151,00 130,00 150,00

15 11,00 11,00 7,00 11,00

14 14,00 14,00 15,00 14,00

13 44,00 44,00 37,00 44,00

12 2,00 2,00 3,00 1,00

11 22,00 22,00 20,00 22,00

10 23,00 23,00 26,00 23,00

9 295,00 295,00 290,00 294,00

8 192,00 192,00 175,00 188,00

7 409,00 409,00 404,00 409,00

6 106,00 106,00 98,00 105,00

5 107,00 107,00 96,00 107,00

4 62,00 62,00 61,00 61,00

3 89,00 89,00 78,00 89,00

2 9,00 9,00 7,00 9,00

Sozialarb. 1,00 1,00 1,00 1,00
Schüler/

Azubis
17,00 17,00 20,00 17,00

Insgesamt: 1734,00 1734,00 1638,00 1724,00

Stellenplan für das Haushaltsjahr 2017/2018

gemäß Anlage 22 zu § 5 SächsKomHVO-Doppik

Vermerke, Erläuterungen Entgelt-

gruppe

darunter

insgesamt 

2018

         Zahl der Stellen nach zeitgenauer Auszählung

insgesamt 

2017
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Teil B II: Tariflich Beschäftigte

Sondervermögen mit Sonderrechnung

nachrichtlich

mit Zulage Leerstellen

Zahl der

Stellen

2016

Zahl der tatsächl. 

besetzten Stellen 

am 30.06.2016

davon 

Kernver-

waltung
1 2 3 3a 4 5 6 7 8 9

II. Sondervermögen mit Sonderrechnungen (Eigenbetrieb Städtisches Klinikum Dresden - Krankenhaus Neustadt)

AT 12,95 12,95 13,95 12,95

IV 13,75 13,75 13,35 13,75

III 31,98 31,98 27,23 31,48

II 64,97 66,53 61,72 63,40

I 62,19 62,19 61,88 59,32

15 1,00 1,00 0,00 1,00

14 5,00 5,00 4,00 5,00

13 25,20 25,53 20,55 23,95

12 3,00 3,00 2,00 2,00

11 12,50 12,50 11,00 11,00

10 10,38 10,38 11,00 10,00

9 206,54 206,54 199,67 200,76

8 145,40 146,20 130,81 139,28

7 282,48 291,02 282,42 275,47

6 42,08 42,08 38,83 41,07

5 55,20 55,20 58,01 55,20

4 24,58 24,58 31,63 23,88

3 28,05 28,05 25,06 28,05

2 5,31 5,31 6,02 4,94

Azubis 6,00 6,46 6,40 5,47

BFD 3,51 3,68 4,00 3,37

Insgesamt: 1042,07 1053,93 1009,53 1011,34

Stellenplan für das Haushaltsjahr 2017/2018

gemäß Anlage 22 zu § 5 SächsKomHVO-Doppik

Vermerke, Erläuterungen Entgelt-

gruppe

         Zahl der Stellen nach zeitgenauer Auszählung

darunter
insgesamt 

2017

insgesamt 

2018
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Teil B II: Tariflich Beschäftigte

Sondervermögen mit Sonderrechnung

nachrichtlich

mit Zulage Leerstellen

Zahl der

Stellen

2016

Zahl der tatsächl. 

besetzten Stellen 

am 30.06.2016

davon Kernver-

waltung (bezogen 

auf Spalte 3)

1 2 3 3a 4 5 6 7 8 9

II. Sondervermögen mit Sonderrechnungen (Eigenbetrieb Friedhofs- und Bestattungswesen Dresden)

15 1,00 1,00 1,00 1,00

14 0,00 0,00 0,00 0,00

13 0,00 0,00 0,00 0,00

12 0,00 0,00 0,00 0,00

11 2,00 2,00 3,00 3,00

10 3,00 3,00 3,00 2,00

9 3,00 3,00 2,00 3,00

8 4,00 4,00 5,00 4,00

7 0,00 0,00 0,00 0,00

6 3,00 3,00 5,00 3,00

5 40,00 40,00 34,00 36,00

4 5,00 5,00 6,00 4,00

3 7,00 7,00 9,00 10,00

2 0,00 0,00 0,00 2,00

Insgesamt: 68,00 68,00 68,00 68,00

Stellenplan für das Haushaltsjahr 2017/2018

gemäß Anlage 22 zu § 5 SächsKomHVO-Doppik

Entgelt-

gruppe

         Zahl der Stellen nach zeitgenauer Auszählung

Vermerke, Erläuterungen 
insgesamt 

2017

insgesamt 

2018

darunter
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Teil B II: Tariflich Beschäftigte

Sondervermögen mit Sonderrechnung

nachrichtlich

mit Zulage Leerstellen

Zahl der

Stellen

2016

Zahl der tatsächl. 

besetzten Stellen 

am 30.06.2016

davon Kernver-

waltung (bezogen 

auf Spalte 3)

1 2 3 3a 4 5 6 7 8 9

II. Sondervermögen mit Sonderrechnungen (Eigenbetrieb Sportstätten Dresden)

15 1,00 1,00 1,00 0,00

14 0,00 0,00 0,00 0,00

13 1,00 1,00 2,00 1,00

12 5,00 5,00 4,00 5,00

11 8,00 8,00 8,00 7,00

10 5,00 5,00 4,00 5,00

9 15,00 15,00 16,00 15,00

8 17,00 17,00 17,00 17,00

7 0,00 0,00 0,00 0,00

6 16,00 16,00 15,00 16,00

5 54,00 54,00 63,00 52,00

4 22,00 22,00 13,00 18,00

3 1,00 1,00 2,00 2,00

2 3,00 3,00 3,18 4,00

Insgesamt: 148,00 148,00 148,18 142,00

Stellenplan für das Haushaltsjahr 2017/2018

gemäß Anlage 22 zu § 5 SächsKomHVO-Doppik

Vermerke, Erläuterungen 
insgesamt 

2017

insgesamt 

2018

darunter

         Zahl der Stellen nach zeitgenauer Auszählung

Entgelt-

gruppe
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Teil B II: Tariflich Beschäftigte

Sondervermögen mit Sonderrechnung

nachrichtlich

mit Zulage Leerstellen

Zahl der

Stellen

2016

Zahl der tatsächl. 

besetzten Stellen 

am 30.06.2016

davon Kernver-

waltung (bezogen 

auf Spalte 3)
1 2 3 3a 4 5 6 7 8 9

II. Sondervermögen mit Sonderrechnungen (Eigenbetrieb Kindertageseinrichtungen Dresden)
AT 0,30 0,30 1,00 1,00
14 0,00 0,00 1,00 0,00
13 0,00 0,00 2,00 0,00

12 2,00 2,00 4,00 2,00

11 17,00 17,00 13,00 16,75

10 4,00 4,00 5,00 4,00

9 9,00 9,00 27,00 8,00

8 13,00 14,00 38,00 12,68

6 11,00 11,00 10,00 11,00

5 9,00 9,00 10,00 9,00

3 1,00 1,00 2,00 0,80

S 18 45,00 45,00 0,00 43,03

S 17 45,00 45,00 42,00 42,43

S 16 54,00 54,00 51,00 50,64

S 15 26,00 26,00 50,00 23,70

S 13 20,00 20,00 23,00 15,28

S 11 46,00 46,00 23,00 28,88

S 10 0,00 0,00 13,00 0,00

S 9 2,00 2,00 0,00 1,00

S 8 0,00 0,00 103,00 0,00

S 8a 2655,00 2724,00 0,00 1856,70

A 8b 100,00 100,00 0,00 86,56

S 7 0,00 0,00 2,00 0,00

S 6 0,00 0,00 1930,00 0,00

S 4 110,00 110,00 175,00 105,40

Insgesamt: 3169,30 3239,30 2525,00 2318,85

Stellenplan für das Haushaltsjahr 2017/2018

gemäß Anlage 22 zu § 5 SächsKomHVO-Doppik

Entgelt-

gruppe

         Zahl der Stellen nach zeitgenauer Auszählung

Vermerke, Erläuterungen 
insgesamt 

2017

insgesamt 

2018

darunter
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Teil B II: Tariflich Beschäftigte

Sondervermögen mit Sonderrechnung

nachrichtlich

mit Zulage Leerstellen

Zahl der

Stellen

2016

Zahl der tatsächl. 

besetzten Stellen 

am 30.06.2016

davon Kernver-

waltung (bezogen 

auf Spalte 3)

1 2 3 3a 4 5 6 7 8 9

II. Sondervermögen mit Sonderrechnungen (Eigenbetrieb IT- Dienstleistungen)

AT 1,00 1,00 1,00 1,00

15 0,00 0,00 0,00 0,00

14 2,00 2,00 1,00 1,00

13 3,00 3,00 4,00 4,00

12 11,00 11,00 6,00 9,00

11 56,00 56,00 68,00 55,00

10 29,00 29,00 26,00 28,00

9 15,00 15,00 16,00 17,00

8 20,00 20,00 11,00 17,00

7 0,00 0,00 0,00 0,00

6 4,00 4,00 3,00 3,00

5 1,00 1,00 2,00 1,00

4 0,00 0,00 0,00 0,00

3 1,00 1,00 1,00 1,00

2 0,00 0,00 0,00 0,00

1 0,00 0,00 0,00 0,00

Insgesamt: 143,00 143,00 139,00 137,00

         Zahl der Stellen nach zeitgenauer Auszählung

Stellenplan für das Haushaltsjahr 2017/2018

gemäß Anlage 22 zu § 5 SächsKomHVO-Doppik

Entgelt-

gruppe

Vermerke, Erläuterungen 
insgesamt 

2017

insgesamt 

2018

darunter
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Teil B II: Tariflich Beschäftigte

Sondervermögen mit Sonderrechnung

nachrichtlich

mit Zulage Leerstellen

Zahl der

Stellen

2016

Zahl der tatsächl. 

besetzten Stellen 

am 30.06.2016

davon Kernver-

waltung (bezogen 

auf Spalte 3)

1 2 3 3a 4 5 6 7 8 9

II. Sondervermögen mit Sonderrechnungen (Eigenbetrieb Stadtentwässerung)

AT 0,08 0,08 0,08 0,08

15 0,00 0,00 0,00 0,00

14 0,06 0,06 0,06 0,06

13 0,00 0,00 0,00 0,00

12 0,00 0,00 0,00 0,00

11 0,08 0,08 0,08 0,08

10 0,00 0,00 0,00 0,00

9 0,00 0,00 0,00 0,00

8 0,00 0,00 0,00 0,00

7 0,00 0,00 0,00 0,00

6 0,00 0,00 0,00 0,00

5 0,00 0,00 0,00 0,00

4 0,00 0,00 0,00 0,00

3 0,00 0,00 0,00 0,00

2 0,00 0,00 0,00 0,00

1 0,00 0,00 0,00 0,00

Insgesamt: 0,22 0,22 0,22 0,22

darunter

         Zahl der Stellen nach zeitgenauer Auszählung

Vermerke, Erläuterungen 
insgesamt 

2017

Stellenplan für das Haushaltsjahr 2017/2018

gemäß Anlage 22 zu § 5 SächsKomHVO-Doppik

Entgelt-

gruppe
insgesamt 

2018
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Stellenplan 2017/2018

Teil A+B Beschäftigte gesamt
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Teil A+B: Beschäftigte gesamt

nachrichtlich

mit Zulage Leerstellen

Zahl der

Stellen

2016

Zahl der tatsächl. 

besetzten Stellen 

am 30.06.2016

davon Kernver-

waltung (bezogen 

auf Spalte 3)

1 2 3 3a 4 5 6 7 8 9

Beschäftigte insgesamt

A + B (ohne A II und B II) 6.771,04 6.773,04 37,00 6.324,16 6.028,08 6.149,88 275 Stellen JD / 38,13xkw 2018

13.081,63 13.165,49 37,00 11.859,09 11.436,39 6.149,88

darunter

insgesamt 

2017

insgesamt 

2018

Stellenplan für das Haushaltsjahr 2017/2018

gemäß Anlage 22 zu § 5 SächsKomHVO-Doppik

A + B (mit A II und B II)
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Gemeindeverwaltung ohne Sondervermögen mit Sonderrechnung

nachrichtlich

mit Zulage Leerstellen

Zahl der
Stellen

2018

Zahl der tatsächl. 
besetzten Stellen am 

30.06.2018

1 2 3 3a 4 5 6 7 8 9

I. Gemeindeverwaltung ‐ ohne Sondervermögen mit Sonderrechnung ‐
B 10 1,00 1,00 1,00 1,00 1,00

B 8 1,00 1,00 1,00 1,00 1,00

B 7 1,00 1,00 1,00 1,00 1,00

B 6 5,00 5,00 5,00 5,00 5,00

Laufbahngruppe 2 B 2 4,00 4,00 4,00 4,00 3,00

A 16 13,00 13,00 4,00 12,50 12,95 12,00

A 15 25,75 25,75 24,00 20,90 23,75

A 14 57,11 57,18 59,00 49,66 54,18

A 13 47,15 47,27 49,25 42,73 41,15

A 12 53,75 53,75 57,25 47,64 43,75 3 Stellen Jobcenter (JC) Dresden
A 11 131,50 132,50 134,50 118,89 88,50 6 Stellen JC Dresden
A 10 78,63 77,63 72,82 60,78 65,62 4 Stellen JC Dresden
A  9 47,42 47,62 25,50 18,32 47,42

Laufbahngruppe 1 A  9 226,88 226,88 30,00 210,00 192,75 46,88 1 Stelle JC Dresden
A  8 335,05 372,14 328,60 310,23 89,33 1 Stelle JC Dresden
A 7 136,00 136,00 143,00 132,42 30,00

A 6 13,62 13,62 17,88 12,50 10,62

Insgesamt: 1.177,86 1.215,34 34,00 1.146,30 1.031,77 564,20 15 Stellen JC Dresden

Stellenplan für das Haushaltsjahr 2019/2020
zu § 5 SächsKomHVO

Bürgermeister, 
Beigeordnete

Teil A: Beamte

Vermerke, Erläuterungen 

        Zahl der Stellen nach zeitgenauer Auszählung

Laufbahngruppe 
Besoldungs‐

gruppe
insgesamt 

2019

insgesamt 
2020

darunter
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Sondervermögen mit Sonderrechnungen (Eigenbetrieb Kindertageseinrichtungen Dresden)

nachrichtlich

mit Zulage Leerstellen

Zahl der
Stellen

2018

Zahl der tatsächl. 
besetzten Stellen am 

30.06.2018

davon Kernver‐
waltung, bezogen 
auf Spalte 3 ‐ Zahl 

der Stellen 
insgesamt

1 2 3 3a 4 5 6 7 8 9

II. Sondervermögen mit Sonderrechnungen (Eigenbetrieb Kindertageseinrichtungen Dresden)

Laufbahngruppe 2 A 14 1,00 1,00 1,00 0,90

A 13 1,00 1,00 1,00 1,00

A 10 1,00 1,00 1,00 1,00

Laufbahngruppe 1 A  8 1,00 1,00 1,00 1,00

Insgesamt: 4,00 4,00 4,00 3,90

II. Sondervermögen mit Sonderrechnungen (Eigenbetrieb IT‐Dienstleistungen Dresden)

Laufbahngruppe 2 A 14 1,00 1,00 1,00 1,00

A 12 1,00 1,00 1,00 1,00

Insgesamt: 2,00 2,00 2,00 2,00

darunter

insgesamt 
2019

insgesamt 
2020

Stellenplan für das Haushaltsjahr 2019/2020
zu § 5 SächsKomHVO

Teil A: Beamte

Vermerke, Erläuterungen 
Laufbahngruppe 

Besoldungs‐
gruppe

         Zahl der Stellen nach zeitgenauer Auszählung
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Gemeindeverwaltung ohne Sondervermögen mit Sonderrechnung

nachrichtlich

mit Zulage Leerstellen

Zahl der
Stellen

2018

Zahl der tatsächl. 
besetzten Stellen am 

30.06.2018

davon Kernver‐
waltung, bezogen 
auf Spalte 3 ‐ Zahl 

der Stellen 
insgesamt

1 2 3 3a 4 5 6 7 8 9

I. Gemeindeverwaltung ‐ ohne Sondervermögen mit Sonderrechnung ‐
AT 12,00 12,00 12,00 11,20 12,00

E 15 52,92 54,38 51,15 45,10 54,38

E 14 58,42 56,42 42,00 47,34 57,42 1 Stelle JC Dresden
E 13 184,05 184,10 175,98 169,16 183,85 4 Stellen JC Dresden / 1xkw 2020
E 12 169,56 167,19 170,66 156,72 168,56

E 11 367,93 370,25 327,27 314,04 370,93 15 Stellen JC Dresden / 2,5xkw 2020
E 10 430,30 428,86 415,86 385,80 429,42 54 Stellen JC Dresden / 2xkw 2020
E 9 155,70 165,55 899,40 167,36 165,20 1 Stelle JC Dresden
E 9c 319,48 308,55 0,00 251,36 308,72 45 Stellen JC Dresden / 3xkw 2020
E 9b 392,31 402,12 0,00 318,79 398,57 43 Stellen JC Dresden / 4xkw 2020
E 9a 630,41 623,17 0,00 510,73 622,44 67 Stellen JC Dresden / 2xkw 2020
E 8 428,96 432,70 885,02 409,69 433,45 3 Stellen JC Dresden / 2,5xkw 2020
E 7 253,00 251,37 49,00 221,99 252,98

E 6 422,81 419,57 462,90 375,80 419,72 2 Stellen JC Dresden
E 5 895,57 897,57 858,29 836,04 896,74 18 Stellen JC Dresden / 1xkw 2020
E 4 140,01 137,34 247,96 118,50 138,09 1 Stelle JC Dresden
E 3 113,39 114,99 198,55 102,87 115,54 7  Stellen JC Dresden
E 2Ü 9,42 9,42 10,42 9,54 9,42

E 2 12,71 12,71 16,68 10,06 12,71

E 1 0,38 0,38 0,38 0,22 0,38

P 10 1,00 1,00 0,00 1,00 1,00

P 7 15,75 15,88 0 14,92 15,88

KR 7a 0,00 0,00 20,42 0,00 0,00

GAGE 398,75 398,75 392,55 364,35 398,75

Insgesamt: 5.464,83 5.464,27 5.236,49 4.842,58 5.466,15 261 Stellen JC Dresden/18xkw 2020

darunter

insgesamt 
2019

insgesamt 
2020

Entgelt‐
gruppe

Vermerke, Erläuterungen 

        Zahl der Stellen nach zeitgenauer Auszählung

Stellenplan für das Haushaltsjahr 2019/2020
zu § 5 SächsKomHVO

Teil B: Tariflich Beschäftigte
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Gemeindeverwaltung ohne Sondervermögen mit Sonderrechnung

nachrichtlich

mit Zulage Leerstellen

Zahl der
Stellen

2018

Zahl der tatsächl. 
besetzten Stellen am 

30.06.2018

davon Kernver‐
waltung, bezogen 
auf Spalte 3 ‐ Zahl 

der Stellen 
insgesamt

1 2 3 3a 4 5 6 7 8 9

I. Gemeindeverwaltung ‐ ohne Sondervermögen mit Sonderrechnung ‐
S 18 1,00 1,00 1,00 1,00 1,00

S 17 18,75 17,88 17,88 16,44 17,75

S 16 1,00 1,00 1,00 0,88 1,00

S 15 5,88 5,88 7,00 5,50 5,88

S 14 120,01 121,06 123,06 114,78 120,24

S 12 125,41 126,06 117,76 113,78 125,41

S 11b 83,00 82,32 75,92 58,12 82,12  1xkw 2020
S 9 5,00 5,00 5,00 4,80 5,00

S 8b 12,75 12,75 14,88 10,75 12,75

S 8a 23,35 23,35 21,35 21,52 23,35

S 4 6,40 6,40 5,40 6,00 6,40

Insgesamt: 402,55 402,70 390,25 353,57 400,90  1xkw 2020

darunter

insgesamt 
2020

Entgelt‐
gruppe

        Zahl der Stellen nach zeitgenauer Auszählung

Stellenplan für das Haushaltsjahr 2019/2020
zu § 5 SächsKomHVO

Teil B: Tariflich Beschäftigte

Vermerke, Erläuterungen 
insgesamt 

2019
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Sondervermögen mit Sonderrechnungen

nachrichtlich

mit Zulage Leerstellen

Zahl der
Stellen

2018

Zahl der tatsächl. 
besetzten Stellen am 

30.06.2018

davon Kernver‐
waltung, bezogen 
auf Spalte 3 ‐ Zahl 

der Stellen 
insgesamt

1 2 3 3a 4 5 6 7 8 9

II. Sondervermögen mit Sonderrechnungen (Eigenbetrieb Städtisches Klinikum Dresden)
AT 26,65 26,65 29,95 26,65

A IV 39,54 39,93 39,75 37,98

A III 112,93 114,06 95,98 111,33

A II 134,38 135,72 139,53 133,28

A I 230,21 232,52 213,19 228,35

E 15 15,02 15,21 12,00 14,81

E 14 38,78 39,20 19,00 39,22 Stufenänderung Psychologen im Rahmen EGO 2017
E 13 57,50 58,16 69,53 56,02

E 12 7,11 7,20 5,00 8,00

E 11 45,18 45,72 34,50 43,12

E 10 28,49 28,80 33,38 28,05

E 9C 3,99 4,04 4,00

E 9B 79,10 80,04 76,52

E 9A 203,31 205,86 501,54 197,23

E 8 106,86 108,18 338,20 109,81

E 7 16,08 16,36 700,02 16,02

E 6 126,26 128,30 148,08 125,27

E 5 159,99 162,59 162,20 158,58

E 4 37,39 38,11 86,58 36,88

E 3 76,62 78,12 117,05 75,45

E 2Ü 2,24 2,26 2,00

E 2 12,50 12,73 14,31 12,92

E 1 0,25 0,26 0,00 0,22

Entgelt‐
gruppe

darunter

insgesamt 
2020

        Zahl der Stellen nach zeitgenauer Auszählung

insgesamt 
2019

Vermerke, Erläuterungen 

Stellenplan für das Haushaltsjahr 2019/2020
zu § 5 SächsKomHVO

Teil B: Tariflich Beschäftigte
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Sondervermögen mit Sonderrechnungen

nachrichtlich

mit Zulage Leerstellen

Zahl der
Stellen

2018

Zahl der tatsächl. 
besetzten Stellen am 

30.06.2018

davon Kernver‐
waltung, bezogen 
auf Spalte 3 ‐ Zahl 

der Stellen 
insgesamt

1 2 3 3a 4 5 6 7 8 9

II. Sondervermögen mit Sonderrechnungen (Eigenbetrieb Städtisches Klinikum Dresden)
P 16 1,00 1,01 0,00 1,00

P 15 3,00 3,03 0,00 3,00

P 14 1,00 1,01 0,00 1,00

P 13 18,76 19,06 0,00 19,60

P 12 32,22 32,61 0,00 32,10

P 11 40,23 40,71 0,00 38,55

P 10 20,48 20,80 0,00 21,30

P 9 168,45 172,12 0,00 165,85

P 8 354,60 360,37 0,00 358,48 Stufenänderung, vorn. Pflege im Rahmen EGO 2017
P 7 525,36 528,66 0,00 522,53 Stufenänderung, vorn. Pflege im Rahmen EGO 2017
P 6 53,14 53,74 0,00 51,88 Verschiebung KR4 zu P6 (neue Tabellen in 2016)
P 5 47,88 49,00 0,00 48,05 Verschiebung KR3 zu P5 (neue Tabellen in 2016)

S 13 1,28 1,29 0,00 1,00

S 12 0,87 0,88 0,00 0,88

S 11b 20,99 21,20 0,00 21,51

S 8a 10,21 10,31 0,00 8,00

Sozialarb. 0,00 0,00 1,00 0,00

Azubis 25,80 28,20 23,46 22,46
BFD 6,38 8,51 3,68 5,26

Insgesamt: 2.892,03 2.932,53 2.787,93 2.864,16

Entgelt‐
gruppe

         Zahl der Stellen nach zeitgenauer Auszählung
darunter

insgesamt 
2019

insgesamt 
2020

Stellenplan für das Haushaltsjahr 2019/2020
zu § 5 SächsKomHVO

Teil B: Tariflich Beschäftigte

Vermerke, Erläuterungen 
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Sondervermögen mit Sonderrechnungen

nachrichtlich

mit Zulage Leerstellen

Zahl der
Stellen

2018

Zahl der tatsächl. 
besetzten Stellen am 

30.06.2018

davon Kernver‐
waltung, bezogen 
auf Spalte 3 ‐ Zahl 

der Stellen 
insgesamt

1 2 3 3a 4 5 6 7 8 9

II. Sondervermögen mit Sonderrechnungen (Eigenbetrieb Friedhofs‐ und Bestattungswesen Dresden)
E 15 1,00 1,00 1,00 1,00

E 14 0,00 0,00 0,00 0,00

E 13 0,00 0,00 0,00 0,00

E 12 0,00 0,00 0,00 0,00

E 11 2,00 2,00 2,00 2,00

E 10 3,00 3,00 3,00 3,00

E 9 8,00 8,00 3,00 6,00

E 8 4,00 4,00 4,00 3,00

E 7 1,00 1,00 0,00 2,00

E 6 6,00 6,00 3,00 4,00

E 5 35,00 35,00 40,00 38,00

E 4 6,00 6,00 5,00 5,00

E 3 3,00 3,00 7,00 4,00

E 2 0,00 0,00 0,00 0,00

Insgesamt: 69,00 69,00 68,00 68,00

Entgelt‐
gruppe

        Zahl der Stellen nach zeitgenauer Auszählung

Vermerke, Erläuterungen 
insgesamt 

2019

insgesamt 
2020

darunter

Stellenplan für das Haushaltsjahr 2019/2020
zu § 5 SächsKomHVO

Teil B: Tariflich Beschäftigte
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Sondervermögen mit Sonderrechnungen

nachrichtlich

mit Zulage Leerstellen

Zahl der
Stellen

2018

Zahl der tatsächl. 
besetzten Stellen am 

30.06.2018

davon Kernver‐
waltung, bezogen 
auf Spalte 3 ‐ Zahl 

der Stellen 
insgesamt

1 2 3 3a 4 5 6 7 8 9

II. Sondervermögen mit Sonderrechnungen (Eigenbetrieb Sportstätten Dresden)
E 15 1,00 1,00 1,00 1,00

E 14 0,00 0,00 0,00 0,00

E 13 1,00 1,00 1,00 0,00

E 12 5,00 5,00 5,00 4,00

E 11 12,00 12,00 8,00 11,00

E 10 4,00 4,00 5,00 4,00

E 9 20,00 20,00 15,00 18,00

E 8 15,00 15,00 17,00 16,00

E 7 3,00 3,00 0,00 4,00

E 6 12,00 12,00 16,00 12,00

E 5 71,00 71,00 54,00 71,00 incl. zusätzlich 2 Saisonarbeitskräfte
E 4 2,00 2,00 22,00 2,00

E 3 1,00 1,00 1,00 1,00

E 2 1,00 1,00 3,00 1,00

Insgesamt: 148,00 148,00 148,00 145,00 incl. zusätzlich 2 Saisonarbeitskräfte

Entgelt‐
gruppe

Vermerke, Erläuterungen 
insgesamt 

2019

insgesamt 
2020

darunter

        Zahl der Stellen nach zeitgenauer Auszählung

Stellenplan für das Haushaltsjahr 2019/2020
zu § 5 SächsKomHVO

Teil B: Tariflich Beschäftigte
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Sondervermögen mit Sonderrechnungen

nachrichtlich

mit Zulage Leerstellen

Zahl der
Stellen

2018

Zahl der tatsächl. 
besetzten Stellen am 

30.06.2018

davon Kernver‐
waltung, bezogen 
auf Spalte 3 ‐ Zahl 

der Stellen 
insgesamt

1 2 3 3a 4 5 6 7 8 9
II. Sondervermögen mit Sonderrechnungen (Eigenbetrieb Kindertageseinrichtungen Dresden)

AT 1,00 1,00 1,00 0,30
E 14 1,00 1,00 1,00 1,00

E 13 1,00 1,00 1,00 0,80

E 12 2,00 2,00 2,00 2,00

E 11 21,25 21,25 21,25 19,80

E 10 12,00 12,00 12,00 10,55

E 9c 5,00 5,00 5,00 5,00

E 9b 1,00 1,00 1,00 1,00

E 9a 13,05 13,05 13,05 12,15

E 8 4,00 4,00 4,00 4,00

E 7 7,00 7,00 7,00 6,50

E 6 4,00 4,00 4,00 3,75

E 5 7,80 7,80 7,80 6,80

E 3 0,80 0,80 0,80 0,80

S 18 49,75 49,75 49,75 48,79

S 17 64,40 64,40 64,40 62,20

S 16 47,20 47,20 47,20 49,35

S 15 61,40 61,40 61,40 61,05

S 13 38,00 38,00 38,00 33,58

S 11b 45,15 45,15 45,15 42,12

S 9 75,40 75,40 75,40 11,02

S 8b 430,90 412,90 430,90 96,95

S 8a 2242,40 2242,40 2242,40 1979,45

S 4 187,62 187,62 187,62 143,42

Insgesamt: 3.323,12 3.305,12 3.323,12 2.602,38

Stellenplan für das Haushaltsjahr 2019/2020
zu § 5 SächsKomHVO

Teil B: Tariflich Beschäftigte

Entgelt‐
gruppe

        Zahl der Stellen nach zeitgenauer Auszählung

Vermerke, Erläuterungen 
insgesamt 

2019

insgesamt 
2020

darunter
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Sondervermögen mit Sonderrechnungen

nachrichtlich

mit Zulage Leerstellen

Zahl der
Stellen

2018

Zahl der tatsächl. 
besetzten Stellen am 

30.06.2018

davon Kernver‐
waltung, bezogen 
auf Spalte 3 ‐ Zahl 

der Stellen 
insgesamt

1 2 3 3a 4 5 6 7 8 9

II. Sondervermögen mit Sonderrechnungen (Eigenbetrieb IT‐ Dienstleistungen)
AT 1,00 1,00 1,00 1,00

E 14 2,00 2,00 2,00 2,00

E 13 3,00 3,00 3,00 3,00

E 12 25,00 25,00 7,00 9,00

E 11 40,00 39,00 54,00 50,00

E 10 50,00 52,00 38,00 36,00

E 9c 2,00 2,00 2,00 2,00

E 9b 11,00 11,00 11,00 9,00

E 9a 2,00 2,00 2,00 1,00

E 8 27,00 29,00 24,00 21,00

E 7 6,00 6,00 5,00 4,00

E 6 2,00 2,00 2,00 2,00

E 5 2,00 2,00 2,00 2,00

E 3 1,00 1,00 1,00 1,00

Insgesamt: 174,00 177,00 154,00 143,00

Entgelt‐
gruppe

Vermerke, Erläuterungen 
insgesamt 

2019

insgesamt 
2020

darunter

        Zahl der Stellen nach zeitgenauer Auszählung

Stellenplan für das Haushaltsjahr 2019/2020
zu § 5 SächsKomHVO

Teil B: Tariflich Beschäftigte
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Sondervermögen mit Sonderrechnungen

nachrichtlich

mit Zulage Leerstellen

Zahl der
Stellen

2018

Zahl der tatsächl. 
besetzten Stellen am 

30.06.2018

davon Kernver‐
waltung, bezogen 
auf Spalte 3 ‐ Zahl 

der Stellen 
insgesamt

1 2 3 3a 4 5 6 7 8 9

II. Sondervermögen mit Sonderrechnungen (Eigenbetrieb Stadtentwässerung)
AT 0,08 0,08 0,08 0,08

E 15 0,00 0,00 0,00 0,00

E 14 0,06 0,06 0,06 0,06

E 13 0,00 0,00 0,00 0,00

E 12 0,00 0,00 0,00 0,00

E 11 0,07 0,07 0,07 0,07

E 10 0,00 0,00 0,00 0,00

E 9 0,00 0,00 0,00 0,00

E 8 0,00 0,00 0,00 0,00

E 7 0,00 0,00 0,00 0,00

E 6 0,00 0,00 0,00 0,00

E 5 0,00 0,00 0,00 0,00

E 4 0,00 0,00 0,00 0,00

E 3 0,00 0,00 0,00 0,00

E 2 0,00 0,00 0,00 0,00

E 1 0,00 0,00 0,00 0,00

Insgesamt: 0,21 0,21 0,21 0,21

Entgelt‐
gruppe

insgesamt 
2020

        Zahl der Stellen nach zeitgenauer Auszählung

Vermerke, Erläuterungen 
insgesamt 

2019
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Sondervermögen mit Sonderrechnungen

nachrichtlich

mit Zulage Leerstellen

Zahl der
Stellen

2018

Zahl der tatsächl. 
besetzten Stellen am 

30.06.2018

davon Kernver‐
waltung, bezogen 
auf Spalte 3 ‐ Zahl 

der Stellen 
insgesamt

1 2 3 3a 4 5 6 7 8 9

II. Sondervermögen mit Sonderrechnungen (Eigenbetrieb Heinrich‐Schütz‐Konservatorium Dresden)
E 15 1,00 1,00 1,00 1,00

E 13 2,00 2,00 2,00 2,00

E 10 16,23 16,23 16,23 15,83

E 9 44,54 45,84 40,47 39,79

E 8 1,50 1,50 1,50 1,00

E 7 6,52 6,93 6,10 6,10

E 5 0,90 0,90 0,00 0,00

Insgesamt: 72,69 74,40 67,30 65,72

Entgelt‐
gruppe

        Zahl der Stellen nach zeitgenauer Auszählung

Vermerke, Erläuterungen 
insgesamt 

2019

insgesamt 
2020

darunter

Stellenplan für das Haushaltsjahr 2019/2020
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nachrichtlich

mit Zulage Leerstellen

Zahl der
Stellen

2018

Zahl der tatsächl. 
besetzten Stellen am 

30.06.2018

davon Kernver‐
waltung, bezogen 
auf Spalte 3 ‐ Zahl 

der Stellen 
insgesamt

1 2 3 3a 4 5 6 7 8 9

(ohne A II und B II) 7.045,24 7.082,31 34,00 6.773,04 6.227,92 6.431,25
276 Stellen Jobcenter Dresden/
19xkw 2020 gesamte Stadtverwaltung 

(mit A II und B II) 13.730,29 13.794,57 34,00 13.327,60 12.122,29 6.431,25

         Zahl der Stellen nach zeitgenauer Auszählung

Vermerke, Erläuterungen 

darunter

insgesamt 
2019

insgesamt 
2020

Teil A+B: Beschäftigte gesamt

Stellenplan für das Haushaltsjahr 2019/2020
zu § 5 SächsKomHVO
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Anhang 4: Protokoll zur Konsulation mit Betreuerin Frau Dr. Claudia Lubk 
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Anhang 5: Protokoll zum Gesprächstermin in der Sächsischen Staatskanzlei als 
federführende Behörde im Bereich der Ausbildungsoffensive 
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Anhang 6: Protokoll zum Gesprächstermin mit Herrn Frank Degenkolbe, Kanzler 
der Hochschule Meißen als Akteur der Ausbildungsoffensive 

 

  



Wortprotokoll zur Besprechung am 11.02.2019, Herr Frank Degenkolbe 
 
Die Ausbildungsoffensive, die dieStaatsregierung im Februar beschlossen hat, hatbei 
uns schon ein Jahr vorher gestartet. Bereits zu diesem Zeitpunkt hat es erste 
Überlegungen diesbezüglich gegeben. Wir haben damalsgesehen, dass die 
Studentenzahlen ansteigen - das werden Sie dann auch in den Unterlagensehen, die 
ich Ihnen gebe. Bereits von 2015 bis 2017 haben sich unsere Studentenzahlen, 
insbesondere in den Fachbereichen Allgemeine Verwaltung und Finanzen schonfast 
verdoppelt, sodass die bevorstehende Ausbildungsoffensive eigentlich bereits Einzug 
gehalten hatte. Auch die Kommunen haben schon mehr ausgebildet. Wir als 
Hochschule haben daherbereits im Vorfeld des Kabinettsbeschlusses mit der 
Planung begonnen und eine Variantenbetrachtung erstellt. Eswurde im Rahmen 
einer Folgeabschätzung überlegt, was passiert, wenn wir letztlich die doppelte 
Anzahl an Studentenoder sogar drei Mal so viele an der Hochschule haben. 
Beachten müssen Sie, dass die Studentenzahlen durch das dreijährige Studium 
sukzessive aufwächst und damit immer erst nach drei Jahren die volle Auslastung 
festzustellen ist. 
 
Wie Sie wissen, gibt es einen Doppelhaushalt. Für den Doppelhaushalt2019/2020 
mussten wir bereits im Jahr 2018 planen. Wir haben hierdie vorbereiteten Papiere, 
also die Variantenbetrachtungen, dem Innenministerium und auch der 
Personalkommission bei der Staatskanzlei vorgelegt. Unter Verweis auf die 
Ergebnisse, ausgehend von einer Verdopplung oder gar Verdreifachung der 
Studentenzahlen, haben wir bauliche,sachliche und personelle Mittel beantragt. 
Diese Überlegungen sind dann immer weiter vorangeriebenworden, bis dieses 
Papier entstanden war, das ich Ihnen heute mitgebe. DasDokument enthält viele 
Fragen, die für Sie sicher von Interesse sind. 
 
Für uns ist die Zahl der Studiengruppen besonders wichtig. Wir nutzen 
einenFünfundzwanziger-Teiler für die Gruppenstärke. Jede Studiengruppe braucht 
dann einenLehrsaal, einen Dozenten und die entsprechende Ausstattung. Diese 
Bedarfsplanung, diewir da also im Vorfeld bereits hatten, hat nach meinem Eindruck 
unmittelbar auf den Kabinettsbeschluss eingewirkt. Das Ihnen vorliegende Dokument 
ist am Tag nach dem Beschluss fertig geworden, weil wir dann aufGrundlage des 
Kabinettsbeschlusses klar benennen konnten, welche Sachmittel, Personal und 
Baulichkeiten benötigt werden. Ich zeige Ihnen mal etwas: Wenn Sie sich diese 
Tabelle hier anschauen, sehen Sie dieHochrechnung der Ausbildungszahlen von 
2015 bis 2020. Im Vergleich zu 2015 hatten wiralso schon 2017 diedoppelte Anzahl 
an Studenten, im Jahr 2019 schon fast das Dreifache. Dasist eine sehr wichtige 
Tabelle, weil Sie hierdurch erkennen, wie sich die Anzahl der 
Studierendenentwickelt.  
 
Die Zahlen, die von der Staatsregierung im Rahmen der Ausbildungsoffensive 
bekannt gegeben wurden, also178 Studierende, umfasst nur den Bereich der vom 
Freistaat Sachsen ausgebildet werden soll. Aber auch die Kommunen haben den 
Ausbildungsbedarf vervierfacht, von 40 aufjetzt 160. Sie müssen also immer 
zwischen der staatlichen und der 
kommunalenAusbildungsoffensiveunterscheiden.Wir haben also die Vorarbeit für den 
Freistaat geleistet, sodass er uns entsprechend 
ausstatten kann, um die Ausbildungsoffensive durchzuführen. Damit wurde also, 
wenn Sieso wollen, die Grundlage für die Haushaltsanmeldung gelegt. Die 



Staatsregierung hat in ihrem Beschlussauch festgehalten, dass wir personell und 
baulich auch so ausgestattet werdenmüssen, dass wir alles realisieren können. Im 
Doppelhaushalt 2019/2020 wurden alle diese Stellenforderungen imGesetz 
aufgenommen. Um es auf den Punkt zu bringen: Wir werden dieses Jahr 22 
neueDozenten begrüßen können. Vorher hatten wir 45 Dozenten. Auch nächstes 
Jahr kommendann nochmals 7 Dozenten dazu. Insgesamt gibt es also eine 
Verdopplung der hauptamtlichenDozenten. Nebenamtliche Lehrbeauftragte kommen 
dann auch noch hinzu. 
 
Sie sehen hier in dem Dokument auch, dass unsere Haushaltsansätze für Sachmittel 
um40% erhöht wurden, sodass wir in die Lage sind, die zusätzlichen 
Räumlichkeitenauszustatten. In diesem Bereich sind zwei Maßnahmen geplant –zum 
Einen der Bau von Interims hier auf dem Campusgelände und zum Anderen 
dieAnmietung 11 zusätzlicher Lehrsäle an einem zweiten Standort. Konkret werden 
Modulbauten auf dem Campus errichtet. In einem Gebäude der HSF werden neue 
Dozentenbüros eingerichtet,da die Dozentenbüros im Hauptgebäude bereits belegt 
sind und 22 neue Dozenten untergebrachtwerden müssen. Zusätzlich werden 
Lehrsäle an einem zweiten Standort angemietet. 
 
Wenn ich Sie zudem richtig verstanden habe, wollten Sie auch Auskünfte zur 
Umsetzung. 
Also im Prinzip meldet man eine neue Aufgabe und den damit verbundenen 
Stellenbedarf bei den Haushaltsverhandlungen an. Hierbei erstellt man einen 
entsprechenden Stellenkegel, der die höherwertigen und niedrigwertigeren Stellen 
aufzeigt. Letztlich werden diese Stellen nach Zuweisung des Haushaltes dann 
ausgeschrieben. Hier sehen Sie zum Beispiel eine Ausschreibung von 2018 für 4 
Professuren und 6 Dozentenstellen.  Wir haben für diese Ausschreibung 
überplanmäßigeMittel beantragt, um überhaupt so eine überregionale Ausschreibung 
realisieren zukönnen. Diese Ausschreibung wurdedann bundesweit in DER ZEIT und 
speziell in Sachsen in derSZ, Freien Presse und der Leipziger Volkszeitung 
veröffentlicht. Zurzeit laufen dafür die Stellenbesetzungsverfahren,die 
personalwirtschaftlich betrachtet einen großen (Zeit-)Aufwand mitsichbringen und 
hohen Abstimmungsbedarf erfordern. Ab März werden jede Woche 
Probelehrveranstaltungendurchgeführt werden. Wir wollen bis Ende Mai die 
Auswahlverfahren abgeschlossen haben und gehen dann davon aus, dass die neuen 
Dozenten unter Beachtung ihrer Kündigungsfristen ab Ende Juli ihre Tätigkeit hier 
aufnehmen können und damit noch eine Einarbeitungszeit bis zum Studienbeginn 
haben.  
 
Ein weiteres Themasind, wie Sie bereits angesprochen haben, die 
Vergabeverfahren, die uns bei der Ausstattung von 20-30 Lehrsälen im Hinblick auf 
die Schwellenwerte vor große Herausforderungen stellen. Hier kommt erschwerend 
hinzu, dass die Hochschule nebender Verdopplung auch eine Verbesserung der 
Ausstattung, zum Beispiel durch die Einführunginteraktiver Tafeln, anstrebt. Für 
diese Anschaffungen müssen vorerst Zuständigkeitengeklärt werden, also ob wir 
selbst oder der SIB zuständig ist. Auch die Verwaltung stehthier ja vor einer 
besonderen Situation, die es so bisher nicht gab. Die Beschaffung einerinteraktiven 
Tafel ist zwar nicht problematisch, aber in dem geplanten Umfang der 
Ausstattungvon über 20 Räumen ergeben sich auch für die Ausschreibung weitere 
Herausforderungen.Es müssen die Ausschreibungstexte vorbereitet und die 
verschiedenen Vergabefristeneingehalten werden. Das Wichtigste ist aber auch in 



diesem Bereich der Beschlussdes Haushaltes, sodass die notwendigen Mittel 
überhaupt zur Verfügung stehen. 
 
Festzuhalten ist auch, dass wir derzeit eine sehr große Einstellungswelle haben. 
Damit ist es tendenziell möglich, dass die Altersstruktur der Studenten etwa gleich ist 
und wir in einigen Jahrendasselbe Problem der kumulierenden Altersabgänge wieder 
auflebt. Wir haben an der Hochschule aber natürlichauch Studenten im 
fortgeschrittenen Alter, teilweise mit ersten Bildungsabschlüssen. Die 
Ausbildungsoffensive ist ja bereits auf 10Jahre angelegt ist, so dass sich die 
zukünftigen Altersabgänge zumindest auf einen Zeitraumvon diesen 10 Jahren 
verteilen und nicht zur selben Zeit passieren dürften. Zudem sind ja auchim Rahmen 
der Ausbildungsoffensive weitere Evaluierungen geplant, bei denen die 
Zahlennochmal angepasst werden können.  
 
Hinzu kommt, dass ein Großteil derjenigen, die nach der Umwandlung der 
Verwaltung 1990 die Arbeit begonnen haben zumTeil eine fachfremde 
Berufsausbildungen haben, weil es die eigentlich benötigten Abschlüsse indieser Zeit 
noch nicht gegeben hat. Man kann also nicht einfach aus dem Abschluss eines 
aktuellen Mitarbeiters auf die zukünftige Qualifikation seines Nachfolgers schließen. 
Es müssen also zusätzlich auch die Arbeitsplätzeselbst analysiert werden, um 
herauszufinden, welche Qualifikation heute benötigt werden. Vor allem in diesem 
Bereich denke ich, dass der Freistaat Sachsen noch einmal 
tätig werden wird. 
 
Rückblickend wäre es besser gewesen, die Behörden hätten jährlich über denBedarf 
ausgebildet. Das jetzt zu entstehende Loch könnte so leicht gefüllt werden. Vor dem 
Hintergrund, dass man darausjetzt aber die richtigen Schlüsse gezogen hat, finde ich 
die getroffene Maßnahme insgesamt sehr gut. 
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